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URSPRÜNGE UND ENTWICKLUNG DER MITBESTIMMUNG IN DEUTSCHLAND 
Von Hans-Jürgen Teuteberg, Münster 
1. EINFÜHRUNG IN DEN PROBLEMKREIS 
Die "Mitbestimmung" wird heute als Sammelbegriff für verschiedene For-
men der Beteiligung von Arbeitnehmern an der betrieblich-unternehmerischen 
wie überbetrieblich-gesamtwirtschaftlichen Willensbildung verstanden. 1 Diese 
Teilhabe reicht juristisch gesehen vom gleichberechtigten Mitentscheiden mit 
aufschiebendem Vetorecht über schwächere Mitwirkungsrechte ohne Blockade-
möglichkeiten bis zu losen Informations-, Anhörungs- und Beratungsfunktio-
nen, die aber durch Anrufung von Einigungs- und Schiedsstellen sowie Arbeits-
gerichten gegebenenfalls wieder verstärkt werden können. Zur Zeit werden be-
1 Die Mitbestimmung im weiteren Sinne wird zunächst als Zentralbegriff für jede Form 
der Einwirkung auf das Zustandekommen und die Durchführung von Entscheidungen ange-
sehen, die von anderen getroffen werden. Mitbestimmung im engeren Sinn ist ein Einwir-
kungsrecht, daß rechtswirksame Entscheidungen nur zustande kommen läßt a) durch den 
Beschluß eines paritätisch besetzten entscheidungsbefugten Organs ohne Rücksicht auf die 
Mehrheitsverhältnisse bei der Abstimmung, b) durch ausdrücklich zustimmende Willens-
erklärungen der Einwirkungsberechtigen als Wirkungszusammenkommen und bei Fehlen 
der zustimmenden Willenserklärung durch verbindlichen Spruch einer dritten Stelle. Eine 
abgeschwächte Mitwirkung liegt vor, wenn a) die Einwirkungsberechtigten unterparitätisch 
an den entscheidungsbefugten Organen beteiligt sind, wenn b) Entscheidungen vor dem 
Wirksam werden mit den Mitwirkungsberechtigten zu erörtern sind, c) das Wirksamwerden 
an zustimmende Willenserklärungen aller Beteiligten aber nicht gebunden ist, die Wirksam-
keit von Entscheidungen bei Vorlage bestimmter Gründe eingeschränkt oder aufgehoben 
werden muß und wenn d) schließlich die Durchführung von Entscheidungen sich unter Kon-
trolle oder tätiger Anteilnahme der Mitwirkungsberechtigten vollzieht. Das Informations-, 
Anhörungs- und Beratungsrecht gehört dagegen nicht zu den Mitbestimmungs- und Mitwir-
kungsrechten im engeren Sinne, bildet aber häufig eine notwendige Vorstufe dazu. Vgl. W. 
Weddigen, Art. "Mitbestimmung". In: Handwörterbuch für Sozialwissenschaften Bd. 7, 
Göttingen 1961, S. 367-380. - Günter Apel. Mitbestimmung, München 1969, S. 81ff.-
Walter Weddigen, Begriff und Produktivität der Mitbestimmung. In. Fritz Voigt und Walter 
Weddigen> Zur Theorie und Praxis der Mitbestimmung, Bd.l, Berlin 1962. - Gesetz über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen- und Stahl erzeugenden Industrie vom 21. Mai 1951. - Ergän-
zungsgesetz über die Mit bestimmung der Montan-Ho ldinggesellschaften vom 7. August 1 956. 
- Betriebsverfassungsgesetz vom 11. Oktober 1952 (neugefaßt am 15 . Januar 1972). - Per-
sonalvertretungsgesetz vom 6. September 1955. (Neufassungen Gesetz zur Änderung des 
Personalvertretungsgesetzes v. 13. Januar 1965 und Bundespersonalvertretungsgesetz v. 15. 
März 1974). - Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer vom 4. Mai 1976. 
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kanntlich fOlgende gesetzliche Fonnen einer gestuften Mitbestimmung in der 
Bundesrepublik nebeneinander praktiziert: 
1. Die Montanmitbestimmung von 1951 (zusammen mit dem Ergänzungsgesetz 
über die Mitbestimmung· in Montan-Holdinggesellschaften von 1956) ftir et-
wa 0,6 Mil!. Arbeitnehmer. 
2. Das Betriebsverfassungsgesetz von 1952 in der Neufassung von 1972 für et-
wa 10,3 MiII. Arbeitnehmer. 
3. Das Personalvertretungsgesetz von1955 (Neufassung 1974) für etwa 3,4Mill. 
Arbeitnehmer. 
4. Das Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer von 1976 für etwa 5 
MUt. Arbeitnehmer. ("Gleichgewichtige Mitbestimmung" in großen Aktien-
gesellschaften für rd. 4. Mill. Arbeitnehmer, mit "Drittel-Parität" im Auf-
sichtsrat bei kleineren Kapitalgesellschaften für etwa 1 Mill. Arbeitnehmer.) 
In allen größeren privaten Unternehmungen haben die abhängig Beschäftig-
ten wie in den Behörden der öffentlichen Verwaltung somit ein gesetzlich ver-
brieftes Mitspracherecht erhalten. Lediglich Kleinbetriebe unter fünf Arbeit-
nehmern sowie Unternehmen, die überwiegend politischen konfessionellen 
. , , 
karitativen, erzieherischen, wissenschaftlichen und künstlerischen B estimmun-
gen bzw. Zwecken der Berichterstattung und Meinungsäußerung ("Tendenz-
betriebeH) dienen, können sich der Mitbestimmung entziehen. Auf überbetrieb-
licher Ebene existiert, was vielfach übersehen wird, ebenfalls eine ausgedehnte 
Arbeitnehmer-Mitbestimmung in den verschiedenen Zweigen der gesetzlichen 
Sozialversicherung, in der Arbeitsrechtsprechung sowie im Schieds- und Eini-
gungswesen: Dagegen haben sich langgehegte Pläne für eine Mitbestimmung im 
Rahmen von Arbeits- bzw. Arbeiterkammern (mit Ausnahme in Bremen und 
im Saarland) sowie eines Bundeswirtschaftsrates bis jetzt nicht verwirklichen 
lassen. 
Bei dem Zustandekommen der verschiedenen Gesetze ist im Bundestag wie 
in der Öffentlichkeit die deutsche Mitbestimmung einerseits als ein in der gan-
zen Welt ohne Parallele dastehendes Sozialexperiment in der Geschichte der 
Arbeitgeber-Arbeitnehmerbeziehungen, als neuer Betriebsstil und Beitrag zur 
Realisierung einer "Wirtschaftsdemokratie" bzw. dritter Weg zwischen Kapita-
lismus und Sozialismus, andererseits als massiver Verstoß gegen das Grundrecht 
auf Eigentum und die Prinzipien der Marktwirtschaft bzw. als "Feigenblatt des 
Kapitalismus" und als ideologisch-t~ktische Verschleierung des unaufhebbaren 
sozialen Klassenkampfes gebrandmarkt worden. Insgesamt hat die Kritik aus 
den verschiedenen gesellschaftlichen Lagern regelmäßig überwogen, so daß die 
Mitbestimmung nicht ganz zu Unrecht als ein ungeliebter Wechselbalg bezeich-
net werden kann, zu dessen Vaterschaft sich niemand mit vollem Herzen be-
kennen mag. 
Bemerkenswerterweise sehen Anhänger wie Kritiker in der Mitbestimmungs': 
gesetzgebung meistens ein vollständiges Novum, d.h. eine mehr oder weniger 
zufällig institutionalisierte Machtverschiebung seit 1945. Aber diese Betrach-
tung ist historisch recht kurzsichtig und verstellt einer umfassenden Beurteilung 
des Mitbestimmungsproblems den Weg. Wenngleich die bei der Begründung der 
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Bundesrepublik und zu Beginn der ftinfziger Jahre bestehendeninnenpolitischen 
Faktoren beim Zustandekommen der ersten Mitbestirnmungsgesetze nicht unter~ 
schätzt werden dürfen und diese inhaltlich wie formal nicht als eine bloße Fort-
setzung der Weimarer Rätegesetzgebung angesehen werden können, so muß die 
Mitbestimmung jedoch in die Geschichte der deutschen Unternehmensverfas-
sung und der betrieblichen wie überbetrieblichen Sozialpolitik eingeordnet 
werden. Erst aus einer solchen zeitlich übergreifenden Strukturanalyse ergeben 
sich die richtigen Einsichten in die Möglichkeiten und Grenzen einer Beteili-
gung von Arbeitnehmern am betrieblichen wie allgemeinen wirtschaftlichen 
Lenkungsvollzug. Wie eingehende Forschungen gezeigt haben, sind die Bestre-
bungen, den arbeitenden Menschen an den Dispositionsrechten VO~l Betrieb 
und Wirtschaft teilhaben zu lassen, nicht erst aus den sozial- und wIrtschafts-
politischen Einsichten der jüngste? Zeit erwachs~n: ~onder~ lassen sich unter 
anderen Begriffen bis an den Begmn der IndustnahsIemng In Deutschland zu-
rückverfolgen, als unter dem Eindruck struktureller Veränderungen de~ wirt-
schaftlichen Produktion und Organisation auch die Sozial beziehungen ZWIschen 
Leitenden und Ausführenden auf eine neue Basis gestellt wurden? Es gibt nicht 
den geringsten Zweifel mehr, daß die Forderungen nach einer "Mitbestimmung", 
cl.h. im weitesten Sinn den Arbeitnehmern die Möglichkeit zu geben, auf den 
Ablauf des Wirtschaftsgeschehens aktiv einzuwirken, schon ganz am Beginn 
des Fabrikwesens entstanden sind und daher zu den Kardinalproblemen einer 
Industriegesellschaft gezählt werden müssen. Die nachfolgenden Ausftihrungen 
haben vor allem den Zweck, in thesenhaften Grundlinien die Genesis der Mit-
bestimmung im Denken wie in der Realität zu skizzieren, um den heutigen 
Debatten ein verläßliches historisches Fundament zu geben. 
2. DIE ENTSTEHUNG DER ANSPRÜCHE UND THEORIEN FÜR EIN MITBESTIMMUNGSRECHT 
DER ARBEITER IN BETRIEB UND WIRTSCHAFT 
Infolge der verspätet einsetzenden Industrialisierung Deutschlands entwickel-
ten sich die ersten Ideen für ein Mitspracherecht der Arbeiter im frühen 19. 
Jahrhundert zunächst am Vorbild der industriell weiter entwickelten Nachbar-
staaten des europäischen Westens. Die ersten Vorschläge ftir ein spezielles Mit-
bestimmungsrecht der Fabrikarbeiter, wie sie beispielsweise von dem baye-
2 Die nachfolgenden Ausführungen stützen sich im ersten Teil auf meine vor nahezu 
20 Jahren veröffentlichte Dissertation, deren zentrale Thesen aufgrund neuer Einsichten 
aber ergänzt wurden. Die Geschichte der Mitbestimmung ab 1918 ist etwas ausführlicher mit 
Literaturhinweisen belegt worden, da bisher nur historisch unzureichende Darstellungen für 
die späteren Zeitabschnitte existieren. Die Entwicklung der Mitbestimmung im öffentlichen 
Dienst wurde, da es hier noch an entsprechenden Vorarbeiten fehlt, ausgeklammert, Vgl. 
Hans J. Teuteberg, Geschichte der industriellen Mitbestimmung in Deutschland. Ursprünge 
und Entwicklung ihrer Vorläufer im Denken und in der Wirklichkeit des 19. Jahrhunderts. 
In: Soziale Forschung und Praxis, hrsg. von der Sozialforschungsstelle an der Universität 
Münster, Bd. 15, Tübingen 1961. 
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rischen Philosophen Franz von Baader, dem Hamburgel;.-Pädagogen Immanuel 
WohlwiU, dem Tübinger StaatsrechtIer Robert Mohl sowie dem Wiener Juristen 
Johann .Alois Perthaler in den dreißiger und vierzig er Jahren aufgrund von Bil-
dungsreIsen und dem Studium der ausländischen Literatur erstmals vorgebracht 
wurden, offenbarten einerseits die weit verbreitete Kritik der ,romantischen 
Staats- und Wirtschaftslehre am liberalen ludividualismus und, das Bestreben 
nach gesellschaftlicher Korporierung des Arbeiters in das überkommene Stände-
wesen, andererseits ein Aufgreifen neuer Gedankenmodelle des französischen 
Frühsozialismus, in die sich der Glaube an die allgemeine Macht des Fortschritts 
mischte.
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Bemerkenswert an diesen ersten Plänen für die Wahl besonderer Ar-
beiterausschüsse, die als Sprecher des "Vierten Standes" bzw. als Kontroll-
organe einer betrieblichen Gewinnbeteiligung auftreten sollten war die Tat-
sache, daß es sich um reine Wunschvorstellungen handelte die ~it der Wirk-
lichkeit des deutschen Vormärz noch wenig zu tun 'hatten: Obwohl die Masse 
der gewerblichen Wirtschaft noch ausgesprochen handwerklichen Charakter 
hatte, wurde der auftauchende industrielle Großbetrieb bereits als ein Problem 
empfunden und 'seine neue Sozialverfassung durchdacht. Die Sozialreformer 
der dreißiger und vierziger Jahre standen vor einem damals noch weithin unbe-
kannten Phänomen, zu dessen Erfassung sie sich erst einen begrifflichen Apparat 
schaffen mußten. Es ist das große Verdienst dieser Denker, denen man noch 
eine Reihe anderer an die Seite stellen könnte, noch vor der Revolution von 
. 1848/49 angesichts zunehmender AUflösung der alten Ständegesellschaft auf 
die Notwendigkeit einer"Einbürgerung des Proletairs" (Fr. v. Baader) mit Hilfe 
einer neuen Vertretung in Betrieb und Wirtschaft hingewiesen und einen ethi-
schen Anspruch darauf formuliert zu haben. Im Gegensatz zu ihren' meisten 
intellektuellen Zeitgenossen wollten sie die auftauchenden sozialen Sp~nungen 
zwischen "Fabrikhen-en" und "arbeitenden Klassen" nicht'tnehr mit den vom 
absolutistischen Fürstenstaat überlieferten Mitteln der "Armenpolizei" und 
karitativer Fürsorge, sondern mit einer Stärkung des Assoziationswillens bei 
den arbeitenden Schichten beheben. 
• 3 Die ersten und wichti~~ten Mitbestimmungsforderungen finden sich in folgenden Schnft~n: Franz von ~~ader, U?er das dermalige Mißverhältniß der Vermögenslosen oder Proleta~s zu de~ Verm~g~n pesItzenden Classen der Societät in Betreff ihres Auskommens 
sowohl In mater~eller WIe Intellektueller Hinsicht vom Standpunkte des Rechts betrachtet 
(1835). In: SchrIften zur Gesellschaftsphilosophie, hrsg. von Johannes Saut er. (= Die Herd-
flamme. Sammlung der gesellschaftswissenschaftlichen Grundwerke aller Zeiten und Völker 
hrsg. von Othmar Spann) Jena 1925, Immanuel WOhlwill,Beiträge zur Theorie-des Armen~ 
wesens, Hamburg 1834, Robert Mohl, Über die Nachtheile, welche sowohl den Arbeitern 
selbst als ,de~ ~ohlstand~ und der Sicherheit der gesammten bürgerlichen Gesellschaft von ~em fabnkmasslgen ~etnebe der Industrie zugehen und über die Nothwendigkeit gründ-
licher Vorbeugu~gSmIttel. In: Archiv der politischen Oekonomie und POlizeywissenSChaft, 
Bd .. ~, H. ~'., Heldel?erg 1835. Ders., Die Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft der 
polItIschen <;>konomle. In: Deutsche Vierteljahrs-Schrift, Jg. 1840, H. 3. (JohannesAlois) Pert~ale,:, ~In St~nd?unct zur Vermittlung socialer Mißstände im Fabriksbetriebe. In: Zeit-
schnft fur osterreIchIsche Rechtsgelehrsamkeit llnd politische Gesetzeskunde Bd 3 (1843) S, 66ff. und S, 188ff. ,. , 
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Die frühen Mitbestimmungstheorien, die bezeichnenderweise noch vor dem 
ersten Gedanken an eine eigene deutsche Gewerkschaftsbeweg.ung auft~uchten, 
fielen bald auf fruchtbaren Boden: Als im Anschluß an die ers~e Qeuts~he 
Gewerbeausstellung 1844 in Berlin führende Köpfe ~us d~r p~eußls?hen Wirt-
schaft und Verwaltung mit Unterstützung des Kömgs ~;Iednch Wilhelm IV. 
einen Centralverein für das Wohl der arbeitenden Klassen aus ~er Taufe hoben, wUi'de~ sofort Stimmen laut, die auch eine Förderung der Arbelterse~bstverw.~l­
tung im-Rahmen paritätischer "Fabrikvereine" verlangten.4 Der Verem.?esc~af­
tigte sich auf zehn Sitzungen mit diesem Problem u~d schl~g vor, samth~he 
Beteiligten eines Fabrikzweiges in einer Stadt sollten SIch zu emer KorporatIon 
vereinigen, der dann folgende Aufgaben zugedacht wa~en:5 . 
Die Gründung und Beaufsichtigung von Spar-, PenslOns-, Kranken- und VOI-
schußkassen, .. 
die Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten (besonders m Lohn- und ArbeIts-
zeitfragen) , 
die Sorge für gesunde und billige Wohnung und ~ost de.r .~rbeIter, 
die Vermittlung von billigen Wirtschafts- und Wmter~orraten, .. 
die Leitung von Fortbildungsschulen für Fabriklehrlmge und überwachung 
der Kinderarbeit, 
Sorge für Witwen und Waisen von Arbeitern, 
Festlegung der Bestimmungen für die Fabrikord~ungen, 
Entgegennahme der Arbeitsverträge und deren Übe:wachung, . 
Überwachung der Arbeit der Lehrlinge und jugendlIchen Arb~Iter, 
Gütekontrolle der hergestellten Erzeugnisse und Förd~rung ihres Ab~atzes, 
Abstellung von allen Mißbräuchen beim GewerbebetrIeb und VermIttlung 
von Streitigkeiten als Schiedsstelle. .. . . 
Offensichtlich hatte dieser detaillierte Plan emer Wel!relch~nde~ betneb-
lichen und überbetrieblichenMitbestimmung, den der B.erlmer Hlstor~er Adolf 
W. Schmidt schon 1845 sich an den französischen Sozlalref?rmer ~lch~l Che-
valier anlehnend in etwas anderer Form vorgelegt hatte, sem yorb~d l~ dem 
"Conseil des prud'hommes", der zur Schlichtung von Lohnstrelhgkelten m der 
Lyoner Seidenindustrie im 18. J ahrhund~rt e~tsta.?den und dann ~on .. Napo-
leon L als Gewerbegericht in ganz Frankreich emgefuhrt wo:-den w~r .. Wahrend 
der Franzosenzeit war diese Institution in den besetzten hnksrhelmsche~ Ge-
bieten unter dem Namen "Rat der Gewerbesachverständigen" ebenfalls emge-
4 Dem Verein gehörten als Gründungsmitglieder unter anderem die rheinischen Textil-
unternehmer Friedrich Diergardt, Quirin Croon und ~chweng.er, der Ham~urger Exportk~uf­
mann und Generalkonsul William O'Swald und dIe Fabnkanten E~blllgha~s, Vopehus, 
Nobiling, Goldschmidt, Dannenberg, Finckenstein, Wiesenthal,un~ Wittenstem, aber ~uch 
hohe preußische Beamte an. Vgl. Nora Stiebel, Der" Zentralverem fu~ das Wohl der arbeIten-
den Klassen" im vormärzlichen Preußen, Phil. Diss. Masch. Sc~r., He1delberg 1922, ~. 70. 
S MittheHungen des Centralvereins für das Wohl der arbeitenden Klassen, H. LIeferung 
(1849), S. 301-304. d' V' d 
6 Adolf W. Schmidt, Die Zukunft der arbeitenden Klassen und 1e ereme zu eren 
Wohl, Berlin 1845. 
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führt worden und hatte besonders in de K . 
faktureIl arbeitenden Textilgewe b ~ rA elsen des noch ver1egerisch-manu-Sch d' . r es gro en nk1ang gefunden 
on lese wemgen Andeutungen be1e en d ß' .. . 
!hese von der sozialpolitischen Sterilität de: f:'h a L ~ble fr~her oft geäußerte 
1st. Es zeigt sich deutlich daß re .. t f rFu .. en 1 eralIsmus nicht haltbar 
lichen Gesellschaft auf de~ richt" prasken atlve
w 
ührungsschichten der vormärz-
de b 1 . . Ig er ann en ege von den R 1 . ~ a .so utIstIsch-merkantilistischen Wirtschaft .eg ementIerungen 
freIheit sofort wieder neue B' d . ssystems zur lIberalen Gewerbe-
A f 11' hrh m ungen sozIaler Art einzug h u~ a Ja. undertealter sozialer Versor un . . e en. suchten. Der 
soziale DIstanz in den Fabrikb t . b g gsemnchtungen und dIe beginnende 
Gesellschaftsstruktur bedrohe:d~IeElen wutrdebn a1~ die Wirtschaftsordnung und 
t t" 11 emen e egnffen die ht···· u lOne zu steuern galt Im lib a1 F .' es rec zeItIg mstl-
völlig unberührt von der Drohun eJesen ortsc1l1?t~soptimismus wurde, hoch 
Selbstheilungskräfte der Gesellsc~aft ,,~ommU1~IStISChen Manifestes", auf die ~aligen Zeit nur zu aktivieren brauc:eer;:ut.' die man n~ch Meinung der da-
hche Regelung bei der Einsetzun d . . ~~I.chnenderwelse wurde eine staat-
Auge gefaßt und reiner Selbstver;al:r pa~~~atISChen "Fabrikvereine" nicht ins 
hörden sollten die Gewerbe in ihremungst?sl~nhg der Vorzug gegeben. Die Be-
strikt . d E' . "na ur IC en Gange" üb 1 . 
. Je er mmlschung enthalte A h d' er assen und sIch 
arbeIter, die sich noch bis in die senh' .uc J hle Handwerksgesellen und Fabrik-
b't d c ZIger a ren hinein u t d . ,,~r ~I en e Klassen" als relativ homo . . n er er BezeIchnung 
dIe sIch in den größeren Unte h gene sozIale SchIcht empfanden hielten 
nächst für durchaus überbrück{;e u men ~rstma~s auftuende soziale Kluft zu-
seitel' das genuin liberale Credo da;~i teIlt~n bIS auf ~enige radikale Außen-
verfassung auf friedlichem und e'vol t' c~. emeWneue Wrrtschafts- und Betriebs-
im . d u lOnarem ege err . h 1 
mer WIe er auftauchende Alternat' R l' eiC en asse. Die später 
nächst überhaupt nicht in djeser F Ive eyo .utlOn oder Reaktion bestand zu-schr~ibung immer wieder suggeriert:~~~s~~~um der ~arxist~schen Geschichts-
zweI antagonistisch zutiefst ve f, . d ng, es hatten SIch von Anfang an 
historisch völlig daneben DI'e Id l' em. e!e Klassen gegenÜbergestanden greift h' . een emIger Urv"t d S . ' I~r unzulässigerweise mit der Wirklichk' l.a er es oZIalismus sind später 
relChen Kongreßberichte von H d kelt g elchgesetzt worden. Wie die zahl-
vor allem die Programme der ers:~ wer .. er- und Arbeiterversammlungen und 
Revolution von 1848/49 ze' Anfuh~er der Gesellen und Arbeiter in der 
schaft" mehr angehörenden Igl~be~rde. em~ Integration des keiner "Stand-
Ordnung angestrebt. Wenngleich u e;s ~ dIe bestehende bürgerlich-liberale 
"Organisation der Arbeit" Wider ~ ~~. her damals vielgebrauchten Losung 
wesentlichen doch darum die' s~ruc IC es v~rstanden wurde, so ging es im 
lich versprochene und da~n 18~~ e~ ~apoleoll1schen Kriegen mehrfach feier-
GleichsteIlung aller Individuen au~l. a~ht anges~rebte verfassungsrechtliche 
den. zu lassen. Die auf den Handwer~:_wrrtschaft1~chen Bereich wirksam wer-
NatIOnalversammlung in Frankfurt M f~ A/ rbelterkongressen sowie in der 
nach Errichtung von Fabrikauss h .. a. '" 8 49 vorgetragenen Forderungen 
und"b b " c ussen und Fabrikr"t " f b u er etrieblicher Ebene d' b' " a en au etrieblicher 
bestimmung enthalten, lasse~ SiI~h erelt~ aRe ~ernvorstellungen heutiger Mit-
a s em qUlvalent zu den politischen Ver-
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fassungswünschen interpretieren. Liest man die zahlreichen Resolutionen und 
Denkschriften der Revolutionszeit durch, dann kann es keinen Zweifel geben, 
daß die F()rderungen nach politisch wie wirtschaftlich demokratischen Ver-
fassungen zur gleichen Zeit vorgebracht wurden und geistes- wie verfassungs-
geschichtlich auf die gleichen Wurzeln zurückgeführt werden müssen. Wenn 
auch die Achtundvierzigerbewegung mit dem Kasselaner Gewerbeschul-
lehrer Karl Georg Winkelblech (Schriftstellername Kar! Marlo) und dem 
Berliner Schriftsetzergesellen Stephan Born (eigentlich Simon Buttermilch) an 
der Spitze vieles noch in zünftlerisch-ständische Vokabeln kleidete und ihre 
Petitionen, Promemoriae und Gesetzentwürfe oft wunderlich phrasenhaft und 
zuweilen sogar bombastisch-verschroben klangen, so schimmerte darin nicht 
nur die Sehnsucht nach Rückkehr zur "guten alten Zeit", weltfremde Wunsch-
bilder nach dem Muster des utopischen Frühsozialismus und redseliger Glaube 
an die Berge versetzende Macht des "Fortschritts" durch, sondern auch zu-
gleich eine unerhört scharfe Absage an eine sozial schrankenlose Gewerbefrei-
heit und eine geradezu leidenschaftliche Suche nach dem "Maschinenzeitalter" 
(Bruno Hildebrand) adäquaten neuen Kooperationsformen. Der Volkswirt-
schaftiiche Ausschuß der Frankfurter Nationalversammlung, dem neben führen-
den deutschen Wissenschaftlern und hohen Verwaltungsbeamten auch die da-
mals bekanntesten deutschen Unternehmer angehörten, legten mehrere Ent-
würfe für eine neue Reichsgewerbeordnung vor, in denen auf den Entschließun-
gen des "Centralvereinsfür das Wohl der arbeitenden Klassen" und der Hand-
werker- und Arbeiterkongresse aufbauend ein umfassendes System der Arbei-
tervertretung von detT'Fabrik bis zu einem "Gewerbeparlament" aufsteigend 
vorgeschlagen wurde. 7 Die wichtigsten Fürsprecher für eine Arbeitermitbestim-
mung waren der sächsische Kattundruckereibesitzer Carl Degenkolb, ein 
Schwiegersohn des bekannten Industriepioniers J ohann J acob Bodmer, der 
Schriftsteller und Inhaber des gleichnamigen renommierten Berliner Buchver-
lages Mo'ritz Veit sowie der preußische Ministerialbeamte und Vorsitzende des 
Centralvereins für das Wohl der arbeitenden Klassen, Wilhelm Adolf Lette. Alle 
diese Entwürfe blieben fest auf dem Boden der liberalen Wirtschaftsordnung, 
doch glaubte man, daß die erstrebte, ökonomische Freiheit eines gesetzlichen 
Rahmens bedürfe, der soziale Mißstände verhindere. Auch für die Freiheit des 
Unternehmers müsse es gewisse Pflichten geben, "damit die Freiheit des Ein-
zelnen zur sicheren Grundlage der Ordnung des Ganzen und des Gesamtwohles 
~iene8 ". 
Der Ausgang der Revolution machte diese ersten Pläne für eine gesetzliche 
Regelung einer Mitbestimmung in Deutschland ebenso zur Makulatur wie die 
7 Vgl. Entwurf für eine Gewerbeordnung für das deutsche Reich. Von Degenkolb, Veit, 
Becker (Gotha), Lette. In: Verhandlungen der deutschen verfassungsgebenden Reichsver-
sammlung zu Frankfurt a.M. Hrsg. von K.D. Hassler, Bd. 2, Frankfurt a.M. 1849, S. 921ff. 
(Auch als Sonderdruck erschienen: Gewerbeordnung für das Deutsche Reich, Frankfurt a.M. 
1849.) 
8 Ebd., S. 934. 
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hochfliegenden Gedanken an eine demokratische Umgestaltung der politischen 
Verfassung. 
3. ERSTE REALFORMEN FREIWILLIG GETEILTER UNTERNEHMERHERRSCHAFT 
Theoretische Einsichten und praktische Ausformung der ersten Institutiontm 
rur eine Mitbestimmung sind zunächst ohne rechte Beziehung nebeneinander 
hergelaufen. Wie ein Blick in die Geschichte der betrieblichen Sozialfürsorge 
und Sozialpolitik lehrt, gab es schon jahrhundertelang bei den Gesellenschaften 
des alten Handwerks, aber auch bei den Knappschaften in Bergbau Hütten-
und Salinenwesen, bei der Schiffahrt und im Forstwesen allerhand Unterstüt-
zungskassen, die von kleinen Ausschüssen geleitet wurden, die die Mitglieder 
selbst wählten.9 Die aufkommenden Manufakturen des 18. und die Fabriken 
des 19. Jahrhunderts führten ebenfalls solche Versorgungskasseil und damit 
erste Ansätze für eine Arbeiterselbstverwaltung ein. Wie unternehmens-
geschichtliche Untersuchungen gezeigt haben, waren um die Mitte des 19. Jahr-
hunderts die wichtigsten deutschen Gewerbelandschaften bereits mit einem 
dichten Netz betrieblicher Unterstützungskassen überzogen. 1o In fast jedem 
größeren "Industrie-Etablissement" bestand ein gewählter oder von der Unter-
nehmensleitung bestellter Arbeiterausschuß zur Regelung betrieblicher Wohl-
fahrtsangelegenheiten". Lokal verschieden, im ganzen aber doch äußerst"tonti-
nulierlich, entwickelten sich aus diesen Werkskassenvorständen erste feste be-
t~ieblicheArbeiteryertretungen, die sich in der Form wie Zielsetzung kaum von 
e~ander .. u~terschi~den. D~e Tätigkeit ?ieser ersten Arbeiterausschüsse bezog 
SIch erklarhcherwelse fast Immer auf dIe Verwaltung der betrieblichen Sozial-
einrichtungen,' die von Unternehmern frühzeitig eingerichtet wurden. Hier liegt . 
~ie auch einBlick ~uf di~ heutige Mitbestimmungsgesetzgebung bestätigt, de; 
atteste Kern der Mttbestunmung. Eine Mitwirkung bei der Aufstellung und 
Überwachung von Arbeitsordnungen, der Übermittlung von Wünschen und Be-
schwerde~ an ~ie ~nt~:n~hmensleitung, Ausübung der betrieblichen Disziplinar-
gewalt, dIe "sltthche Uberwachung der Lehrlinge und jugendlichen Fabrik-
9~ber das ältere b.etriebliche Kassenwesen unterrichten unter anderem Rudolf Wissel, 
Der sozlale Gedanke beIm alten Handwerk, Berlin 1930, S. 50ff. - Ders., Des alten Hand-we~ks Recht ~nd Gf'w?hnheit, 2 Bde., Berlin 1929. Friedrich Kleeis, Die Geschichte der 
sozIalen VerslCh?rung m Deutschland, Berlin 1928. Eugen Schirbel, Geschichte der sozia-
I:n Kr~nkenverslc~erungen vom Altertum bis zur Gegenwart, Bd. I, Berlin 1929. Fried-
rl:h WIl~elt? Ponfick, Ge~c~ichte der Sozialversicherung im Zeitalter der Aufklärung. Jur. 
D1SS. ~elpZl? I ~.40. - Hemnch Achenbach, Die deutschen Bergleute in der Vergangenheit. ~n: ZeItSCh~lft}ur B.ergrecht,.~d. 12 (18~.0), S. 80ff. - Arwed Emminghaus, Artikel "Knapp-schaf~svereme . In. Handworterbuch fur Staatswissenschaften, Jena 1892. H. Karwehl, 
EntwlCkl,ung und Reform des deutschen KnapPschaftswesens, Jena 1907. Otto Hue, Die 
B.erga.rbeIter, B~. I, Stuttgart 1910, S. 191ff. A. Köhne, Die deutschen Knappschaftsver-
emeiJhre EntWIcklung und Bedeutung, Hannover 1915. 
. V~L R~dolf .S~hwenger, Die deutschen Betriebskrankenkassen. In: Schriften des 
Vereins fur Sozmlpohhk, Bd. 186, Teil 3, München-Leipzig 1934. 
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arbeiter mit Erteilung der Heiratserlaubnis sowie Regelung von Streitigkeiten 
waren weitere Angelegenheiten, die vom einzelnen Unternehmer an die Aus-
schüsse delegiert wurden. In dritter Stufe kamen allmählich die Verantwor-
tungsbereiche der Unfallverhütung, des betrieblichen Vorschlags- und Verbesse-
rungswesens, des Personalwechsels, der Festsetzung' von Lohn und Arbeitszeit 
und schließlich bei einigen wenigen Unternehmen auch die Gewinnbeteiligung 
hinzu. Eine von den Unternehmern freiwillig eing'eräumte Mitwirkung bei den 
wirtschaftlich-kaufmännischen Angelegenheiten ist dagegen erst ab 1890 und 
nur als Ausnahmeers~heillung zu verzeichnen gewesen. Wenn bei den ersten 
fakultativen Arbeiterausschüssen, die nach 1850 in immer weiter wachsendem 
Umfang Eingang in die deutsche, Industrie fanden, von einer gleichberechtigten 
Mitbestimmung mit Vetovollmacht in den Kernfragen des Arbeitsverhältnisses 
noch keine Rede sein kann, so ist doch daran zu denken, daß das Problem einer 
ArbeiterteiIhabe an. der betrieblichen Willensbildung noch so lange von unter-
geordneter Bedeutung sein mußte, wie die persönliche Entfremdung im Arbeits-
leben unbekannt war. Erst mit dem Aufkommen der zweckrationalen, sachbe-
stimmten "Riesenbetriebe" mit der Vergrößerung der sozialen Distanz zwi-
schen Leitenden und Ausführenden wurden die betriebliche Willensbildung und 
das wirtschaftliche Verfügungsrecht zu gesamtgesellschaftlichen Problemen. Es 
gilt daher die Entstehung des betrieblichen Mitspracherechts der Belegschaften 
und die Entwicklung der Unternehmensgröße hier zusammenzusehen. 
Wie spätere Untersuchungen zeigen, geht die Realisierung einer betrieblichen 
Arbeitermitbestimmung im heutigen Sinne eindeutig auf das Konto einiger 
betOl}t sozial eingestellter Unternehmensleitungen zurück, die aus nützlich-
kalkulatorischen, politischen oder auch aus philantropisch-religiösen Antrieben 
handelten: ll Ihre heute bescheiden anmutenden Experimente auf dem Gebiet 
11 Bei den freiwillig eingerichteten Arbeiterausschüssen zwischen 1850 und 1890 lassen 
sich entsprechend den verschiedenen Unternehmermotivationen für eine betriebliche Sozial-
politik mehr sozialliberale, vorwiegend sozialethisch konstruierte und "fabrikkonstitutio-
neU" aufgebaute Betriebsvertretungen erkennen. Bei den sozialliberalen Arbeiterausschüssen 
herrschte ein gewisses Nützlichkeitsprinzip vor: Sie waren durchweg aus ehemaligen Unter-
stützungskassenvorständen entstanden und betätigten sich vor allem auf dem Gebiet der 
Fabrikordnung sowie bei Lohn- und Arbeitszeitfragen. Eine Interessenshomogenität von 
Unternehmern und Arbeitern wie etwa in der alten Handwerkerverfassung wurde nicht mehr 
unterstellt die Überwindung der sozialen Probleme erschien als eine Rechtsfrage. Die Arbei-terausschü~se sollten Mängel des liberalen Wirtschaftssystems ausgleichen, Klassenkampfbe-
strebungen abwehren und den Unternehmer bei der Regelung von Sozialangelegenheiten 
entlasten. Die Ausschußtätigkeit zahlte sich betriebswirtschaftlich aus. Die sozialethischen 
Arbeiterausschüsse sollten nach dem Unternehmerwillen dagegen hauptsächlich gesellschafts-
verändernd wirken. Die Soziale Frage wurde als ein Mangel an christlicher Harmonie ge-
deutet und Farbrikarbeiter als "Brüder in Christo" angesehen. Dem krassen Manchester-
Liberalismus und seinem platten Materialismus sollte eine betonte Pflege der mitmensch-
lichen Beziehungen entgegengesetzt werden. Die christliche Familie wurde als Leitbild für 
die Menschführung im Betrieb betrachtet. Die Arbeiterausschüsse waren damit ein Mittel 
zur Rechristianisierung der Gesellschaft, zur Erziehung der Nächstenliebe und zur Restaura-
tion patriarchalischer Beziehungen. Der Unternehmer hatte über das Entlohnen der Arbeits-
kraft hinaus ethische Aufgaben zu erfüllen. Die fabrikkonstitutionelle Richtung verglich das 
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der Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen wurden freflich weder von der 
Mehrheit ihrer Standesgenossen, noch vom Staat oder der sich herausbildenden 
Arbeiterbewegung zunächst anerkannt. Dieser friihzeitige, völlig freiwillige Ver-
zicht . auf unternehmerische Herrschaftsrechte, auf den die Präambel des 
Weimarer Betriebsrätegesetzes 1920 noch ausdrücklich hinwies, ist später in 
Vergessenheit geraten und hat bei der Kontroverse um die Ausgestaltung der 
Mitbestimmung nach 1945 keine Rolle mehr gespielt. Die damals wie heute 
immer wiedervorgebrachte Meinung, es handele sich bei der Mitbestimmung 
um eine reine Gewerkschaftsforderung, kann historisch nicht akzeptiert wer-
den. Die deutsche Unternehmensgeschichte belegt mit vielen Quellen, daß die 
ersten Initiativen zur praktischen Einführung der Mitbestimmung von Unter-
nehmerseite ausgegangen sind. 
Diese Tatsache ist durchaus nicht so verwunderlich, wenn man sich vor Augen 
führt, daß die Programme für eine demokratische "Organisation der Arbeit" 
1848/49 vom liberalen Bürgertum wie von den "arbeitenden Klassen" noch ge-
meinsam getragen wurden. Die Verankerung von Arbeiter-Assoziationen auf be-
trieblicher und überbetrieblicher Ebene entsprach der angestrebten verfassungs-
mäßigen Sicherung freiheitlicher Grundrechte des Individuums und bedeutete 
nur eine konsequente Übertragung politischer Forderungen in den wirtschaft-
lichen Bereich. Nicht zufällig setzten sich die Sprecher der liberalen F ortschritts-
partei in den frühen sechziger Jahren noch vehement für die Koalitionsfreiheit 
auch der "arbeitenden Klassen" ein, die als verbündete Fußtruppen beim 
Kampf gegen das reaktionäre Preußen Bismarcks angesehen wurden. Bis dahin 
waren die Vorstellungen von Handwerkern, Fabrikarbeitern und unternehme-
rischem Bürgertum in der Frage der Mitbestimmung jedenfalls nicht grundsätz-
lich verschieden. Vor allem gab es noch nicht die in Haß und Bitterkeit erstarr-
ten Fronten wie am Ende des Jahrhunderts. Erst etwa seit der Mitte der sechziger 
Jahre entfernte sich die Angebotslinie der Unternehmer allmählich von der 
Forderungslinie der "arbeitenden Klassen", bis sich schließlich bei Bismarcks 
Abgang 1890 sozialrevolutionäre Kampfansage auf der einen und manchester-
lieh-patriarchalischer Herr-im-Hause-Standpunkt auf der anderen Seite in ideo-
logischer Unversöhnlichkeit gegenüberstanden. Der weitgehende Verzicht des 
unternehmerischen Bürgertums auf eine eigene politische Emanzipation'nach 
1848 und die selbstgewählte Beschränkung, nur noch die industriell-technischen 
Entwicklungen voranzutreiben wie auch die Fortdauer der Herrschaft der 
alten agrarisch-aristokratischen Führungsgruppen, . an deren konservativen Denk-
Unternehmen mit einem kleinen Staatswesen, in dem wie in der Demokratie eine Gewalten-
teilung stattfinden müsse. Das gewählte Arbeiterparlament sollte dem "absoluten" Fabrik-
monarchen gegenübertreten. Aus dem Unternehmen konnte wie es der badische Seiden-
fabrikant earl Mez wollte, eine "konstitutionell beschränkte Monarchie" oder aber wie es 
der Berliner Jalousie- und Holzpflasterfabrikant Heinrich Freese forderte ~ine Kons'titutio-
nelle Fabrik" werden. Die GleiChsetzung von Unternehmen und Staat~wese~' wurde aller-
dings von den me!sten Unt~:nehm.ern ~s."hink~nd" abgelehnt. Beispiele für diese drei Ric_h-::._ 
tungen von Arbelterausschussen Sllld Zittert bel Teuteberg, Geschichte der Mitbestimmung 
S.212-275. 
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und Verhaltensweisen sich auch die jüngere Unternehmergeneration nach 1870 
auszurichten begann, haben zu dieser Entwicklung beigetragen. 
Erst die "Kathedersozialisten''" die im "Verein für Socialpolitik" sich sam-
melnde Richtung einer mehr ethisch orientierten nationalökonomischen Wis-
senschaft, der revisionistische Flügel der Sozialdemokratie sowie die betont 
. sozialpolitisch engagierten Gewerkschaften verschiedener Richtungen brachten 
in den achtziger und neunzig er Jahren eine allmähliche Wiederannäherung 
in der MitbestimmungsfrageY,Wenn sozialistische Arbeiterflihrer wie August 
Bebel zu Beginn der Reichsgründung kein Interesse an den betrieblichen Arbei-
terausschüssen zeigten, so ist der Grund leicht zu erkennen: Sie erwarteten 
nichts von der herrschenden Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung des Kaiser-
reiches und setzten ihre ganze Hoffnung auf den sozialistischen "Zukunfts-
staat", dessen Verwirklichung Kar! Marx und Friedrich Engels noch für ihre 
Generation fest prophezeit hatten. 
Es war allerdings nicht nur die klassenideologische Gesellschaftskritik, die 
zur leidenschaftlichen Ablehnung aller Unternehmensversuche flihrte, die sozi-
ale Distanz zu überwinden. Für den z. B. von den staatlichen Gewerbeaufsichts-
beamten immer wieder konstatierten offensichtlichen Mangel an Aktivitäten 
auf der Arbeitnehmerseite beim ersten Aufbau einer betrieblichen Mitbestim-
mung gibt es noch eine andere Deutung: Eine gesellschaftliche Gruppe, die 
generationenlang noch keine Möglichkeit gehabt hatte, in größerem Ausmaß 
Verantwortung im Unternehmen zu tragen, besaß vom Wert solcher Rechte 
noch keinegenaue Vorstellung. Das schnelle Anwachsen der industriellen Groß-
betriebe mit ihren vielen ungelernten Hilfskräften, die zunehmende Eingliede-
rung von berufstätigen Mädchen und Frauen sowie Fremdarbeitern, das gewal-
tige Anschwellen der Binnenwanderung und sozialen Mobilität, die zunehmende 
Bürokratisierung der Unternehmen mit dem Entstehen neuer Schichten von 
Angestellten und Werkmeistern ließen alte Gefühle handwerklicher Verwur-
zelung und gemeinsamer Mitverantwortung am Betriebsgeschehen absterben 
und führten zu jener immer wieder bemerkten eigentümlichen Interessenlosig-
keit in der Mitbestimmungsfrage, die bis auf den heutigen Tag bei den Beleg-
schaften nicht ganz geschwunden ist und bei empirischen Befragungen immer 
wieder festgestellt wird. In dem Maße, wie dem überlieferten industriellen Pa-
triarchalismus durch den Wandel der Unternehmensverfassung der Boden ent-
zogen wurde, im gleichen Maß zogen sich Arbeiter wie Unternehmer auf eine 
Art Selbstinteresse zurück, das dem klassisch-liberalen Wettbewerbssystem ent-
sprach. Das genossenschaftliche Gefühl, gegenüber dem Werk gemeinsame Ver-
12, Wie sehr führende Vertreter der deutschen Nationalökonomie im Rahmen ihrer 
Debatte über Wesen und Ausgestaltung des liberalen Arbeitsvertrages für eine Mitbestim-
mung eintraten, ist neuerdings von mir ausführlich dargestellt worden: Hans J, Teuteberg, 
Die Doktrin des ökonomischen Liberalismus und ihre Gegner, dargestellt an der prinzipiel-
len Erörterung des Arbeitsvertrages im "Verein für Socialpolitik" (1872-1905). In: Helmut 
Coing und Walter Wilhelm (Hrsg.), Wissenschaft und Kodifikation des Privatrechts im 19. 
Jahrhundert, Bd. 2, Frankfurt a.M. 1977, S. 47-73. 
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antwortung zu tragen, mußte somit erst wieder neu geweckt und begründet 
werden. Alte Formen hausväterlicher-handwerklicher Solidarität erwiesen sich 
dabei ,nicht mehr als tragfähig und wurden aufgegeben. So war der Aufbau der 
deutschen Mitbestimmung zugleich auch eine Frage der übergreifenden Indu-
striepädagogik. 
4.DER KAMPF UM DIE GESETZLICHE EINFÜHRUNG DER BETRIEBLICHEN UND 
ÜBERBETRIEBLICHEN MITBESTIMMUNG BIS ZUM ENDE DES ERSTEN WELTKRIEGES 
Die staatlichen Remühung~p um die Einftihrung einer Mitbestimmung in 
Deutschland beginnen mit dem Versuch Preußens zur Einführung von "Gewer-
beräten", die eine rasch verabschiedete Gewerbeordnungsnovelle am 30. Januar 
1850 vorsah. Diese überbetrieblichen Kommissionen, bei denen die Arbeitgeber 
stets ein Mitglied mehr als die Arbeitnehmerseite hatten, "um die notwendige 
Mehrheit bei den Abstimmungen zu erreichen", knüpften eindeutig an die ent-
sprechenden Vorschläge der Paulskirchenversammlung bzw. die früher geäußer-
ten liberalen Reformvorstellungen an, wobei der Direktor für Handelsfragen 
im Ministerium des Innern, Robert Freiherr vonPatow, sowie der schlesische 
Baumwollfabrikant Carl August Milde und der Elberfelder Bankier August Frei-
herr von der Heydt, die beide nacheinander dem preußischen Handelsministe-
rium in der Revolutionszeit vorstanden, die treibenden Kräfte waren.13 Aber 
die preußischen Gewerberäte, die an die späteren Arbeitskammern der wilhel-
minischen Zeit erinnern, bestanden nur an wenigen Orten flir kurze Zeit und 
zeigten überdies wenig Aktivität. Sie waren nicht nur mangelhaft konstruiert, 
sondern wurden allgemein nur als ein taktisches Zugeständnis der Regierung an 
die soziale Unruhe der Zeit angesehen. 14 Auf Antrag der Berliner Handwerks-
innungen wurden schon 1854 die Arbeitnehmer aus den Räten durch An-
gleichung an das Dreiklassenwahlrecht wieder ausgeschlossen. 1864 bestan.den 
von 67 errichteten Gewerberäten nur noch drei. Auch andere, offenbar sehr 
viel ernster gemeinte Pläne für eine umfassende Mitbestimmung von Arbeitern 
13 Vgl. Verhandlungen, betr. die Berathung des Entwurfes einer Verordnung zur Ergän-
zung einer Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845, Berlin 1849. - Stenogra-
phische Berichte über die Verhandlungen der durch die Allerhöchste Verordnung vom 30. 
Mai 1849 einberufenen 11. Kammer, Bd. 2 (Beilage), S. 687, und 34. Sitzung vom 17. Okto-
ber (Kommissionsbericht über die Revision der Verordnung vom 9. 2 .. 1849 betr. die Err\ch-
tung von Gewerbe-Räthen und Abänderungen der Gewerbe-Ordnung). 
14 Heydt berichtete in seinen Memoiren, er habe den Gewerberäten keine Träne nach-
geweint und hielt ihr Eingehen für kein Unglück, wie er dem König berichtete. Ihre Errich-
tung sei nur eine Maßregel in erregter Zeit gewesen, "die ihren damaligen Zweck erfüllt 
habe '" die wüste Agitation in formlosen Handwerkerversammlungen, die überhand zu 
nehmen drohte, hörte allmählich auf. Die Wahlen zu den Gewerberäthen ... wirkten wie ein 
Ventil auf die allgemeine Aufregung". Zitiert nach Margret Tillmann, Der Einfluß des Revo-
lutionsjahre 1848 auf die preußische Gewerbe- und Sozialgesetzgebung (Die Notverordnung 
vom 9. Febr. 1849), Phil. Diss. BerUn 1935, S. 46 ff. - Alexander Bergengrün, Staatsminister 
August Freiherr von der Heydt, Leipzig 1908, S. 207. 
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und Handwerkern im Königreich Sachsen blieben, abgesehen von einigen frei-
willig eingerichteten Arbeiterausschüssen bei der Kattundruckerei Carl Degen-
kolb in Eilenburg, nur auf dem Papier. Offenbar war es bis zum preußisch-öster-
reichischen Krieg 1866 außerordentlich schwierig, für die im industriellen Auf-
stiegsprozeß befindliche Wirtschaft neue rechtliche Normierungen zu finden. 
Zuviele widersprechende Forderungen an den Staat standen sich hier gegenüber 
und verlangten nach einer Vorklärung: Rückkehr zur reformierten Zunftverfas-
sung oder Ausbau der noch heftig befehdeten Gewerbefreiheit, Verschmelzung 
der Gewerbe zu Nationalwerkstätten und Arbeitsproduktivgenossenschaften 
nach franzÖsischem Muster oder Förderung der neuen Aktiengesellschaften -
kurz Ausbau des Staats~ oder Selbstl).ilfeprinzips. In diesem Gärungsprozeß be-
schränkten sich die Regierungen auf eine Abschwächung der handwerklichen 
Privilegien,,Stärkung des allgemeinen Arbeiterkoalitions- und Ausbau des Unter-
stützungskassenwesens. Nach Gustav Schmollers Absicht bewegte sich die 
preußische Wirtschaftspolitik der fünfziger und sechziger Jahre "recht stockend 
zwischen polizeilich-bureaukratischem Zopf und gewerbefreiheitlicher S taats-
anschauung" nicht sehr geschickt hin und her. 15 
Erst nach der Reichsgrundung 1871 führte eine Kette von Gedanken und Er-
eignissen dazu, den in der Zeit der Reaktion und des preußischen Verfassungs-
konfliktes verloren gegangenen Faden der staatlichen Mitbestimmungspolitik 
wieder aufzugreifen, wobei der "Verein für Socialpolitik" im Rahmen seiner 
Bemühungen zur Sensibilisierung des sozialpolitischen Gewissens eine wichtige 
Rolle spielte. Interessanterweise wurde im Preußischen Handelsministerium, 
bei dem immer noch die Sozialpolitik ressortierte, das Problem der betrieb-
lichen Arbeitermitbestimmu:hg bald als vordringlich wieder anerkannt und 
einige gesetzliche Lösungsvorschläge unter Leitung des Vortragenden Rates 
und späteren Unterstaatssekretärs Christian Theodor Lohmann ausgearbeitet, 
die aber alle am Widerstand Bismarcks scheiterten, der mit dem Prinzip der 
Berufsgenossenschaften und dem Aufbau eines "Volkswirtschaftsrates" neue 
Wege gehen wollte. 
Aber diese weitreichenden und revolutionären Pläne des Reichskanzlers für 
die Umgestaltung der deutschen Wirtschaft konnten nur bruchstückhaft oder 
gar nicht durchgesetzt werden. Nicht ganz zu Unrecht wurde vom Reichstag 
befürchtet, Bismarck wolle, des Streitens mit den politischen Parteien über-
drüssig, diese auf kaltem Wege entmachten und sich hier ein regierungshöriges 
15 Gustav Schmoller, Zur Socia1- und Gewerbepolitik der Gegenwart, Leipzig 1890, 
S. 691. Für die Mitbestimmungsbestrebungen in Sachsen vgl. u. a. Bericht über die Berathun-
gen der vorbereitenden Kommission für Erörterung der Gewerbe- und Arbeitsverhältnisse in 
Sachsen, abgehalten in Dresden 0.0., o.J. (Dresden 1849). Die gegenwärtige Bewegung in 
dem Gewerbestande und unter den gewerblichen Arbeitern Deutschlands und die zur 
Hebung ihrer Lage getroffenen Vorbereitungen. In: Mittheilungen des Centralvereins für 
das Wohl der arbeitenden Klassen. 11. Lieferung, Berlin 1849, S. 158. Vgl. Paul Horster, Die 
Entwicklung der sächsischen Gewerbeverfassung von 1780 bis 1861 (Phi!. Diss. Heidelberg), 
Krefeld 1908. - Curt Geyer, Politische Parteien und Verfassungskämpfe in Sachsen von der 
, "'zrevolution bis zum Ausbruch des Maiaufstandes 1848-49, Leipzig 1914, 
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Nebenparlament schaffen. '6 Auch spätere energische Vorstöße fast aller Frak-
tionen zur Schaffung von Arbeits- bzw. Arbeiterkammern als Ergänzung zu 
den Handelskammern auf überbetrieblicher Ebene nach der Jahrhundert-
wende blieben nach jahrelanger Beratung im Reichstag unverabschiedet. 17 Erst 
1917 holte Unterstaatssekretär Wichard von Moellendorf diese Gesetzentwürfe 
wieder aus der Schublade, so daß dieses Projekt in der Weimarer Zeit noch ein": 
mal diskutiert werden konnte. 
Mehr Glück zeigte der Staat bei den ersten Versuchen zur gesetzlichen Rege-
lung der innerbetrieblichen Mitbestimmung. Das gute Funktionieren der Arbei-
tervertretungen in der von Bismarck eingeführten staatlichen Krankenversiche-
rung, der Ausbruch des bis dahin größten Streiks in Deutschland im Jahre 1889, 
das Anwachsen der Sozialdemokratie nach Aufhebung des Sozialistengesetzes 
sowie Kaiser WilhelmII. zeitweiliges Interesse an der "Arbeiterfrage" bei seiner 
11lfonbesteigung und seine damalige Beeinflussung durch den sozialreformerisch 
eingestellten preußischen Handelsminister Hans Hermann Freiherr von Ber-
lepsch waren die auslösenden Faktoren, eine reichseinheitliche Regelung hier 
ins Auge zu fassen. Die praktischen Ergebnisse der daraufhin verabschiedeten 
Gewerbeordnungsnovelle von 1891 blieben allerdings kümmerlich. Von einer 
wirklichen Mitbestimmung, wie sie den damaligen Sozialreformern vorschwebte, 
konnte bei den vom Gesetz vorgesehenen fakultativen Arbeiterausschüssen 
keine Rede sein. Zwar mußten diese Betriebsvertretungen, wenn sie gebildet 
wurden, vor dem Erlaß einer Arbeitsordnung gehört werden, doch begründete 
das Anhörrecht keinerlei Verpflichtung für den Unternehmer, auf diese Wünsche 
auch einzugehen. Fabrikinspektion und Gewerbegerichte waren erst im Auf-
bau begriffen, so daß die Behörden nur wenig Möglichkeiten hatten, sich als 
neutrale Vermittler oder Schlichter bei Streitigkeiten einzuschalten. 
Dennoch bedeutet dieses Gesetz eine entscheidende Zäsur in der Entwick-
lung der deutschen Unternehmensverfassung: Das Arbeitsverhältnis wurde 
16 Über die kurze Tätigkeit des Preußischen Volkswirtschaftsrats 1880-1884 unter-
richten Julius Curtius, Bismarcks Plan eines deutschen Volkswirtschaftsrates, Heidelberg 
1919. Heinrich Herrfahrdt, Das Problem der berufsständischen Vertretung von der franzö-
sischen Revolution bis zu Gegenwart, Stuttgart-Berlin 1921, S. 58ff. - Kurt Marzisch, Die 
Vertretung der Berufsstände als Problem der Bismarckschen Innenpolitik. PhiI. Diss. Mar-
burg 1934. Max Weigert, Der Volkswirtschaftliche Senat, Berlin 1880. Georg Freiherr 
von Eppstein und Conrad Bornhak, Bismarcks Staatsrecht, 2. Auf!. Berlin 1923, S. 143 f. 
Hans Goldschmidt, Das Reich und Preußen im Kampf um die Führung, ,Berlin 1931, SPI5S. 
17 Vorschläge für paritätische Arbeitsämter bzw. Gewerbekammern wurden zunächst 
von dem Freiburger Nationalökonomen Gustav Schönberg, den Zentrumspolitikern 
Christian Moufang un.f!EIllnz,Hitze sowie den Sozialdemokraten Fritsche und August Bebei, 
aber auch von den Nationalliberalen Bassermann, Rösicke und Freiherr von Heyl gemacht, 
Auch Theodor Lohmann, Vortragender Rat für die gewerbliche Arbeiterfrage im preu-
f~ischen Handelsministerium, setzte sich nach seinem Amtsantritt 1872 dafür ein. Bei der 
Behandlung der Arbeitskammervorlage 1908-1911 traten parlamentarisch vor allem die 
Nationalökonomen Bernhard Harms, Karl Bücher, Magnus Biermer und Alexander Wierming-
haus, der badische Fabriksinspektor Fuchs und Anton Erkelenz als Sekretär der Hirsch-
Dunckerschen Gewerbevereine sowie die Sozialdemokraten Paul Umbreit undOtte Hue be-
sonders hervor, 
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staatlicherseits nicht mehr als bloße Angelegenheit zweier privater Parteien be-
trachtet, sondern prinzipiell als öffentliche Angelegenheit. Dies war auch der 
Grund, weshalb einige Unternehmerverbände heftigen Widerstand leisteten. Sie 
hatten nichts gegen einen weiteren Ausbau der betrieblichen Sozialpolitik und 
eine besser geregelte Fürsorge für den arbeitenden Menschen (bei dem gerade 
exponierte Vertreter eines Herr-im-Hause-Standpunktes wie Freiherr von 
Stumm-Halberg, Krupp und Siemens Vorbildliches leisteten), wohl aber gegen 
die gänzlich neue Situation, daß der Unternehmer gesetzlich gezwungen wer-
den konnte, sich mit seinen Arbeitern an einen Tisch zu setzen und mit ihnen 
über seine Maßnahmen zu diskutieren. Leidenschaftlich wandten sie sich da-
gegen, daß das industrielle Arbeitsverhältnis nicht mehr wie früher als ein zwei-
seitiges Rechtsgeschäft, sondern als eine quasi-öffentliche Angelegenheit be-
trachtet wurde. Gustav Schmoller und andere Wissenschaftler, die Sinn für 
historische Zäsuren besaßen, erkannten schon damals die wahre Bedeutung der 
Berlepschen Reform und den Einbruch in das vorindustriell-patriarchalische 
Ordnungsdenken der Wirtschaft. 1 8 
Wenn entgegen den hochgespannten Erwartungen der Sozialreformer, die 
eine freiwillige und vertrauensvolle Zusammenarbeit in den innerbetrieblichen 
Arbeiterausschüssen erhofft hatten, die meisten Betriebsvertretungen nur ein 
formelles Schattendasein führten, so trugen die Arbeitgeber daran die Haupt-
schuld, weil sie den Wert dieser Einrichtungen noch nicht erkannten. Ihre für 
heutige Zeiten fast unglaubliche Furcht vor der Sozialdemokratie, die mit den 
Greueln des Pariser Kommuneaufstandes und den Attentaten auf die regieren-
den Häupter zusammenhing, aber auch Wilhelms II. unglücklicher Zickzack-
Kurs in dieser Frage und seine Beeinflussung durch den saarländischen Schwer-
industriellen earl Friedrich Freiherr von Stumm-Halberg haben eine Umset-
zung der Mitbestimmungsidee in die Praxis behindert. Aber auch die Beleg-
schaften stellten sich nach den Berichten der Gewerbeaufsichtsbeamten mit 
Mißtrauen und Interessenlosigkeit einer weiteren Entwicklung hemmend in 
den Weg. Sie wurden durch August Bebel in ihrer Ablehnung bestärkt, der von 
1& In einem Vortrag in Berlin 1889 anläßlich des Bergarbeiterstreiks und der notwendi-
gen Fortbildung der Gewerbeordnung sagte Gustav Schmoller u. a.: "Die Bedeutung der 
Ausschüsse kann für die Zukunft eine außerordentliche werden. Sie bringen definitiv in die 
alte patriarchalische Ordnung und Verfassung der großen GeschäHe ein ganz neues, fast 
überall anwendbares Element, mit ihnen verwandelt sich die alte Despotie der Hauswirt-
schaft in eine öffentliche Anstalt, die nach dem Vorbild anderer Korporationen, Gemeinden, 
Genossenschaften eine gemischte Verfassung hat, mit ihnen kommen unsere wirtschaftlichen 
Einrichtungen in Übereinstimmung mit unseren politischen ... Die leitenden kapitalbesitzen-
den Kräfte haben nur die Wahl zwischen der kommenden sozialen Revolution, welche 
unsere ganze wirtschaftliche Kultur begraben kann, und zwischen einem Mitreden der Ar-
beiter in Form der englischen Gewerkvereine oder in Form der verschiedenen deutschen Ar-
beiterausschüsse. Ein dritter Weg ist ganz unmöglich." Gustav SChmolleT, Über Wesen und 
Verfassung der großen Unternehmen. In: Allgemeine Zeitung (Berlin) v. 24.-31. 1. 1890. 
Später als Sonderdruck München 1890 und aufgenommen in die Aufsatzsammlung: Zur 
Gewerbe- und Socialpolitik der Gegenwart, Leipzig 1890. 
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der Unüberwindlichkeit des Gegensatzes zwischen Arbeit und Kapital über-
zeugt war. Er meinte, daß Betriebsvertretungen für den Klassenkampf gänzlich 
bedeutungslos bleiben würden. 1891 stellte der Sozialdemolcrat Max Schippet 
in der "Neuen Zeit" fest: 19 
"Einmal können die Arbeiter zur Führung des Unternehmens nach außen 
hin niemals herangezogen werden. Hier steht jedes kapitalistische Unternehmen 
mitten im Konkurrenzkampf drin, und es kann nur kapitalistisch geleitet wer-
den, wenn es gedeihen und nicht unterliegen soll. Es lebt und wächst von der 
Ausbeutung der Arbeit wie kann es da der Arbeit das Recht einräumen, in 
ihrem, d.h. gegen die Arbeiterausbeutung gerichteten Sinn die Leitung zu be-
einflussen?" ' 
Eine Sonderentwicklung nahm die Entwicklung der betrieblichen Mitbe-
stimmung im Bergbau. Arbeiterausschüsse, die im Rahmender Knappschafts-
kassenvorstände eine besonders alte Tradition hatten, wurden im bayerischen 
Bergbau 1900 und im preußischen 1905 obligatorisch, doch waren auch hier 
die Fronten nun schon zum Stellungslcrieg erstarrt. Die in den sechziger und 
siebziger Jahren von den Zechenleitungen freiwillig eingeführten Betriebsver-
tretungen, die trotz ihrer beschränkten Verwaltungs- und Vennittlungsfunk-
Honen eine spürbare Verbesserung der betrieblichen Zusammenarbeit bewirkt 
hatten, verloren an Bedeutung, als der Staat gesetzlich regelnd in diese Frage 
eingriff. An die Stelle der freiwilligen Kooperation trat der Gedanke des 
kämpferischen und weltanschaulichen Gegeneinanders, da nun zunehmend 
mehr außerbetriebliche Verbände einsclIlleßlicnaer Kirchen auf die Betriebs-
vertretungen Einfluß zu nehmen suchten. Der sachbestimmte Charakter der 
industriellen Großbetriebe mit ihren komplizierter werdenden hierarchischen 
Formen und bürolcratischen Leitungsstrukturen machte alle Versuche einer 
persönlichen Distanzüberwindung im Sinne einer "WerksfamilieH illusorisch. 
Dabei wollte der Staat die Mitbestimmungsfrage durchaus nicht patriarcha-
lisch-fürsorgerisch lösen. Theodor Lohmann, Hans Hermann Freiherr von Ber-
lepsch undArthurGrafvonPosadowsky-Wehner machten sich den engstirnigen 
Herr-im-Hause-Standpunkt keineswegs zu eigen, sondern sahen als verantwort-
liche Leiter der Sozialpolitik des Kaiserreiches, daß mit der Erfüllung von Lohn-
forderungen und der Beseitigung betrieblicher Mißstände durch den Arbeiter-
schutz die soziale Frage allein noch nicht zu lösen war. Sie erkannten, daß es 
um die soziale Komponente des liberalen Arbeitsv~rtrages und die gesellschaft-
liche Anerkennung des industriellen Lohnarbeiters ging, damit dieser sich mit 
dem herrschenden System identifizieren konnte. Damit hatte der preußische 
Staat weit eher als die Masse der Unternehmer und Arbeiterführer die Konse-
quenzen erkannt, die gesellschaftspolitisch aus der industriellen Entwicklung 
zu ziehen waren. Die neuerdings von Hans-Ulrich Wehler und anderen aufge-
stellte These, das kaiserliche Deutschland sei, auf eine immer größere bürger-
19 Max SchippeI, Arbeiterausschüsse. In: Neue Zeit Jg. 9 (1891), Bd. 1, S. 133, 
Schipp eIs Ansicht wandelte sich später allerdings radikal. Vgl. Ders" Vom Arbeiterausschuß 
zum Betriebsrat. In: Sozialistische Monatshefte Jg, 15 (\9\9), S. 440fL 
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kriegsähnliche Auseinandersetzung zutreibend, als Ausweg bewußt in einen 
"Sozialimperialismus" geflüchtet, ist von der Geschichte des Mitbestimmungs-
rechts gesehen, nicht richtig.20 Für die Lösung der Arbeiterfrage als dem wich-
tigsten innenpolitischen Problem um 1900 waren richtungsweisende und viel-
versprechende Ansätze vorhanden. Den staatlichen Bemühungen hafteten frei-
lich viele Versäumnisse an: Durch die fast typisch zu nennende Unbeständig-
keit~ die mangelnde Gradlinigkeit und zu kompromißvolle Gesamttendenz 
des sozialpolitischen Kurses verstellten sich die Regierung und die sie tragenden 
Parteien ihren besten Absichten oft selbst den Weg. Das Maß an politischer 
Energie, das notwendig gewesen wäre, um die als richtig erkannten sozialpoli-
tischen Maßnahmen auch gegen den Willen rechter und linker radikaler Flügel 
durchzusetzen, war zu gering. Der größte Irrtum der Sozialpolitik im kaiser-
lichen Deutschland vor 1914 bestand aber darin, daß sie bei dieser für das ge-
samte Arbeitsverhältnis so fundamentalen Gesetzgebung die vorhandenen orga-
nisierten Kräfte der Arbeiterbewegung völlig ignorierte. Sie übersah, daf~ zwi-
schen dem verbalen klassenkämpferischen Radikalismus, wie er sich in Partei-
programmen, Resolutionen und Zeitungsartikeln äußerte, und der tatsächlichen 
Mitarbeit der Sozialdemokratie in Parlamenten und Kommunen bemerkens-
werte Widersprüche bestanden: 2J Eine Anerkennung 'der Gewerkschaften als 
Tarifpartner beispielsweise, wie sie sozialliberale Professoren schon frühzeitig 
forderten, hätten mit Sicherheit die gesellschaftlichen Spannungen wesentlich 
entkrampft. So aber blieben viele gutgemeinte staatliche Bestrebungen um-
sonst: Die behördlich verordneten Betriebsvertretungen unterlagen den visio-
nären Heilserwartungen, die mit dem sozialistischen Zukunftsstaat verknüpft 
wurden. 
Rückblickend läßt sich erkennen, daß das Kaiserreich bereits vor dem 1. Welt-
lcrieg nicht nur eine gewisse politisch-parlamentarische, sondern auch eine be-
20 Wehler vertritt die Meinung, der preußisch-deutsche Staat habe die inneren emanzi-
patorischen Demokratisierungsprozesse in dieser Periode bewußt hinausgezögert und den 
steigenden inneren sozialen Druck der "Arbeiterfrage" in eine kolonialistische Expansion 
abgelenkt. Gerade die Geschichte der Mitbestimmungsentwicklung in Deutschland zeigt aber, 
daß von einem generellen "Einfrieren" der alten Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
selbst in der Bismarckzeit angesichts der vielfachen Initiativen nicht gesprochen werden 
kann. Daß diese Sozialpolitik nicht mit den Idealen des sozialistischen Zukunftsstaats har-
monisierte, steht auf einem anderen Blatt. Vgl. Hans Ulrich Wehler, Bismarck und der 
Imperialismus, Köln 1969, - Ders. (HISg.), Imperialismus, Köln-Wien 1970, Zur Kritik: aus 
der Sicht der Außenpolitik vgI. Klaus Hildebrand, Staatskunst oder Systemzwang? Die 
"Deutsche Frage" als Problem der Weltpolitik. In: Historische Zeitschrift, Bd. 228, 1979, 
S. 625-644. - Gregor Schöllgen, Wer machte im Kaiserreich Politik? In: Neue Politische 
Literatur, J g. 25 (1980), S. 79-197. 
21 Auf die Diskrepanz zwischen revolutionären Programmen und tatsächlicher Politik 
der Sozialdemokratie vor 1914 machte schon frÜhzeitig der Chefredakteur des Vorwärts" 
in seinen Memoiren aufmerksam: Friedrich Stampfer, Die ersten 14 Jahre de;'Deutschen 
Republik, 2. Auf!. Offenbach 1947. Vgl. zu diesem inzwischen gut erforschten Problem 
u. a. Gerhard A. Ritter,. Die Arbeiterbewegung im wilhelminischen Reich. Die sozialdemo-
kratischen Parteien und die Freien Gewerkschaften 1890-1900. Berlin-Dalhelm 1959. -
Dieter Groh, Negative Integration und revolutionärer Attentismus. Die deutschen Sozial:-
demokraten am Vorabend des Ersten Weltkrieges, Frankfurt a.M., Berlin, Wien 1973. 
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schränkte wirtschaftliche Partizipation für alle Staatsbürger ernsthaft ins Auge 
gefaßt hatte. Nach Bismarcks vorzeitigem Abgang fehlte es freilich an einer ver-
gleichbaren starken politischen Persönlichkeit, die einer solchen Politik das 
notwendige Gewicht verliehen hätte. Der "Konzeptionenpluralismus" (Wolf-
gang Mommsen) in den beiden J ahrzehntenum die Jahrhundertwende, der 
sich auch in der Innenpolitik feststellen läßt, offenbarte Mangel an Weitsicht. 
fehlenden politischen Spürsinn und kleinliche Interessenpolitik. Es gab zuviele 
Personen, die in die Politik hineinredeten und so zur" Verflüssigung" des poli-
tischen Willens beitrugen. Das von Zeitgenossen wie Historikern so oft ge-
schmähte "persönliche Regiment" des Kaisers bestand in Wahrheit aus der 
widersprüchlichen Politik seiner Berater. So blieb der zu früh auf den Thron 
gekommene Monarch nur ein allzu getreues Abbild seiner Zeit. Vergeblich 
suchte der Liberale Friedrich Nau;mann in vielbeachteten Reichstagsreden und 
Aufsätzen für einen neuen "Fabrikparlamentarismus" zu werben, dessen Auf-
gabe es sei, "aus Industrieuntertanen Industriebürger zu gestalten".22 Obwohl 
die von Revisionismustheorien beeinflußten Freien Gewerkschaften unter der 
Führung Carl Legiens zunehmend mehr Interesse an den betrieblichen Arbeiter-
ausschüssen zeigten, weil sich diese als hervorragende Träger der sich ausbreiten-
den Tarifpolitik erwiesen, und Sozialreformer aller Richtungen eine machtvolle 
Kundgebung in Berlin veranstalteten, kam es vor 1914 zu einem völligen Still-
stand in der staatlichen Sozialpolitik,23 
. Dieser konnte erst durch den "Politischen Burgfrieden" bei Ausbruch des 
Ersten Weltkrieges überwunden werden. Unter dem Druck der äußeren Not-
wendigkeiten wurden die widerstrebenden Parteien zusammengezwungen, 
jahrelang gehegte Konflikte unterdrückt und neue Bewegung in die erstarrten 
Fronten gebracht. Den offiziell vom Staat anerkannten Gewerkschaften gelang 
es in überraschend kurzer Zeit, weitreichende sozialpolitische Zugeständnisse 
herauszuholen: Anfang 1915 wurde einer Eingabe der Bergarbeiterverbände 
folgend allen Bergarbeiterausschüssen auf den Zechen erstmals ein Mitwirkungs-
recht bei der Lohnfestsetzung zugebilligt und mit dem Gesetz über den Vater-
libidischenHilfsdienst vom 5. Dez. 1916 überall mit Ausnahme der Landwirt-
22 Friedrich Naumann, Ausgewählte Schriften. tIrsg. von Hannah Vogt. In: Civitas 
gentium. Quellenschriften und Monographien zur Soziologie und Kulturphilosophie, hrsg. 
von Max Graf zu Solms, Frankfurt a.M. 1949, S. 341. Vgl. Ders., Demokratie und Kaiser-
tum, Berlin 1900. 3. neu bearb. Aufl. Berlin 1904. - Ders., Neudeutsche Wirtschaftspolitik, 
Berlin 1902, 2. erw. Aufl. 1906. 
23 Die Buchdruckergewerkschaft erreichte schon 1912 in einem Vertrag mit den Arbeit-
gebern, daß in allen Betrieben mit mehr als 6 Beschäftigten die Belegschaften" Vertrauens-
·Ieute"wählen konnten, die bei Lohnabschlüssen als ihre Sprecher auftreten konnten. Max 
Schippel und andere Sozialdemokraten erkannten nun, daß die Arbeiterausschüsse eine 
"brauchbare, unter Umständen sogar wuchtige Waffe der wirtschaftlichen Arbeiterdemoka" 
tie" werden konnten. Die Politik der Gewerkschaften ging dahin, die Arbeiterausschüsse als 
Wahlkörper für die überbetrieblichen Arbeitkammern fungieren zu lassen. Die obligato-
rische Einführung solcher Betriebsvertretungen wurde aber vor allem von den Handelskam-
mern scharf bekämpft. 
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schaft Betriebsvertretungen obligatorisch gemacht.24 Wenngleich die'Arbeit-
nehmervertreter in den überwachenden überbetrieblichen Organen auf Bezirks-
und Reichsebene nur ein Mitwirkungs- bzw. Informationsrecht erhielten, stell-
ten sich alle Gewerkschaften und die Mehrheit der SPD voll und ga\1z hinter 
das Gesetz, so daß nun die Zahl der Ausschüsse stark anstieg und diese eine 
rege Tätigkeit entfalteten?5 Zu dem Aufschwung trug die Tatsache bei, daß bei 
Streitigkeiten besondere paritätische Schiedsausschüsse auf Bezirksebene angeo 
rufen werden konnten, deren vorsitzende Offiziere vom Kriegsamtbestellt 
wurden und die im Zivilberuf keine Unternehmer sein durften. Diese Schlich~ 
tungsausschüsse entschieden wie die seit den neunziger Jahren entstandenen 
Gewerbegerichte als Vorläufer der heutigen Arbeitsgerichte viel öfter im Sinntt 
der Arbeitnehmer als umgekehrt. Während Regierung und-Sozialreformer in 
den Einrichtungen der Mitbestimmung vor allem :Instrumente des sozialen 
Friedens sahen, betonten insbesondere die Verbände der Schwerindustrie den 
kriegsbedingt provisorischen Charakter und leisteten bei der Errichtung der 
Ausschüsse hinhaltenden Widerstand, so daß diese erst nach Jahresfrist einge-
setzt wurden.26 Unterstützung fand der Mitbestimmungsgedanke dagegen beim 
24 In allen Betrieben mit mehr als '50 Beschäftigten mußten Arbeiter bzw. Angestellten-
ausschüsse gebildet werden, deren Mitglieder von den volljährigen Arbeitnehmern eines Be-
triebs oder einer Betriebsleitung in geheimer Wahl nach dem Verhältniswahlrecht gewählt 
wurden (§ 11). Diese Betriebsvertretungen hatten die Interessen der Arbeiter in Bezug auf 
Lohn und Arbeitsverhältnis gegenüber den Unternehmern zu vertreten und das gute Einver-
nehmen innerhalb der Belegschaften wie auch zwischen dieser und der Betriebsleitung zu 
fördern (§ 12). 
Bei Streitfällen konnte man sich an Gewerbegerichte oder besondere Schlichtungsstellen 
wenden, die paritätisch mit beiden Arbeitsparteien und einem neutralen Vorsitzenden be-
setzt waren (§§13 und 9,2). Auf überbetrieblicher Ebene wurden daneben besondere 
"Bezirksausschüsse" gebildet, die über Einstellung und Arbeitsplatzwechsel zu entscheiden 
hatten (§ 4). Sie bestanden aus einem Offizier als Vorsitzenden, zwei höheren Staatsbeamten 
und je zwei Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Alle Mitglieder wurden vom Kriegsamt be-
rufen bzw. von ihrer Behörde abgeordnet, wobei Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 
geeignete Berufungsvorschläge zu machen hattelBei Streitigkeiten entschied eine besondere 
beim Kriegsamt eingerichtete Zentralstelle, in der auch ein Arbeitnehmervertreter saß. Vgl. 
Reichsgesetzblatt 1916, S. 1222. - Carl Legien, Gesetz betr. den Vaterländischen Hilfs-
dienst, Berlin 1916. Eugen Schiffer und J ohann Junck, Der Vaterländische Hilfsdienst, 
Berlin 1917. 
25 Die Generalkommission der Freien Gewerkschaften unter Führung Carl Legiens sah 
in dem Hilfsdienstgesetz einen Schritt der" Umgestaltung der freien Privatwirtschaft zur ge-
regelten Bedarfswirtschaft des Staates". Der Zwangscharakter des Gesetzes, das alle männ-
lichen Deutschen zwischen 17 und 60 Jahren zum Dienst in der Kriegswirtschaft verpflich-
tete, erschien als das kleinere Übel gegenüber dem erzielten sozialen Fortschritt. Im übrigen 
sei man gerade in Deutschland gewöhnt, "einen Tropfen sozialen Öls in einem Becher 
Wermuth zu empfangen". Vgl. Aufruf der Generalkommission der Gewerkschaften Deutsch-
lands an die Arbeiter und Angestellten 8. Dez. 1916 und 13. ord. Generalversammlung des 
Deutschen Metallarbeiterverbandes in Köln a. Rh. (17.-30. 6. 1917), Protokoll S. 53 ff. 
26 Vgl. R. Tänzler, Die deutschen Arbeitgeberverbände 1904-1929, o. O. 1929, S. 118. 
Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (Hrsg.), Denkschrift über die Forderun-
gen der Übergangszeit und Friedenswirtschaft, Berlin 1918. 
25 
Stresemann~Flügel der mittleren und weiterverarbeitenden Industrie. Auf hef-
tigste Kritik stieß das Hilfsdienstgesetz auch bei der "Sozialdemokratischen 
Arbeitsgemeinschaft" auf dem linken Flügel der SPD, aus dem dann die "Un~ 
abhängige' Sozialdemokratische Partei" (USDP) hervorging. Sie warf der Mehr-
heit ihrer Partei wie den Gewerkschaften "Verrat der Arbeiterinteressen" vor" 
da das Gesetz den Krieg verlängerte und den Arbeitern eine Zwangsjacke ver-
paßt habe. Unternehmern wie Krupp würden dadurch nur Riesenprofite er-
zielen, weshalb die Verwirklichung des Sozialismus ohne eine solche Form der 
Mitbestimmung das Ziel bleiben müsseY Durch die Obstruktion des radikalen 
Flügels der organisierten Arbeiterschaft und von Teilen der Schwerindustrie 
wurde der richtungsweisende Gedanke des Hilfsdienstgesetzes, mit Hilfe der 
Gewerkschaften dem sozialen Frieden ein Stück näher zu kommen und die Ar-
beiterschaft für das "Hindenburg-Programm" zu mobilisieren, weitgehend zu-
nichte gemacht. In der sich nun polarisierenden Entwicklung verschwanden die 
von den Unternehmern freiwillig eingerichteten ersten Arbeiterausschüsse mit 
wirtschaftsfriedlichem Charakter immer mehr, während die Gewerkschaften 
die Betriebsvertretungen nun als Stützpunkte betrachteten, von denen her ihre 
Vertrauensleute die sich ausb"reitenden Streiks organisieren konnten. 
Am Kriegsende geschah wiederum eine übenaschende Wende: Mit der "Zen-
tralen Arbeitsgemeinschaft der Arbeitgeber und Arbeitnehmer Deutschlands" 
kam es sechs Tage nach dem Zusammenbruch des Kaiserreiches am 15. 11. 1918 
zu einer "Konzertierten Aktion" de~ Spitzenorganisationen der Unternehmer 
und Gewerkschaften. 28 Dieser Zusammenschluß war in erster Linie gebildet 
worden, um die drängende Frage der Demobilisierung der bewaffneten Streit-
kräfte zu lösen und Grundzüge für eine kommende Sozialpolitik zu entwerfen. 
Angesichts maßloser Lohnforderungen, nachlassender Arbeitsleistung, generel-
len Arbeitszeitverkürzungen, Streiks und Sozialisierungsdrohungen glaubte die 
deutsche Industrie die einzige Rettung in einer Flucht nach vorn zu finden. Bei 
der wankenden Macht des Staates schienen nur noch die Gewerkschaften der 
einzige vernünftige Halt zu sein. Die Annäherung der Arbeitgeber wurde da-
durch erleichtert, daß die Gewerkschaften angesichts der allgemeinen Unsicher-
heit sich ebenfalls gegen eine schnelle Sozialisierung und für allmähliche Refor-
men auf der Grundlage des Bestehenden aussprachen. Unternehmer wie Gewerk-
schaften hofften durch ihr Zweckbündnis, die vielen bürokratischen Regelungen 
abzuschütteln und zu einer freien Selbstverwaltung zurückzukehren. Erster 
Vorsitzender der Zentralarbeitsgemeinschaft, die bis 1924 andauerte, wurde 
Geheimrat Ernst von Borsig, sein Stellvertreter der Gewerkschaftsvorsitzende 
CarlLegien. 
Die Arbeitgeber bestätigten im Rahmen dieser neuen Partnerschaft l1icht nur 
die vom Staat 1916 oktroyierten obligatorischen Betriebsvertretungen in Unter-
27 Dreizehnte Ordentliche Generalversammlung des Deutschen Metallarbeiterverbandes, 
S. 66, und Flugblatt der SozialdemokratischenArbeitsgemeinschaft aus dem Winter1916/17. 
Zitiert nach R. Schneider und R. F. Kuda, Mitbestimmung, München 1969, S. 73 ff. 
28 Preller, Sozialpolitik, S. 227. . 
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nehmen mit mehr als 50 Beschäftigten, sondern stimmten auch paritätisch be~ 
setzten Schlichtungsausschüssen undArbeitsnachweisen zu. Arbeitsbedingungen 
sollten fortan in Tarifverträgen vereinbart und jede Behinderung der Koalitions-
freiheit der Arbeitnehmer unterlassen werden. Der "Allgemeine Deutsche Ge-
werkschaftsbund", wie er sich jetzt nannte, wollte angesichts des Zusammen-
bmchs das Existenzminimum seiner Mitglieder sichern, an Vorhandenes an-
knüpfen und einen raschen Wiederaufbau der Wirtschaft einleiten. ließ daher 
zunächst jede Sozialisierungsforderung fallen, was die linke Opposition zu einem 
Tadelsantrag und den Deutschen Metallarbeiterverband im Oktober 1919 zum 
Austritt aus der Zentralarbeitsgemeinschaft veranlaßte.29 Aber auch einige Ar-
beitgeber hielten sich nicht an den Vertrag und begannen z.B. gegen den neuen 
Achtstundentag zu agitieren, der hier erstmals für alle Betriebe einheitlich vor-
gesehen war. 
5, DER AUSBAU DER MITBESTIMMUNGSGESETZGEBUNG IN DER WEIMARER REPUBLIK 
Im Gegensatz zu 1945, wo die B,esatzungsmächte erheblichen Einfluß auf die 
Gestaltung der deutschen Wirtschaft ausübten, war die Situation nach dem Zu-
sammenbruch 1918 völlig offen - das Deutsche Reich konnte selbst den Aus-
bau der Mitbestimmung entscheiden. Die gesellschaftspolitischen Meinungs-
fronten stellten sich dabei wie folgt dar: Während alle bürgerlichen Parteien 
sich für einen gerechten Ausgleich zwischen Unternehmern und Arbeitnehmern 
sowie für eine maßvolle Weiterentwicklung des Arbeitsrechts und damit für eine 
mehr oder weniger weit reichende Arbeitnehmermitbestimmungim weiteren 
Sinne einsetzten, gab es innerhalb der Sozialdemokratie, von der sich auf dem 
linken Flügel die USDP und dann der noch radikalere Spartakus-Bund als Keim-
zelle d~r Kommunistischen Partei abspalteten, eine heftige Grundsatzdebatte 
über Termin und Ausmaß der Verstaatlichung von Teilen der deutschen Wirt-
schaft.30 Während die MehrheitssoziaIisten einen so gewaltigen Umbau der 
29 J. W. Reichert, Entstehung, Bedeutung und Ziel der "Arbeitsgemeinschaft" Berlin 
1919. (Der Verfasser war Geschäftsführer des Vereins deutscher Eisen- und Stahlindustrieller). 
- Ludwig Preller, Sozialpolitik in der Weimarer Republik, Stuttgart 1949. - Fritz Opel, Der 
Deutsche Metallarbeiterverband während des Kriegs und der Revolution, Hannover 1957. 
30 Die Deutsch-Nationale Volkspartei als Sammelbecken christlich-konservativer Kräfte 
setzte sich für eine Aussöhnung von Arbeit und Kapital als Voraussetzung der Einheit der 
Nation, eine angemessene Vertretung der Arbeitnehmer in staatlich anerkannten Berufs-
vereinen sowie Betriebsräten ein, die dem wirtschaftlichen Frieden und der Förderung der 
Erzeugung zu dienen hatten. Der Klassenkampfgedanke wurde abgelehnt und die Zentrale 
Arbeitsgemeinschaft befürwortet. Zentrumspartei und Bayerische Volkspartei setzten sich 
in mehr allgemeinen Formulierungen für soziale Gerechtigkeit und Ausbau der Arbeiter-, 
Angestellten- und Beamtenrechte ein. Die liberalen Parteien waren in der Mitbestimmungs-
frage gespalten: Während die Deutsche Volkspartei für Mitbestimmung in sozialen Ange-
legenheiten des Betriebes, Arbeitskammern und Reichswirtschaftsrat votierte, plädierte die 
linksliberale Deutsche Demokratische Partei für eine Kontrolle der Konzerne durch wirt-
schaftliche Mitbestimmung der Arbeitnehmer im engeren Sinne und nötigenfalls Enteig-
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Wirtschaft in wenigen Tagen und Wochen für unmöglich hielten, den Sozialis-
mus durch das dann zu erwartende wirtschaftliche Chaos nicht in Mißkredit 
bringen wollten und eine grundsätzliche Änderung des Wirtschaftssystems durch 
das Volk selbst bei Reichstagswahlen entscheiden lassen wollten, forderte der 
Spartakus-Bund sofort überall Betriebsräte zur Kontrolle der Produktion und 
der Betriebsleitungen einzusetzen, die nach dem Muster der russischen Räte-
verfassung anschließend zentral gesteuert werden sollten.31 
Die von der SPD geführte Reichsregierung beantwortete den von einer Sozia-
lisierungskommission gemachten Vorschlag zur Nationalisierung des Bergbaus 
zunächst nicht, erließ dann aber unter dem Eindruck eines mit Waffengewalt 
niedergeworfenen Streiks ein allgemeines Sozialisierungsgesetz am 23. März 
1919 sowie gesetzliche Vollmachten zur Errichtung eines Reichskali- und eines 
Reichskohlenrats. Bei diesen beiden Gremien handelte es sich nicht um eine 
Sozialisierung im eigentlichen Sinne, sondern nur um die Verankerung einer 
eingeschränkten Form der Mitbestimmung auf oberster Ebene. 32 Die ange-
schlossenen Steinkohlen-, Braunkohlen- und Kalizechen sowie Kokereien 
blieben vermögensrechtlich in der alten Form bestehen und handelten auch 
weiterhin in eigener unternehmerischer Verantwortung. Lediglich die Einzel-
syndikate sowie die beiden Dachsyndikate wurden zu branchenmaßigen kleinen 
Wirtschaftsparlamenten umgestaltet. Bergbau- und Kaliwirtschaft erwiesen sich 
ftir eine, solche Mitbestimmung als besonders geeignet, weil durch Bundesrats-
verordnung vom 30. Juli 1915 bereits alle Zechenbesitzer zur Ankurbelung der 
Kriegswirtschaft zu zwangsähnlichen Syndikaten vereinigt worden waren. 
Kohle und Kali galten als kriegswichtige Rohstoffe, die staatlicherseits kontrol-
liert werden sollten. Die massive staatliche Einflußnahme äußerte sich zunächst 
in einer rigorosen staatlichen Preisfestsetzung. Die zuständigen Landesbehörden 
bildeten für die Erstellung entsprechender Preisgutachten einen ständigen Bei-
rat, in dem neben Zechenbesitzern und Kohlenhändlern Vertreter der übrigen 
Industrie und Landwirtschaft, der Städte und Eisenbahn sowie der Arbeiter-
schaft Sitz und Stimme fanden. Durch ein Kohlensteuergesetz, eine Kohlen-
ausgleichsstelle sowie einen Reichskommissar für die Kohlenverteilung wurde 
die freie unternehmerische Entscheidung noch mehr reduziert. Der nach dem 
Zusammenbruch entstehende Reichskohlenrat war daher nur eine weitere zeit-
gemäße Fortführung des kriegsbedingten Staatssozialismus. Das höchste Len-
kungsgremium der deutschen Kohlenwirtschaft sollte nach dem Gesetz bei 50 
nung, wobei allerdings eine Entschädigung vorgesehen war. Die anfangs zahlenmäßig gefinge 
NSDAP, die sich freilich nicht zu den bürgerlichen Parteien rechnete, setzte sich bekanntlich 
für Verstaatlichung der Trusts, Banken und Warenhäuser ein. Vgl. Wilhelm Mommsen, 
Deutsche Parteiprogramme, 2. Auf!. München 1969. - Hans Schieck, Die BehandluR~ der 
Sozialisierungsfrage in den Monaten nach dem Staatsumsturz. In: Eberhard Kolb (HrsQ;t). 
Vom Kaiserreich zur Weimarer Republik, Köln 1972, S. 138-164. 
31 Was will der Spartakus-Bund? Programm des Spartakus-Bundes vom Dezember 1918. 
- Iliustrierte Geschichte der Deutschen Revolution. (Hrsg. von der KPD), Berlin 1929. 
32 Kohlewirtschaftsgesetz vom 23. März 1919. Erläuterungen, Berlin 1920. Preller, 
Sozialpolitik, S. 240. 
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Mitgliedern 15 Arbeitnehmervertreter haben, die von der Fachgruppe Bergbau 
der Zentralen Arbeitsgemeinschaft bestellt wurden. 13 Vertreter der Kapital-
seite wurden ebenfalls von der Zentralarbeitsgemeinschaft delegiert, zwei wei-
tere von dem Preußischen Minister für Handel und Gewerbe ernannt. Die übri-
gen 20 Mitglieder (Vertreter der Verbraucher, anderer Arbeitnehmer- und Ar-
beitgebergruppen sowie Sachverständige) sollten ebenfalls vom Staat benannt 
werden. Für die Aufsichtsräte der 12 Einzelsyndikate des Bergbaus war eine 
ähnliche gemeinwirtschaftliche Mitbestimmungsregelung vorgesehen. Wie die 
Ausführungsbestimmungen zu dem Gesetz zeigen, wurde nachträglich die Zahl 
der Mitglieder auf 60 erhöht und auf den staatiichen Ernennungsanspruch ver-
zichtet. Doch mußte der Staat weiterhin dann die Delegierten berufen, die über 
keine einheitliche Interessenvertretung und damit über keine Wahlkörperschaft 
verfügten. Auf eine Umorganisation von Produktion und Absatz wurde aus-
drücklich verzichtet, weil angesichts des Zusammenbruchs "schädliche Experi-
mente" vermieden werden sollten. Die Arbeitnehmervertreter im Reichskohlen-
rat und Reichskalirat besaßen ein Vorschlagsrecht zur Wahl ihrer Vertreter in 
den Verwaltungsorganen, dene)) ein "geeigneter", Arbeitervertreter angehören 
sollte. Nach Auffassung des Reichsarbeitsministers Wissel konnten dies auch ein 
sachverständiger Ingenieur, Jurist oder Betriebswirt sein, doch wurden in der 
Praxis dann nur Angehörige der etablierten Gewerkschaftsbürokratie gewählt, 
wie etwa Heinrich Imbusch oder Otto Hue. Wie die beiden Namen schon an-
deuten, kamen die Arbeitnehmerrepräsentanten aus verschiedenen Lagern, da 
die Bergarbeiterbewegung keine Einheit bildete: Der sozialdemokratische "Alte 
Verband" erzielte z.B. bei den Betriebsrätewahlen 192045,7 v.H., die christ-
liche Gewerkschaft 18,9 v. H. und die Syndikalisten aller Richtungen 27 v.H. 
der abgegebenen Stimmen. Da in den Zechenbesitzerversammlungen stets einige 
große Unternehmen dominierten, konnten die Arbeitgeber ihre mehrheitlichen 
Interessen in Aufsichtsräten und Vorständen leichter definieren als die Gegen-
seite,'die von den Belegschaften ziemlich losgelöst agieren mußte. 
Insgesamt arbeitete der Reichskohlenrat mehr passiv reagierend als aktiv 
intervenierend. Seine Hauptaufgabe bestand darin, die Preispolitik der ange-
schlossenen Einzelkartelle zu überwachen, Gesellschaftsverträge zu genehmigen 
und Lieferbedingungen festzusetzen. Die Stellung des Rheinisch-Westfälischen 
Kohlensyndikats war z. B. so stark, daß es zusammen mit dem Aachener Stein-
kohlensyndikat bei der Festsetzung der Kohlenpreise mit Zustimmung des 
Reichswirtschaftsministers den Reichskohlenrat umgehen konnte. In der 
Praxis stimmten die Arbeitnehmervertreter für beantragte Kohlenpreiserhöhun-
gen, um daftir Lohnzuschläge und soziale Verbesserungen durchzusetzen. Kapi-
taleigner und Arbeitnehmer verbündeten sich so auf Kosten der Konsumenten. 
Das Zusammenspiel der beiden Arbeitsmarktparteien machten den Reichs-
kohlenrat zu einer ;,Farce", wie sich Walther Rathenau vor der 2. Sozialisie-
rungskommission drastisch ausdrückte. Die unheilige Allianz zerbrach 1924, als 
billige Kohle aus Oberschlesien und England als preisbrechende Konkurrenz. 
Die nach dem Sozialisierungsgesetz an sich mögliche Enteignung der Zechen-
besitzer war durch die Gesetze über den Reichskohlenrat und Reichskalirat 
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abgewendet worden. Offenbar befürchtete die Regierung, daß verstaatlichte 
Unternehmen in einem stärkeren Maße als privatwirtschaftlich geführte von 
den Siegermächten für Reparationsforderungen herangezogen würden. 33 Mög-
licherweise wollte Reichspräsident Ebert hier auch die Alliierten gegen die 
revolutionären Kräfte ausspielen. Gegen eine Sozialisierung sprach aber auch, 
daß ein solcher Vorgang die schon vorhandenen separatis;tischen Neigungen der 
Länder gefördert und die Reichshoheit in Frage gestellt hätte. Schließlich hät-
ten die nach dem Sozialisierungsgesetz an die Zechenbesitzer zu zahlenden 
Summen die Finanzkraft des Reiches bei weitem überstiegen. Nach einer Be-
rechnung der "Bergarbeiterzeitung" vom 27. Januar 1919 wären dafm 18 Mrd. 
Reichsmark aufzubringen gewesen. 
Während Politiker, Unternehmer und Gewerkschaften um die Neugestaltung 
der Wirtschaftsordnung rangen, hatten Arbeiter- und Soldatenräte an vielen 
Orten die Macht an sich gerissen. Die einige Monate nach dem Muster der 
russischen Oktoberrevolution gebildeten Räte verstanden sich, ohne daß dies 
klar abgegrenzt war, als eine Mischung von Kampf-, Interessens- und Staats-
organen. Ihre Hauptaufgabe sahen sie zunächst in der Aufrechterhaltung der 
Ordnung und Beseitigung unmittelbarer Notzustände in den Wochen des Zu-
sammenbruchs. Erst in einer zweiten Phase bildete sich dann eine hierarchisch 
gestufte Organisation heraus, deren ursupierte Macht durch nachträgliche Er-
lasse der preußischen Regierung sanktioniert wurde. Die so gestärkten Arbeiter-
und Soldatenräte betrachteten sich nun als Kontrollinstanzen der Behörden, 
mit denen sie zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit zusammen-
zuarbeiten hatten.34 Während die Spartakisten, die in den Städten Bremen, 
Braunschweig, Hamborn und Düsseldorf einen beherrschenden Einfluß in den 
Räten gewinnen konnten die Losung ausgaben: "Alle Macht den Räten", sah 
die Reichsregierung in diesen Institutionen nur einen Übergang bis zum Zu-
33 Gerhard A. Ritter und Susanne Miller (Rrsg.), Die deutsche Revolution 1918-1919. 
Dokumente, 2. Aufl. Tübingen 1919, S. 101. 
34 Eberhard Kolb, Rätewirklichkeit und Räteideologie in der deutschen Revolution 
1918/19. In: Der8., Vom Kaiserreich zur Weimarer Republik, S. 165-184. - Peter von 
Oertzen, Betriebsräte in der Novemberrevolution, Düsseldorf 1963. - Die während des Um-
sturzes sich spontan gebildeten Arbeiter- und Soldatenräte hatten, wie neuere Forschungen 
deutlich zeigen, kein eigenes politisches Programm. Sie wurden in Landgemeinden unl:l klei-
neren Städten in öffentlichen Versammlungen in direkten Urwahlen gewählt, wobei die ört-
lichen SPD- und Gewerkschaftsführer die einzigen Kandidaten waren. In größeren Gemein-
den traten ein "Großer Arbeiterrat" oder eine Vollversammlung der "Arbeiterräte" zusam-
men, die aus Wahlen in Betrieben oder Berufszweigen hervorgegangen waren. Die improvi-
sierten Räte wurden anschließend durch solche ersetzt, die durch Stimmzettelwahlen nach 
dem Verhältniswahlrecht meist auf Wohnortbasis ermittelt wurden. In letzter Stufe bildetim 
sich aus örtlich gewählten Arbeiterräten Bezirks- und Provinzialräte heraus. Das höchs~ 
Dachorgan war 1. Reichsrätekongreß im Dezember 1918, der sich einen geschäftsführendeIi 
"Zentralrat der deutschen sozialistischen Republik" wählte. Seine 27 Mitglieder gehörten 
sämtlich den Mehrheitssozialisten an. Diesem höchsten Rätegremium wurde die Über-
wachung der Regierungsorgane im Reich und in Preußen übertragen sowie das Recht, 
Minister und VOlksbeauftragte abzuberufen. 
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sammentritt der Nationalversammlung.35 Mit der Ausgestaltung der Mitbestim-
mung hatten die Arbeiter- und Soldatenräte, deren Mitglieder fast ausschließ-
lich aus örtlichen sozialdemokratischen Parteigrößen und Gewerkschaftsfunk-
tionären bestanden, im Grunde wenig zu tun, da ihre Bestrebungen auf eine 
vollständige Überführung der Wirtschaft in die "Selbstherrschaft der Massen" 
(earl Schmitt) zielten. Insgesamt handelte es sich bei der Räteherrschaft zwi-
schen November 1918 und Juni 1919 um ein kurzlebiges Zwischenspiel, das 
aber für den weiteren Gang der Mitbestimmungsgesetzgebung in eine andere 
Richtung bedeutsam geworden ist. 
Die Sozialdemokratie hatte sich durch einen Beschluß am 23. März 1919 wie 
schon erwähnt zwar für eine" Umwandlung der kapitalistischen Gesellschaft in 
eine sozialistische" ausgesprochen, doch sollte dies nicht auf dem Weg der 
Diktatur erfolgen. Bei der Umwandlung auf demokratischem Weg hatten nach 
ihrer Ansicht die Betriebsräte, wie die Arbeiter- und Angestelltenausschüsse 
nun .genannt wurden, aber auch Bezirksräte sowie ein "Reichsarbeitsrat" mit-
ZUWIrken. Die künftige Rolle der Räte wurde damit vor allem auf den wirt-
schaftlichen Bereich verwiesen. Dieses Konzept konnte sich schon auf dem 11. 
Reichsrätekongreß im April 1919 gegenüber den Plänen der Verfechter einer 
reinen Räterepublik durchsetzen. Der von der SPD-Fraktion eingebrachte und 
angenommene Antrag sah neben dem Reichstag eine "Kammer der Arbeit" 
vor, die einen Unterbau auf allen staatlichen Ebenen bis zur Gemeinde erhalten 
sollte. Betriebe und Berufsverbände hatten die Mitglieder zu wählen, und jedes 
Gesetz bedurfte der Zustimmung von Reichstag und Arbeitsparlament. Die 
Übereinstimmung mit den Entwürfen der Nationalversammlung von 1848/49 
und den Arbeitskammern bzw. dem Volkswirtschaftsrat des Kaiserreiches ist 
frappierend. In allen Fällen war eine Doppelpyramide geteilter politischer und 
wirtschaftlicher Macht vorgesehen, wobei Legislative und Exekutive jeweils 
beiden zugeteilt waren. Die USPD hielt dagegen an ihrem Konzept der Einheit 
35 Beim Allgemeinen Kongreß der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands vom 16.-
21. 12. 1918 wurde ein Antrag des USPD-Vertreters Ernst Däumig, das Rätesystem als 
Grundlage für die Verfassung einer sozialistischen Republik Deutschland zu nehmen und 
den Arbeiter- und Soldatenräten die höchste gesetzgebende und vollziehende Gewalt zu ver-
leihen, mit 344 :98 Stimmen abgelehnt und auch gegen den Widerstand der USPD der 
frühest mögliche Termin für eine Nationalversammlung anberaumt. Die SPD wollte zwar die 
Macht in die Hände gewählter Vertrauensleute legen, wandte sich aber gegen die von der 
radikalen Linken geforderte "Diktatur einer Klasse" und Ausschluß aller Bürgerlichen aus 
der Regierung. Auch einige USPD-Mitglieder gaben anschließend zu Protokoll, daß sie gegen 
Rerrschaftsmonopol mit anderem Vorzeichen seien. Diese Entscheidung für eine parlamen-
tarische Form der Demokratie war der Anlaß für den am linken Flügel der USPD stehenden 
Spartakus-Bund, am 31. Dez. 1918 die "Kommunistische Partei Deutschlands" unter Füh-
rung Kar! Liebknechts und Rosa Luxemburgs zu gründen, wozu schon vorher Pläne bestan-
den. Aber auch in der USP.Q verblieben noch·Befürworter der reinen Räteidee. Der Sparta-
kusaufstand in Berlin sowie die Ausrufung von autonomen "Räterepubliken" in Bremen, 
Braunschweig und München, die mit militärischer Gewalt durch das Reich niedergeschlagen 
werden mußten, waren Folgen dieser Beschlüsse. VgL Stenographische Berichte, I. Räte-
kongreß, Berlin 1918. - Eduard Bernstein, Die deutsche Revolution, Berlin 1921. W. 
J ansson, Das Räteproblem und die Gewerkschaften. In: Deutsche Politik, Bd. 1 (1919), 
S. 438ff. - earl Severing, Mein Lebensweg, Bd. 1, Köln 1950, S. 233 (Dort BeSChreibungen 
der tumultartischen Sitzungen des 1. Rätekongresses.) 
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von politischer und wirtschaftlicher Macht bei den Räten fest und wollte durch 
ein imparatives Mandat die gewählten Vertreter jederzeit abberufen können. 
Verständlicherweise mußte der Rätegedanke automatisch zunächst in Kon-
flikt mit den Gewerkschaften geraten, die sich als alleinige Vertretung der wirt-' 
schaftliehen Arbeiter- und Angestellteninteressen betrachteten. Wollten sie das 
Monopol des Berufsvereins behalten, so mußten sie die Räte bekämpfen oder 
sich ihren Dienst nutzbar machen. Umgekehrt versuchten die Verfechter des 
reinen Rätestaaten, die Gewerkschaften, mit deren Politik im Kaiserreich sie 
sowieso nicht einverstanden waren, zur Basis einer revolutionären Räteorgani-
sation zu machen. Ernst Däumig sagte auf dem USPD-Parteitag 1919 unumwun-
den daß in einem Rätesystem die Rolle der Gewerkschaften in der bisherigen 
F or~ ausgespielt sein würde. 36 Auf der Gewerkschaftsseite bildeten sich nach 
1918 insgesamt drei Richtungen in dieser Frage heraus: Sie reichten von konse-
quenter Ablehnung des Rätewesens über strikte Beschränkung auf den wirt-
schaftlichen Bereich und ihre Kontrolle bis zur Befürwortung einer Synthese 
von Räten und Gewerkschaften.37 Die zahlenmäßig größte mittlere Richtung 
36 Ernst Däumig, Das Rätesystem. Reden auf dem Partei~ag. der USPD am ~./5. März 
1919, Berlin o. J., S. 27. - Der radikale Arbeitervertre~er gab bel dIeser Gelegenheit folgende 
Strategie zur Eroberung der Gewerkschaften aus: "Nlc~t Zerschlagung ~er Ge~er~8chaften 
... denn damit würden wir gerade den Gewerkschaftsburokraten das SpIel ermoghchen, d~s 
sie zu spielen gedenken. Nein, wir sagen hinein in die Gewerkschaften, alle, alle sollen mit-
wirken. Und besonders an das klassenbewußte Proletariat appelieren wir, sie sollen mit hin-
ein, sollen uns mithelfen, die Gewerkschaftsbürokratie zu beseitigen, aus den Gewerkschaf-
ten wahrhaftrevolutionäre Kampforganisationen zu machen". Ebd., S. 28ff. 
37 Die erste Richtung setzte sich für eine Fortsetzung der "Zentralen Arbeits~emein­
schaft" mit den Unternehmern uhd einen friedlichen Ausgleich in der Wirtschaft em .. Man 
betonte zwar die Verdienste der Räte in der Revolution, da sie Anarchi~ u~d ~lutvergleßen 
verhindert hätten. Man unterstützte aber die Bemühungen der SPD, sIe In em demokrat-
tisches Fahrwasser zu bringen und wandte sich gegen die Anhänger einer Räteor~anisati~n 
nach russischem Muster. Diese Meinung wurd~ vom Gewerkschaftskongreß JulI 1919 m 
Nürnberg gebilligt. Das Eintreten für Parität in der Zentralarbei~sgemeinschaft ·bedeutete, 
daß man auf dem Weg der Mitbestimmung fortschreiten wollte . .Ewe andere ?ewerks~hafts­
r"ichtung trat für eine gemeinwirtschaftliche Lösung ein, wollte jedoch zugleIch den Emfluß 
der Räte vermindert und unter strenge Gewerkschaftskontrolle gestellt sehen. Der I 1. Ver-
bandstag des Deutschen Holzarbeiters im Juni 1919 in Berlin übernahm ähnlich :ormulierte 
Grundsätze des Gewerkschaftsführers Fritz Tarnow. Die Räte sollten danach nur 1m Rahmen 
der Wirtschaftskammern auf überbetrieblicher Ebene eine Funktion erhalten, während die 
Betriebe weiterhin eine Domäne der Gewerkschaften bleiben sollten. Auch die Transport-
arbeitergewerkschaft lehnte ein Mitwirken der Räte auf der untersten Ebene ab. Eine dritte 
Richtung, die z.B. auf der 14. ordentlichen Generalversammlung des Deutschen Metall-
arbeiterverbandes zu Wort kam, wollte ein Auseinanderfallen der Arbeiterbewegung um. 
jeden Preis verhindern und forderte daher einen Zusammen~chluß der vielen Arbeiter~er~fs:; 
vereine zu wenigen mächtigen Industriegewerkschaften, dIe dann das Fundament fUf eme 
Räteorganisation abgeben könnten. Vgl. Die Zukunft der Arbeiterräte. In: Correspondenz-
blatt der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands v. 8. März 1919, S. 81ff. 
Protokoll des 16. Kongresses der Gewerkschaften Deutschlands abgehalten zu Nürnberg vom 
30. Juni bis 5. Juli 1919, S. 62.. Protokoll qes 11. Verbandstages des Deutschen Holz-
arbeiterverbandes vom 15. bis 24. Juni in Berlin, S. 154 ff. Protokoll des 10. Verbands-
tages des Deutschen Transportarbeiterverbandes, abgehalten zu Stuttgart vom 22. bis 27. 
Juni 1919, S. 32. - Schneider-Kuda, Mitbestimmung, S. 136. 
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setzte sich durch, wodurch sich die revolutionäre politische Rätebewegung und 
Gewerkschaften schnell von einander entfernten. Die Vertreter einer reinen 
"Sozialistischen Republik" waren damit an den bestehenden alten Berufsorga-
nisationen in der Wirtschaft gescheitert. Die wirtschaftliche Räteidee blieb in 
der Weimarer Republik erhalten. Ihre Ausformung geschah nicht nach dem Vor-
bild der russischen Revolution, sondern nach den Traditionen der deutschen 
Arbeiterbewegung und Sozialpolitik. 
Die revolutionäre Bewegung im November 1918 hatte die vom Reichstag 
bereits fest ins Auge gefaßte demokratisch-parlamentarische "Oktoberverfas-
sung" unter sich begraben und zielte auf ein revolutionäres neues Staatsrecht. 
Die Entscheidung des 1. Rätekongresses für die Einberufung der NationalVer-
sammlung stellte aber die entscheidenden Weichen für den weiteren Ausbau 
der Mitbestimmung auf friedlich-evolutionärem Wege. Die aus den Wahlen am 
19 . Januar 1919 hervorgehenden Stimmanteile zeigten nämlich, daß die SPD 
nur in Koalition mit dem Zentrum und der Deutschen Demokratischen Partei 
(DDP) regieren konnte. Die weitere Ausgestaltung der Wirtschafts- und Betriebs-
verfassung konnte nicht gegen den Willen dieser beiden bürgerlichen Parteien 
erfolgen. Die links wählende Arbeiterschaft, die zusammen 45,5 v.H. der 
S~imme? ~~f sich vereinigen konnte, beruhigte sich bei dem Versprechen, daß 
die Sozlahsierungsfrage offen bleibe und die Räte wirtschaftlich in der Verfas-
sung verankert werden würden. Wichtige Grundsatzfragen blieben freilich un-
geklärt, weshalb man von einer" Verfassung ohne Entscheidung" sprach.38 Die 
Weimarer Verfassung legte sich in allen diesen Fragen nicht genau fest und 
suchte gemäß der ersten Weimarer Koalition sozialliberale Kompromisse zu 
finden. So wurden einerseits die traditiollalen bürgerlich-liberalen Grundrechte 
wie Vertragsfreiheit, wirtschaftliche Freiheit des Individuums und Recht auf 
privates Eigentum in die Verfassung hineingeschrieben aber auch andererseits 
die nUfzbaren Bodenschätze und Naturkräfte der St~atsaufsicht unterstellt 
was dann für das schon erwähnte Sozialisierungsrahmengesetz vom 19. Mär~ 
1919 ~ie ent~prechende Gru~dlage bot. Die Arbeitnehmermitbestimmung 
wurde 1m ArtIkel 165 der WeImarer Verfassung verankert in dem es hieß39: 
. "Die Arbeiter und Angestellten sind dazu berufen, gleichbe;echtigt in Gemein-
schaft mit den Unternehmern an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingun-
gen sowie an der gesamtwirtschaftlichen EntWicklung der produktiven Kräfte 
mitzuwirken. Die beiderseitigen Organisationen und ihre Vereinbarungen wer-
~en aner~annt ... Di~ Arbeiter und Angestellten erhalten zur Wahrnehmung 
ihrer SOZIalen und wutschaftIichen Interessen gesetzliche Vertretungen in Be-
triebsarbeiterräten sowie nach Wirtschaftsgebieten gegliederten Bezirksarbeiter-
räten und in einem Reichs~beiterrat. " . 
pie Arbeiterrä~e s,:~lten au~ Bez~ksebene mit Unternehmern "und sonst be-
teIlIgten VolkskreIsen zu BezrrksWIrtschaftsräten und diese wiederum zu einem 
38 O. Kirch~eimer, ~.eimar- und was dann? In: Ders., Politik und Verfassung 1964, 
S. 52. - Vgl. Relllhard Rurup, Entstehung und Grundlagen der Weimarer Verfassung. In: Kol~JHrsg.), Vom Kaiserreich zur Weimarer Republik, S. 218~~234. 
Reichsgesetzblatt 1919, S. 1415. 
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Reichswirtschaftsrat" zusammentreten. Wie dies der Reichsrätekongreß im 
Äpril 1919 gefordert hatte, sollte das oberste Arbeitsparlament die Gesetzent-
würfe begutachten. konnte aber selbs~ und un~er Umst~nd~n auch ~ege!l den 
Willen der Regierung Gesetzvorlagen m den ReIchstag embnngen. WIchtig war 
dabei der Passus, "Aufbau und Aufgaben der Arbeiter-und Wirtschafts:äte so-
wie ihr Verhältnis zu anderen Selbstverwaltungskörpern zu regeln, 1st aus-
schließlich Sache des Reiches."40 Eingedenk der revolutionären Unruhen sollte 
jede Selbsternennung von Räten, wie etwa bei der "Ne~nerkommission ~es 
Ruhrgebietes", künftig verhindert werden. Der stufenweIse Aufb~u des wrrt-
schaftlichen Rätewesens entsprach nicht allen Forderungen der Linken, doch 
sahen insbesondere ihre radikalen Vertreter hoffnungsvoll auf die,v erfassungs-
lückenY . . 
Die erste Umsetzung der Verfassungsnorm in die Verfassungswirkhchkeü 
bot sich bei der Ausgestaltung der Betriebsvertretungen. Der Rat der Volksbe-
auftragten hob bereits als eine seiner ersten Maßnahmen das Hilfsdie~stgesetz 
am 23. 12. 1918 auf und ordnete die Neuwahl der bestehenden ArbeIter- un~ 
Angestelltenausschüsse . an. In allen übrigen Betrieben und Verwaltungen m11 
mehr als 20 Beschäftigten wurden solche Ausschüsse eingerichtet und Gewerk-
schaftsvertreter als Tarifpartner anerkannt. Wichtige Bestimmungen des Hilfs-
dienstgesetzes wurden übernommen.42 
Da besonders im Bergbau Zechen- und Revierräte die Betriebsführung an 
sich gerissen hatten, um die Sozialisierung auf eigene Faust v?fwärts zu t~eiben, 
und regionale Streikbewegungen im Frühjahr 1919 überall ausbrachen, dIe nur 
durch den schnellen Abschluß von Tarifverträgen und vorläufiges Zusagen a~f 
sozialem Gebiet oder aber Waffengewalt beendet werden konnten, wurden die 
Beratungen über ein einheitlichesBetriebsrätegesetz so beschleunigt, daß dieses 
schon am 4. Febr. 1920 verkündet werden konnte.43 
40 Ebd. 
41 So meinte der USPD-Vertreter Heinrich Ströbel, daß es nun darauf ankommen 
werde die Verfassung im demokratisch-sozialistischen Sinne, daß heißt: durch die ,!at, 
durch' die Gesetzgebung zu interpretieren". Heinrich Stöbel, Die deutsche Revolution, 
2. Aufl. Berlin 1922, S. 142f. Die "Neuner-Kommission für die Vorbereitung der Sozi;!?-
sierung des Bergbaus im rheinisch-westfälischen Industriegebiet" wurd~. an: 10. 2. 1929 m 
Essen gebildet. Sie selbst setzte sich aus je 3 Sozialdemokraten, Unabhanglgen und Sparta-
kisten zusammen. .... 
42 So wurde zu den Aufgaben der Ausschüsse gerechnet, das gute Emv.~rnehmen ZWi: 
sehen den Arbeitnehmern sowie zwischen diesen und den Unternehmern zu fordern. Je zwei 
ständige und zwei unständige Vertreter der Kapital- .und der Ar?eitnehme~seite bil~eten zu., 
sammen mit einem eventuell zu wählenden unpartehschen Vorsitzenden e~nen S~~hch~ungs­
ausschuß. Vgl. Verordnung über Tarifverträge und Schlichtung von ArbeitsstreltJgke1t~n 
Reichsgesetzblatt 1918, S. 1457. Gerhard Adelmann,Quellensammlung zur Geschichte 
der sozialen Betriebsverfassung, Bd. 1, Bann 1960, S. 499. 
43 Peter von Oertzen, Die großen Streiks der Ruhrbergarbeiterschaft im Frühjahr 1919. 
In: Kolb (Hrsg.), Vom Kaiserreich zur Weimarer Republik, S. 18S-217. Adelmann, Q~el­
lensammlung, Bd. 1, S. 456-57. Gerhard Erdmann, Die Entwicklung der deutsch~n SOZial-
gesetzgebung, 2. erw. Aufl. Göttingen 1957, S. 24. 
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. Die G~s.chichte des Gesetzes zeigt, daß die Reichsregierung unter starken 
mnenpohbschen Pressionen stand und die ersten Entwürfe vom radikalen 
Flti~~l der Arbeiterbewegung strikt abgelehnt wurden. Es wurde aber an dem 
gewa~Iten ~onzept festgehalten und dieses mit nur geringen Änderungen ver-
a~schiedet.. Nach dem Gesetz wurden zur "Wahrnehmung der gemeinsamen 
wlfts?hafthchen I~teressen der Arbeitnehmer (Arbeiter urid Angestellte) dem 
Arbe11ge.ber gegenu?,e~ und zur Unterstützung des Arbeitgebers in der Erfüllung 
~~r Bet~lebszwec~e 111 Unternehmen mit mehr als 20 Arbeitnehmern Betriebs-
rate ernchtet: ,Diese sollten je nach Betriebsgröße aus 3-30 Mitgliedern be-
s~ehen, wobeI den ~ngeste1Iten ein Minderheitenschutz einzuräumen war. Die 
S.ltzUngen des Betnebsrats hatten möglichst außerhalb der Arbeitszeit stattzu-
f~den und durften nicht öffentlich sein. Das Amt des Betriebsratsvorsitzenden 
bheb ohne Entgelt. ~.ie Betriebsr~te hatte~ die Aufgabe, die Betriebsleitungen 
durch Rat zu unterstutzen, um eme möglIchst hohe Wirtschaftlichkeit des Be-
tr~ebes ~u gewährleisten, an der EinfühlUng neuer Arbeitsmethoden fördernd 
mltzuw~ken u,:td den Betrieb vor Erschütterungen zu bewahren, auf Einhaltung 
vo~ Ta~Ifvertragen und Anordnungen von Schlichtungsstellen zu achten und 
bel SOZIalen Einrichtungen mitzuwirken. Ferner sollten sie allen FordelUngen 
und ~aßnahmen ent~egenw~ken, die das Gemeininteresse schädigten. Eine 
Ausftihrung der geme111sam mit der Betriebsleitung ge faßten Beschlüsse stand 
dem Betriebsrat nicht zu.4S 
. Nach ?em ergänzenden "Gesetz über die Entsendung von Betriebsratsmit-
g~ledern 111 d~n Au~sichtsrat:' v?m 15 .. Februar 1922 war die Entsendung von 
em oder zweI Betnebsratsmltghedern 111 den Aufsichtsrat vorgesehen, um die 
In~eressen .un.d F~rderungen der Arbeitnehmer sowie deren Ansichten und 
W~nsche h~nsichthch der Organisation des Betriebs zu vertreten.46 Sie hatten 
bel allen Sitzungen ein Stimmrecht und wurden zu Stillschweigen bei vertrau-
44 Angesich,ts der groß~m Streiks, bei denen unter anderem ein "Sechsstundentag" (!) 
gef~rd.e~t und dIe ungesetzlIch entstandene "Neuner-Kommission für die Vorbereitung der 
SOZ1ahsieru~g des Bergbaus im rheinisch-westfälischen Industriegebiet" als Verhandlungs-
part~er ':'0;ube:gehend .?n~rkannt werden mußte, erließ schon im März 1919 das Reichs-
arbel!smi1l1stenum vorlaufige Grundsätze zur Errichtung von Betriebsräten die zuvor von 
ArbeItgebern und Ar?eitnehmern in der Zentralarbeitsgemeinschaft ausgehandelt worden 
waren. Der erste Regierungsentwurf für ein Betriebsrätegesetz im Mai 1919 wurde zurück-
g~zo~en, da auf ?en Gewerkschaftskonferenzen und dem SPD-Parteitag keine Einigung über 
dIe. Form des Wirtschaftlichen Mitbestimmungsrechtes der Betriebsräte zu erzielen war, Ein 
weIterer E~twurf vom Juli 1919 wurde vom "Zentralrat der deutschen Republik" abgelehnt d~ er nu:: eIn:. Ausg~staltun~ der alten Arbeiter- und Angestelltenausschüsse bringe, während 
dIe .Be:fl:bsrate ,sem~r Me~n~n~ nach :,Organe sein sollten, die bei der Durchführung des 
kapltal~stlschen m dIe SOZIalIstIsche Wirtschaft mitzuwirken hätten." Dennoch wurde der 
2. Regler.ungse.n~wurf der Nationalversammlung zugeleitet, am 21. August 1919 beraten, 
dem So.zIalpol~~Ischen Ausschuß überwiesen, in der zweiten und dritten Lesung nur un-
we~e~thch verandert und dann am 4. Februar 1920 in Kraft gesetzt. VgL Preller, Sozial-
pohtlk, S. 249. - Adelmann, Quellensammlung, Bd. I, S. 460. 
:: Reichsgesetzblatt 1920, S. 147ff. 
Reichsgesetzblatt 1922, S. 209 ff. sowie 307ff. 
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lichen Angaben verpflichtet. Die Wahl der Aufsichtsratsmitglie~er ges~hah 
nicht durch die Gewerkschaften, sondern durch getre~nte Wahlen 1m A~?~lte!­
und Angestelltenrat. Die Arbeitnehmer waren damit erstmals ~e~elmaßlg. 1ll 
Aufsichtsräten von Kapitalgesellschaften vertreten, deren AnteIl In .der Wlf~­
schaft ständig seit dem 19. Jahrhundert zugenommen hatte: Hatte Ihr AnteIl 
1895 noch bei 10 v.H. aller Unternehmen gelegen, so war er 1925 auf 33 v.~. 
angestiegen. Den Hauptteil darunter machten die A~tiengesellsch~fte~au.s, dIe 
die Zahl ihrer Belegschaftsangehörigen von 0,8 MdL auf 3,6 Md!. m dIesem 
Zeitraum steigern konnten.47 .... 
Gegen das mit 215 zu 63 Stimmen angenommene Betnebsrateg~setz nef~n 
USPD und KPD zu Massenprotesten auf und bezeichneten es .als ,,1.otensc~elll 
des Rätesystems".48 Schon bei den Beratungen v~r~nstalt~te die radikal~ LInke 
Demonstrationen vor dem Reichstagsgebäude, dIe m blutIgen Straßenkampfen 
mit Toten und Verwundeten endeten. Aber auch die Arbeitgeber hatteD: a~­
fangs schärfsten Protest gegen denBetriebsräteg~setzentwurf erhob~n, ~~ SIe In 
der Entsendung von Betriebsräten in den AufsIchtsrat Gefa~ren fur Fi~hrung, 
Leistung und Disziplin des Betriebs sahe:r:. Ver~tändlicherwe~~e waren SIe nach 
den Aufständen und Streiks besonders mißtraUlsch und verhartet. Nach er.sten 
Schwierigkeiten fanden sie sich jedoch mit der n~uen En:richt~ng der Bet~lebs­
räte ab ohne bis zum Ende der Weimarer Repubhk allerdIngs emen erhebhchen Nutze~ erkennen zu können.48a Aber auch viele Betriebsräte verstanden .noch 
nicht sich auf den vorgezeichneten Boden des Gesetzes zu stellen und lIeßen 
sich 'noch viel zu viel von Gefühlen leiten, anstatt die Sache rein rechtlich zu 
" betrachten H. 49 
Die Gewerkschaften standen den neuen Betriebsvertretungen ebenfalls zu-
nächst distanziert gegenüber, weil sich diese vielfach ohne ihr Zutun 1919 ge-
bildet hatten und eine wesentlich radikalere Politik gegenüber den Unterneh-
mensleitungen betrieben als die alten,Arbeiter- und Angestelltenausschüsse, die 
unter dem Hilfsdienstgesetz und der Zentralen Arbeitsgemeinschaft entstanden 
waren. Die gesetzliche Fixierung aller Betriebsräte 1920 wurde als Konkurrenz 
zur traditionellen Gewerkschaftsarbeit empfunden, wobei Erfahrungen mit dem 
"shop steward" in England eine Rolle spielten.so Folglich versuchten einzelne 
47 Statistik des Deutschen Reiches, Bd. 418. BerUn 1930, S. 162 rf. 0 
48 In der KPD-Zeitung "Rote Fahne" hieß es am 13. Januar 1920: "Jetz.t will die 
Konterrevolution ihr Werk besiegeln, indem sie den revolutionär errungenen Emflu~ drr 
Arbeiter in den Betrieben mit Hilfe der Gesetzgebung bricht." W. Wimmer, Das Betnebs-
rätegesetz von 1920 und das Blutbad vor dem Reichstag, Berlin-Ost 1957, S. 17ff. Preller, 
Sozial~olitik, S. 250. 
48 Tänzler, Arbeitgeberverbände, S. 211. 0 0 
49 Verband der Bergarbeiter Deutschlands (Hrsg.), Jahrbuch 1921, S. 66 f~. 
50 Schon vor dem 1. Weltkrieg beklagte der Sekretär der General Federatton of Trade 
Unions, Appleton, daß die englischen Arbeiter den eigenen betrieblichen "shop steward.s" 
mehr Vertrauen entgegenbrächten als den draußen agierenden Gewerkschaften. Vgl. J oachlm 
Rückert und Wolfgang Friedrich, Betriebliche Arbeiterausschüsse in De~tschland: Groß-
britannien und· Frankreich im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert. Eme vergleIchende 
Studie 0 zur Entwi~klung 0 des kollektiven Arbeitsrechts. Rechtshistorische Reihe, Bd. 7, 
Ftankfurt a.M. 1979. 
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Gewerkschaften zunächst, die Betriebsräte aus ihrem Einflußbereich herauszu-
halten und sie auf politische Aufgaben hinzulellken.s1 Aber dann begann man 
sich auch hier mit den neuen Einrichtungen zu arrangieren, um den Alleinver-
tretungsanspruch für Arbeitnehmerinteressen zu wahren. Im Winter 1920/21 
war der Kampf zwischen den Gewerkschaften und den selbständigen Rätezen-
tralen um die Kontrolle der Betriebsräte zugunsten der Gewerkschaften ent-
schieden worden.52 Zugleich endete damit die politische Rolle des Rätesystems. 
In der heutigen Literatur wird von interessierter Seite den Sozialdemokraten 
in diesem Zusammenhang "Verrat an der Arbeiterklasse" oder der Vorwurf 
angelastet, sie hätten nicht einen damals möglichen "dritten Weg" zwischen 
dem staatsbürokratischen Rätesystem nach russischem Muster und dem spät-
kapitalistischen "Organisierten Kapitalismus" (Rudof Hilferding) beschritten 
bzw. zumindest den Unternehmern in der Revolution zu wenig abgetrotzt. 53 Im 
Licht der eingehenden Forschung über den Zusammenbruch 1918 zeigt sich 
aber, daß solche nachträglichen Schuldurteile utopischen Charakter haben. Zu 
keinem Zeitpunkt gab es eine Mehrheit für eine reine Räteherrschaft die mit 
Sicherheit Anarchie, Bürgerkrieg, Separatismus und eine Verschärfung der wirt-
schaftlichen Krisen bedeutet hätte. Der von der sozialliberalen ersten Weimarer 
Koalition eingeschlagene Weg war kein Umfall oder Verrat, sondern eine Fort-
setzung des Weges, der seit der 48er-Revolution deutlich erkennbar ist. Die 
1920 entstehenden Betriebsräte bildeten auch keine Kopie der russischen 
Sowjets, sondern bauten auf den alten Arbeiter- und Angestelltenausschüssen 
und damit auf Traditionen deutscher Sozialgeschichte auf. Auch die Mitbe-
stimmungsdiskussion nach 1945 hat hier ihren Orientierungsrahmen gefunden. 
Die nach der Weimarer Verfassung vorgesehenen Bezirksarbeiterräte und die 
mit den Unternehmern geplanten Bezirkswirtschaftsräte sind in der Weimarer 
Republik nicht eingerichtet worden, so daß die Mitbestimmungspyramide 
gleichsam ohne Mittelbau blieb. Dafür wurde durch Verordnung vom 4. Mai 
1920 ein ,;Vorläufiger Reichswirtschaftsrat" eingerichtet, der sich aus 68 Ver-
tretern der Land-und Forstwirtschaft, 6 Vertretern der Gärtnerei und Fischerei, 
68 Vertretern der Industrie, 44 Vertretern des Handels der Banken und Ver-
o , 
sicherungen, 34 Vertretern des Verkehrs und öffentlicher Unternehmungen 
und 36 Vertretern des Handwerks zusammensetzte, wobei Arbeitgeber und 
Arb~itnehmer jeweils die Hälfte stellten. Weitere 30 Mitglieder stellten die Ver-
braucher, 16 Vertreter die Beamten und freien Berufe. 54 Zudem wurden 12 
Persönlichkeiten vom Reichstag ernannt, die mit dem Wirtschaftsleben einzel-
ner Landesteile besonders vertraut waren. Schließlich konnte noch die Reichs-
51 Th. Brauer, Das Betriebsrätegesetz und die Gewerkschaften, Jena 1920. - Corre-
spondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands Februar 1919. 
52 Oertzen, Betriebsräte, S. 66. ' 
53 Arno Klönne, Mitbestimmungs-Theorien und Realität. In: Offene Welt, Bd. 96-97 
(1968), S. 339ff. - Udo Bermbach, Kritik des Rätesvstems. In: Berliner Zeitschrift für 
Poli\~logie, Bd. 9 (1968), H. 4, S. 21ff. 
Reichsgesetzblatt 1920, S. 858ff. 
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regierung 12 Personen ihres Vertrauens nach freiem Ermessen bestellen. Der 
Vorstand des Reichswirtschaftsrats sollte aus je einem Drittel Arbeitnehmern, 
Unternehmern und Vertretern der "Öffentlichkeit" bestehen. Wie in Art. 165 
WV vorgesehen, hatte das Gremium die Funktionen einer Zweiten Kammer 
mit eigener Gesetzesinitiative. Die Wahl des endgültigen Reichswirtschaftsrates 
sollte erst dann stattfinden, wenn der Unterbau der Rätegorganisation abge-
schlossen war. Zur Unterstützung der Tätigkeit dieses Wirtschaftsparlaments 
rückten Arbeitnehmervertreter in die obersten Verwaltungsgremien einzelner 
Industriezweige und der Reichsverwaltung ein, nämlich bei der Kohlewirtschaft, 
dem Kalibergbau, der Eisen- und Stahlindustrie, der Elektrizitätswirtschaft, in 
chemische Industriezweige und in die Außenhandelskontrolle. Aber abgesehen 
vom Reichskohlen- und Reichskalirat konnten sich Arbeitnehmervertretungen 
nur für kurze Dauer halten und blieben eine inkompetente Minderheit, wie z.B. 
im Verwaltungsrat der Deutschen Reichspost, in den Beiräten der Deutschen 
Reichsbahn, im Beirat zum Branntweinmonopol oder dem Zentralausschuß der 
Reichsbank. 55 
Der Reichswirtschaftsrat übernahm mehr und mehr die Funktionen der Zen-
tralen Arbeitsgemeinschaft, aus der die Gewerkschaften 1924 ihren Austritt 
erklärten, nachdem einige Einzelgewerkschaften schon vorher abgesprungen 
waren. 56 Eine große wirtschaftspolitische Bedeutung konnte er aber nicht ent-
falten, sieht man von einer von ihm veranlaßten Wirtschafts- und Sozialenquete 
zwischen 1928-1932 einmal ab. s7 Lediglich seine Gutachten erfreuten sich 
wachsender Aufmerksamkeit bei Regierung und Parlament. Auf der Arbeit-
nehmerseite gab es wiederholt scharfe Kritik an der Zusammensetzung des 
Reichswirtschaftsrates. Da sich die Untemehmer- und Arbeitnehmergruppen 
aller vertretenen Wirtschaftszweige meist in zwei Blöcken gegenüberstanden, 
kam den Vertretern aus öffentlichen Körperschaften, freien Berufen, Wissen-
schaften usw. die Rolle des Züngleins an der Waage zu, wobei sich dieses mei-
stens dann auf die Arbeitgeberseite neigte. 58 
Die weitere Ausgestaltung der überbetrieblichen Mitbestimmung stand daher 
auch in den späteren Jahren der Weimarer Republik im Mittelpunkt der öffent-
lichen Diskussion, soweit diese nicht von den zahlreichen politischen und wirt-
55 Erich Potthoff, Die wirtschaftliche Mitbestimmung der Arbeitnehmer in der Weima-
rer Republik. In: Mitteilungen des Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts der Gewerkschaf-
ten, Je' 1950, Nr. 6~7, S. 14. 
5 Ein Hauptgrund für, das Auseinanderbrechen der ersten "Konzertierten Aktion" der 
Spitzenverbände der Unternehmer und Arbeitgeber lag darin, daß der von der Zentralarbeit~ 
gemeinSChaft als Norm festgelegte Achtstundentag durch eine Arbeitszeitverordnung von 
1923durchlächert wurde. Die ADBG warf den Arbeitgebern vor, daß sie wirtschaftlich und 
sozial eine Stellung einnähmen, die mit dem Geist und den Vereinbarungen des Abkommens 
von 1918 im Widerspruch stünden. Man hielt ihnen z. B. vor, daß der Staat unter ihrem Ein-
fluß wieder zunehmend durch Schlichtung in die Tarifauseinandersetzungen eingriff. Vgl. 
Hans J. Varain, Freie Gewerkschaften. Sozialdemokratie und Staat, Düsseldorf 1956, S\ 163. 
57 Preller, Sozialpolitik, S. 252. 
58 Ebd. 
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schaftlichen Krisen völlig eingenommen war. Nachdrücklich forderten z. B. die 
Deut~che Volkspartei, die sich als Nachfolgerin der alten Nationalliberalen 
Partei. betrachtete, ebenso wie das Zenhum und die Christlichen Gewerkschaf-
ten mIt Adam Stegerwald a~ der Spitze eine Erfüllung des in Art. 165 WV ge-
gebenen Versprechens auf em umfassendes Mitbestimmungsrecht der Arbeit-
nehmer in der Wirtschaft. 59 
Wesentlich radikalere Forderungen meldete der Allgemeine Deutsche Ge-
werkschaftsbund an, der nun keine Rücksicht auf die Zentrale Arbeitsgemein-
scha.ft nehmen mußte, sowie die SPD.an, die von 1923 bis 1928 nicht an den 
Regierungsgeschäften beteiligt war. Im "Heidelberger Programm" 1925 wurde 
a~f lange Sicht wieder die Überftihrungder Produktivmittel in das Allgemein-
elgent~m un~ die sofortige überwachung aller Unternehmen durch die Ge-
we.rbemspekhon gefordert, die zur Reichseinrichtung ausgebaut auch mit Ar-
~eltne~ervertretern besetzt werden sollte. Die Ausgestaltung des wirtschaft-
hchen Ratewesens zur Durchftihrung der Mitbestimmung und Organisation der 
Wirtschaft war ein weiterer Punkt. 60 
Der 12. Kongreß der Gewerkschaften im September 1925 in Breslau ver-
l~ngte nach einem Referat von Herbert Jäckel über "Wirtschaftsdemokratie" 
eme konsequente Ausdehnung der intellektuellen, politischen und ökonomi-
schen Arbeitermacht und einen Übergang zu höheren Formen der Wirtschafts-
o;-dnung und des gesellschaftlichen Zusammenlebens der Völker was konkret 
e~e Erwe~!e~ung de~ Mit?estimmungsrechts der Betriebsräte u~d Schaffung 
emes endgultIgen ReichSWIrtschaftsrates mit paritätischer Besetzung bedeuten 
sollte. 61 Zur Klärung dieser Fragen setzte der ADGß eine Kommission ein 
deren Beratungsergebnisse Fritz Naphtali redigierte und mit dem Titel Wirt~ 
scha~tsd~mokratie - ihr Wesen, Weg und Ziel" herausgab. 62 " 
DIe hIer angesprochenen Gedanken haben die Diskussion um die Mitbestim-
mung in der Bundesrepublik bis heute immer wieder beschäftigt: Da die politi-
sche Demokratie ~icht gleichzeitig zur wirtschaftlichen Demokratie geführt 
habe, wa: nach Memu~g des gewerkschaftlichen Chefdenkers noch ein täglich 
fortschreItender Entwlcklungsprozeß zur Ausgestaltung der wirtschaftlichen 
~9 Adam ~.teg~rwald.' der .sich schon auf einem Kongreß der christlichen Gewerkschaf-
ten mEssen fur .eme MItbestimmung der Arbeitnehmer in der Wirtschaft ausgesprochen 
hatte; brachte seme Gedanken in ein "Sozialpolitisches Manifest" ein, das die Zentrums-
frakh(:m am 21. Januar 1927 dem Reichstag vorlegte. Dort hieß es u. a.: "Für die öffentlich-rec~thchen Berufsv:rtretungen muß endlich eine Form gefunden werden, welche das im 
Art1k~l 165 der R~lch~ver~~ssung vorgesehene Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer in 
der Wu.tschaft verwlfkhc:1t. Mommsen, Parteiprogramme, S. 497. Die DVP führte ebenfalls 
1927 eme Kundgebung m Hannover durch, wo die Versöhnung von Kapital und Arbeit e-
ford6eort wurde, doch wurden hierfür keine konkreten Angaben gemacht Vgl Ebd S 5· gl Ebd., S. 46lf. . . .,.:3. 
61 Herbert Jäckel, Die Wirtschaftsdemokratie. in: Protokolle der Verhandlungen des 
12. Kongresses der Gewerkschaften Deutschlands, abgehalten in Breslau vom 31. August bi 
4. S~~tem?er 1925, ~erl~ 1925, S. 202ff. s 
Fntz Naphtali, Wlrtschaftsdemokratie ~ Ihr Wesen, Weg und Ziel, Berlin 1928 Neu-
auf I. Frankfurt a. M. 1966. . 
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Mitbestimmung notwendig. Im Verlauf dieses Prozesses seien z.B. neue wirt-
schaftliche Selbstverwaltungsorgane zu schaffen, öffentliche Betriebe und Kon-
sumgenossenschaften weiter auszubauen und die Arb~itsverhältnisse durch ver-
stärkten Einfluß der Betriebsräte und Ausbau der Soztalgesetzgebung zu demo-
kratisieren. Der Reichswirtschaftsrat sollte zu einem gleichberechtigten Wirt-
schaftsp'arlament umgestaltet werden, wobei die i~ der yerfassu.ng vorgese~e­
nen Kammern und Räte auf der mittleren Ebene emzunchten selen. Merkwur-
digerweise wurde kein Gedanke dllrauf verwand~, wo ~ie ~renzen eines sole.hen 
Entwicklungsprozesses liegen sollten und ob mcht elll Übermaß an ArbeIter-
mitbestimmung zu einem Staat im Staat und schwe~fä1ligem Gewerkschafts-
bürokratismus führen könnte. Die Gedanken Naphtahs, de~ nach.dem .2. Welt-
krieg als Minister in Israel noch einmal eine große Rolle, sple1te~ sllld .mcht ver-
wirklicht worden. Der Gesetzentwurf für einen endgültigen Relchswl:tschafts-
rat wurde am 14. Juli 1930 im Reichstag abgelehnt. Es fand zwar ~llle Mehr-
heit von 234: 162 Stimmen, doch galt der in der Reichsverfassu~g mcht vorge-
sehene und im Entwurf enthaltene Arbeiterrat als verfassungsandernd, wozu 
eine Zweidrittelmehrheit erforderlich war. Die Arbeiterschaft hat auf dem 
Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise diese~ Rüc~schlag oh?e besonderen ~rotest 
hingenommen. Im Gegensatz zu den Betnebsraten war dlese Form der uberbe-
trieblichen Mitbestimmung nicht sehr populär. 63 
6. DIE ARBEITGEBER- UND ARBElTNEHMERBEZIEHUNGEN IM DRITTEN REICH 
Das nationalsozialistische Unrechtsregime hat wie auf vielen anderen Gebie-
ten der Sozialpolitik den weiteren Ausba~ ~er Mitbest~:nn:ung ~Ug um. Zug 
rigoros abgebaut, indem die vorhandeIlen Emnchtunge~ fur eIgene IdeologIsche 
Zwecke umgebogen, zu einem Schattendasein verurteIlt ?der aber aufgehoben 
wurden. Im Gegensatz zu Gregor Strasser hielt Adol~ HItler weder etwas .von 
der Sozialisierung im marxistischen Sinne, noch von emer autonomen ArbeIter-
teilhabe an Betrieb und Wirtschaft.64 Alles dies wa! so überflüssig. wi~ das Vor-
handensein selbständiger Arbeitgeber- und ArbeItnehmerorgamsatIonen. Im 
63 So W. Pahl, Die Krise des Sozialismus und die Sozialis~erungsfrage. In:. Die Arbe~t, 
Jg. 1931, H. 11, S. 841ff. Vgl. Preller, Sozialpolitik, S. 481. Die Stellung der KITche~ schil-
dert im Überblick K. Stollreither, Mitbestimmung. Ideologie oder Partnerschaft, Munchen 
1975 S.52ff. . . h" h 64 Hitler ordnete bekanntlich die Wirtschaft generell, d~r. PolItIk unter, ve~~p:ac ~ 
aber nichts von einer Aufhebung des Privateigentums. Sozlahslerung bed:utete fur Ihn m ht 
Änderung der Besitzstruktur~n, sondern Unterstellung der gesamten Wlrtsc~a~t unte,r den 
Willen der Partei. Den Wettbewerb hielt der "Führer" für die Auslese d:r Fahtgsten m d:r 
Wirtschaft für unentbehrlich. In einem Gespräch m~t Str~sser am 2:: Mal 1930 prallten dl~ 
gegenSätzlichen Ansichten aufeinan~er: Hitler verw~es semen Ges~rachsp.artner auf das Bei-
spiel des Korporativstaates des itahemschen FaschIsmus, der zeIgte, wIe ~an es mac~en 
müsse: Verantwortung nach oben, Herr nach unten. Als Strasser fra~te, ob dies de.n H~rr-lm­
Hause-Standpunkt bedeute, sagte Hitler wörtlich: "Dieses System 1st durchaus nchtig, und 
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nationalsozialistischen Ständestaat hatte sich alles dem alleinbestimmenden 
Willen der Partei unterzuordnen. 
Allerdings erschien es der NSDAP bei der Machtübernahme zunächst nicht 
angezeigt, ein Organisationsvakuum entstehen zu lassen. Ein totaler plötzlicher 
Fortfall vertrauter Organi,ßation hätte den Verlust von Gemeinschaftsgefühl 
bedeutet, das man für den Aufbau der neuen "Volksgemeinschaft" dringend 
benötigte. Zudem hatten besonders die Arbeitnehmer für den Aufbau ihrer In-
stit~tionen vielerlei materielle und ideelle Opfer gebracht, die gewisse An-
spruche erzeugt hatten. So blieb das alte Betriebsrätegesetz von 1920 zunächst 
bestehen, doch machte ein Gesetz über Betriebsvertretungen und wirtschaft-
liche Vereinigungen den Ausschluß von Betriebsratsmitgliedern aus politischen 
Gründen bereits möglich. Die Arbeitnehmervertreter in den Selbstverwaltungs-
organen der Kohlewirtschaft und des Kalibergbaus mußten ihre Plätze räumen 
und ein anderes Gesetz vom 13. September 1933 beseitigte die Arbeitskam: 
mern im Bergbau. Das "Gesetz über die Treuhänder der Arbeit" vom 19. Mai 
1933 brachte die allesbeherrschende Stellung des Staates in der Arbeits- und 
Sozialpolitik erstmals deutlich zum Ausdruck. 6S Ein Vorläufer dieses Treuhän-
ders war im gewissen Sinne der Vorsitzende der außerbetrieblichen Schlich-
tungsausschüsse. Seine Aufgabe war es gewesen, gütliche Einigungen zwischen 
den streitenden Arbeitsparteien herbeizuführen und Tarifnormen oder Normen 
für die Arbeitsordnung einzelner Betriebe zu setzen. Alle diese Befugnisse aus 
der alten Mitbestimmung gingen nun auf die einzige Person des Treuhänders d~r A~beit" über. An die Stelle freigewählter SelbstverwaItungs;;gane trat da-
mIt eme Verwaltungsbehörde des Reiches, die an die Richtlinien des Reichs-
arbeitsministers gebunden wurde. Der neue politische Beamte entschied allein 
nach den Weisungen von oben, Sachverständige konnten ihn nur beraten. Diese 
Berater wurden den Vorschlagslisten der Deutschen Arbeitsfront (DAF) ent-
nom:nen, die il:re Vertrauensleute so an dieser wichtigen Entscheidungsspitze 
post~erte. ,nabel ?Varen. auch "Führer der Betriebe", wie die Unternehmer jetzt 
amthch hIeßen, m gleIcher Zahl zu berücksichtigen, Ein Viertel der Sachver-
ständigen konnte der "Treuhänder der Arbeit" aus sonstwie geeigneten Persön-
lichkeiten seines Bezirks auswählen. Am 13. Juni 1933 wurde bereits die alte 
es .. kann ~ar kein anderes geben. Mitbestimmung der Arbeiter das ist eben Marxismus, 
wahrend Ich nur dem von einer höheren Schicht geleiteten Staat das Recht dieser Einfluß-
nahme. gebe". Werner Maser und Heinz Höhne, Adolf Hitler: "Aufriß über meine Person", 
In: SpIegel, Jg. 1973, Nr. 18, S. 130ff. Vgl. Henry A. Turner, Hitlers Einstellung zu Wirt-
schaft und ?esellschaft vor 19~3. In: Geschichte und Gesellschaft, J g. 2 (1976), H. 1, S. 89 ff. 
. Klaus Htldebrand, Das DrItte Reich (= Oldenbourgs Grundriß der Geschichte Bd. 17), 
WIen 1979, S. 147-161. Manfred Funde (Hrsg.), Die "legale" Diktatur. Gesetze, Erlasse 
und 6~ eror?nungen des NS-S taates, Düsseldorf 1979. . 
. R~I~hsgesetzblatt I, 1933, S. 285. Vgl. Friedrich Syrup, Hundert Jahre staatliche 
Sozlalpohtik: ~ 839-1939, Stuttgart .1957.' .S .. 463 f~. - Schneider-Kuda, Mitbestimmung, 
S. 177ff. - Timothy W. Mason, SOZIalpolItIk 1m DrItten Reich, Opladen 1977, S. 107ff. -
Hans-Gerd Schumann, Nationalsozialismus und Gewerkschaftsbewegung Hannover-Frank-
furt a. M. 1958. David Schönbaum, Die braune Revolution, Köln-Be;lin 1968, S. 319ff. 
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Tariffestsetzung ebenfalls an den Treuhänder delegiert, der sich von den Sach-
verständigen entsprechende Vorschläge machen ließ. Für die Erledigung beson-
derer Aufgaben wurden daneben "Sondertreuhänder der Arbeit" bestellt, deren > 
Aufgaben über den Geltungsbereich eines Bezirks hinausgingen. Die Machtfülle 
der neuen NS-Beamten im Bereich der Arbeitgeber-Arbeitnehmerbeziehungen 
war einmalig in der deutschen Geschichte: Er konnte die ihm unterstellten be-
trieblichen Vertrauensmänner (wie die Betriebsräte nun hießen) berufen und 
abberufen, Entscheidungen der Unternehmensleitung hinsichtlich der Arbeits-
bedingungen nachprufen und selbst erforderliche Regelungen über wen Kopf 
hinweg treffen, in Personalentlassungen eingreifen, die Arbeitsordnung über-
wachen, die Tarifordnung festsetzen und überwachen sowie sich über alle 
sozialpolitischen Dinge im Unternehmen unterrichten lassen. Zur Erfüllung 
dieser vielen Zwecke entsandte der "Treuhänder der Arbeit" Beauftragte in die 
Betriebe, die nur seiner Dienstaufsicht unterstanden. Einspruche gegen dessen 
Maßnahmen waren nur auf dem Weg der Dienstaufsichtsbeschwerde bzw. durch 
Klage beim Verwaltungsgericht möglich. Nicht nur die Betriebsräte, auch die 
Unternehmer wurden dadurch an einem entscheidenden Punkt entmachtet. 
Das eigentliche neue Gerust der nationalsozialistischen Arbeitsverfassung bil-
dete aber das "Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit" (AOG), das am 20. 
Januar 1934 in Kraft trat. 66 Die bisherige Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
wurde hier zugunsten des neuen "Führerprinzips" abgeschafft. Das Unterneh-
men sollte fortan in arbeitsrechtlicher, sozialpolitischer und weltanschaulicher 
Hinsicht eine "Betriebsgemeinschaft" bilden, in die weder Verbände noch 
irgend welche Klassenorganisationen alter Art hineinzureden hatten. Bezeich-
nenderweise hieß es auch im Gesetz: Im Betrieb arbeiten der Unternehmer als 
Führer des Betriebes, die Arbeiter und Angestellten als Gefolgschaft gemeinsam 
zur Förderung der Betriebszwecke ul}d zum gemeinsamen Nutzen von Volk 
und Staat. Der Führer des Betriebes entscheidet der Gefolgschaft gegenüber in 
allen betrieblichen Angelegenheiten, soweit sie durch dieses Gesetz geregelt 
werden. Er hat für das Wohl der Gefolgschaft zu sorgen. Diese hat ihm die in 
der Betriebsgemeinschaftbegrundete Treue zu halten". Mit diesen Grundsät,zen 
wurden alle traditionellen Vorstellungen von der Verschiedenheit der Arbeits-
marktparteien auf dem Papier radikalliquidiert. Das AOG war eines der am 
meisten w.eltanschaulich geprägten Gesetze des Nationalsozialismus, das die 
alte Klassenspaltung aufheben und damit auch alle Probleme einer Mitbestim-
mung lösen sollte. Die weitreichende Zielrichtung der NS-Arbeits- und Gesell-
schaftspolitik hatte Robert Ley schon vorher angegeben, als er in einer Rede, 
vor Siemens-Arbeitern im Oktober 1933 sagte: ,;Nir müssen alle Anteil nehm~ 
66 Reichsgesetzblatt I, 1934, S. 45. - Vgl. AIfred Huck, Hans-earl Nipperdey und 
Rudolf Dietz, Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit, 3. Aufl. Berlin 1939. - Timothy 
Mason Zur Entstehung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 
1934. 'Ein Versuch über das Verhältnis "archaischer" und "moderner" Momente in der 
deutschen Geschichte. In: Hans Mommsen u. a. (Rrsg.), Industrielles System und politische 
Entwicklung in der Weimarer Republik, Bd. 1, Düsseldorf 1977, S. 322-351. 
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an de:r:1 Werk in dem wir tätig sind, Anteil nehmen an jedem Stein, an jeder 
M~~ch~~, .an a!lem. J ~wohl, we~n Du darin arbeitest, Mensch, dann gehört das 
DIT. JUflstIsch 1st es Elgentum emes andern, aber das besagt nichts. Der Arbeits-
platz ist Dein, und die Maschine mußt Du lieben lernen wie eine Braut".67 
. Unterne~mer,. Angestellte und Arbeiter hatten zusammen die größtmögliche 
WlTtschaftlichkeIt der Betriebsleistungen herbeizuführen, wobei der Gemein-
nutz dem betrieblichen Eigennutz voranzugehen hatte. In einer Strafrechts-
novelle wurde sogar die "gewissenlose Verschleuderung von Betriebsmitteln" 
unter Strafe ?estellt, wobei von ~em revolutionären Gedanken ausgegangen 
wurde, daß memand und auch kelll Unternehmer mehr frei über das Betriebs-
~ermöge~ ve~fügen dürfe. Wäre dieser Gesetzentwurf, der wegen Kriegsausbruchs 
hegen blIeb, mKraft getreten, dann wäre ein Eingriff in die deutsche Wirtschaft 
erfolgt, der eine Sozialisierung nach dem Muster der zwanziger Jahre weit in 
den Schatten gestellt hätte. 
Durch das Arbeitsordnungsgesetz traten in Betrieben mit mindestens 20 Be-
schäfti?t~n den: Führer des Betriebs ;,Vertrauensmänner" zur Seite, die gemein-
sam mit ihm elllen "Vertrauensrat" bildeten. Die Aufgabe dieses Ausschusses 
sollte es sein, das Vertrauen innerhalb der "Betriebsgemeinschaft" zu vertiefen, 
zur Verbesserung der Arbeitsleistung beizutragen und Streitigkeiten zu schlich-
ten. Der Vertrauensrat konnte nach Bedarf vom Betriebsführer einberufen wer-
den, oder, wenn es die. Hälfte der Vertrauensleute beantragte. Die Mehrheit 
hatte das Recht, gegen Entscheidungen des Unternehmers den Treuhänder der 
A.rb~it anzuru~en, doch konnte dies nur bei allgemeinen Arbeitsbedingungen, 
dIe III der Betnebsordnung festgelegt waren, geschehen. Bei Einzelstreitigkeiten 
z .. ~. der ~ündit?un.g eines Betriebsangehörigen, war ein Einspruch beim Treu: 
~a~der mcht moghch. Vertrauensmann konnte nur sein, wer der nationalsozia-
hstIschen Deutschen Arbeiterfront angehörte und damit die Gewähr bot. sich 
für das Regime rückhaltlos einzusetzen. Den Unternehmensleitungen waren 
d.am~t ideologisch getrimmte Aufpasser an die Seite gestellt worden, gegen die 
SIe s~ch kaum wehren konnten. Die Vertrauensleute konnten bei sachlicher 
oder persönlicher Ungeeignetheit vom Treuhänder der Arbeit abberufen wer-
den. Die Tätigkeit des Vertrauensmannes war wie bei dem Betriebsrat fruher. 
ehrenamtlich. Im Gegensatz zu diesem war er ~ber nicht an Weisungen der Be: 
legschaftsversammlungen gebunden und fühlte sich daher auch nicht als ihr 
Interessensvertreter. Seine Berufung vollzog sich in der Praxis meistens so daß 
der Betriebsführer im Einvernehmen mit dem Obmann der Nationalsozi~listi­
schen Betriebszellenorganisation (NSOB) eine Liste aufstellte über die dann 
die Betriebsangehörigen geheim abstimmten, wobei Arbeiter ~nd Angestellte 
e~tsprechend zu b.erucksichtigen waren. Nur bei einer Nichteinigung über die 
LIste, oder wenn dIe Gefolgschaft dem Kandidaten die erforderlichen Stimmen 
versagte, machte der Treuhänder von seinem Ernennungsrecht Gebrauch. 
Aber auch auf überbetrieblicher Ebene trat an die Stelle der alten Interessens-
organisationen und der Selbstverwaltungskörperschaften mit Arbeitnehmerteil-
67 Siemens-Mitteilungen vom 12. Oktober 1933. 
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habe das Führerprinzip. Am 5. April 1933 wurde der "Vorläufige Reichswirt-
schaftsrat" aufgelöst und durch ein ebenso genanntes neues Gremium ersetzt, 
dessen 60 Mitglieder vom Reichspräsidenten auf Vorschlag der Reichsregierung 
berufen wurden. Aufgaben und Befugnisse dieses Rates sollten später bestimmt 
werden, doch trat dieser später nie in Aktion, was in dem allgemeinen Organi-
sationswirrwarr des Dritten Reiches kaum noch auffieJ.68 Mit dem "Gesetz zur 
Vorbereitung des organischen Aufbaus der deutschen Wirtschaft" vom 27. 
Februar 1934 konnte der Reichswirtschaftsminister Wirtschaftsverbände als 
alleinige Vertretung ihres Wirtschaftszweiges anerkennen, entsprechende Ver-
bände neu errichten, Satzungen und Gesellschaftsverträge ändern, um z. B. das 
Führerprinzip einzuführen.69 Damit war die Gleichschaltung auch der Unter-
nehmerverbände vorbereitet.70 Der Plan der gesinnungsmäßigen Aufuebung 
alter Klassengegensätze war nur durchzuführen, wenn dies von den unteren 
Zellen der neuen Volksgemeinschaft mitgetragen wurde und die Industrie ihren 
Herr-im-Hause-Standpunkt aus der liberalen Epoche aufgab. Durch Schulungs-
abende, Schaffung der neuen Freizeitorganisation "Kraft durch Freude", gesel-
lige "Bunte Abende", Leistungswettkämpfe, Aufmärsche, Orden und Fahnen 
wurde versucht, dieser erstrebten Gemeinsamkeit der "schaffenden Deutschen 
der Stirn und Faust" näherzukommen. Vor allem sollte die Deutsche Arbeits-
front die alten Gräben zuschütten. Obgleich ihr auch einzelne Unternehmer als 
Mitglieder angehörten, bestand aber doch die Gefahr, daß sich die DAF und 
wirtschaftlichen Verbände der Unternehmer auf die Dauer feindlich gegenüber-
treten wÜfden. 71 Um diese möglichen Spannungen zwischen den Organisatio-
nen abzubauen bzw. abzumildern, wurde im Dritten Reich eine gestufte Orga-
nisation von neuen Wirtschaftsgremien aufgebaut, in denen auch Arbeitnehmer 
vertreten waren. So wurden durch Führererlaß am 26. März 1934 aufgrund der 
"Leipziger Vereinbarung" auf oberster Ebene ein Reichsarbeits- und Wirt-
schaftsrat sowie auf der Gau- und Wirtschaftskammerebene Arbeits- und Wirt-
schaftsräte geschaffen: Von den einzelnen Fachämtern der DAF wurden da~ 
neben Arbeiterausschüsse gegründet, die der Schaffung eines gerechten sozialen 
Ausgleichs bei fachlichen Sonderfragen dienen sollten, die die Betriebsführung 
und Gefolgschaften gemeinsam betrafen. Ein korporativer Beitritt dieser Orga-
68 Reichsgesetzblatt I, 1933, S. 165. 
69 Reichsgesetzblatt I, 1934, S. 185. 
70 Auf die weitreichende Problematik der "Gleichschaltung" der wirtschaftlichen und 
beruflichen Interessenverbände kann in diesem Rahmen nicht eingegangen werden. Vgl 
Ingeborg Esenwein-Rothe, Die Wirtschaftsverbände von 1933 bis 1945, Berlin 1965. 
71 Auf diese Gefahr machte Schacht in einer Rede vor der Reichswirtschaftskammer 
aufmerksam, als er dort sagte: "Wenn die Organisation der Wirtschaft auf der einen Seite 
steht und auf der anderen Seite die Deutsche Arbeitsfront, der zwar die Unternehmer als 
Einzelpersonen angehören, so wird, wenn hier nicht eine organisatorische Zusammenarbeit 
zwischen beiden Organisationen geschaffen wird, im Laufe der Zeit die Gefahr immer grö-
ßer daß sich die Arbeitsfront zu einer Gewerkschaftsorganisation und die Unternehmer-fro~t zu einer Arbeitgeber-, d. h. auch zu einer klassenkämpferischen Organisation ent-
wickelt." Zitiert nach Schulz, Die Leipziger Vereinbarung und ihre Auswirkung, HeHbronn 
1935, S. 14. 
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nisation zur Deutschen Arbeitsfront wurde ebenfalls festgelegt. 72 Da die Mit-
glieder dieser Organisationen aber von der Regierung ernannt und nicht von 
den Belegschaften gewählt wurden, war dies keine Mitbestimmung sondern 
ihre Perversion. ' 
Wie diese vielen personell aufwendigen Gremien in der Wirklichkeit funktio* 
niert haben, ist von der Zeitgeschichte noch nicht ausreichend erforscht wol'* 
den: die Vertrauensleute führten vermutlich in den Betrieben ein kümmerliches 
D~sein, .was die Aufgabe einer Interessenvertretung und Mitbestimmung anbe-
tnff~. SIe waren von den eigentlichen wirtschafts- und sozialpolitischen Ent-
scheIdungsprozessen ausgeschlossen. In der Hauptsache ähnelten sie den Be-
trie~sgewerkschafts1eitungen in der heutigen DDR, willige Werkzeuge der allein 
bestImmenden Partei, die ihren Willen so bis unten in den letzten Betrieb hin-
ein umsetzen konnte. Über die Ursprünge und Intentionen des neuen NS-
Arbeit~rechts gibt es ebenfalls bis heute keine völlige Klarheit. Die bisher ge-
legentlIch vertretene Hypothese, die Unternehmer hätten selbst das AOG 
initiiert, erscheint wenig glaubhaft. Zwar verloren sie durch die Beseitigung der· 
Gewerkschaften und Wirtschafts* sowie Betriebsräte alte Widersacher tauschten 
~ber ~afÜf ~ie Befehlsgewalt omnipotenter NS-Funktionäre ein, die ~un rigoros 
m das Betnebsgeschehen eingriffen. Sie wurden ebenso wie die Arbeitnehmer 
einer dubiosen und ideologisch weit auslegbaren neuen sozialen Ehrengerichts-
barkeit" unterworfen. " 
7. DIE ENTWICKLUNG DER MITBESTIMMUNG IN DER BUNDESREPUBLIK 
BIS ZUM JAHR 1976 
.Wie b.eim Zusammenbruch des Kaiserreiches 1918 stellte sich auch 1945 
";leder dIe Frage nach einer neuen politischen, wirtschaftlichen und gesellschaft-h~hen Gestaltung Deutschlands. Der Unterschied bestand darin daß diesmal dl~ Deutsch~n nicht allein entscheiden konnten. Die alliierte~ Besatzungs-mac~te b~stlmmten und kontrollierten zunächst die Entwicklung. Dadas NS-
Regun.e mcht der Ausgangspunkt für eine neue Ordnung sein konnte, orientierte 
ma~ .sICh an V?rstellungen, die bis 1933 Gewerkschaften, Unternehmer und 
P?htIsche Partel~n bewegt hatten. Bereits im Frühjahr 1945 erschien in London 
eme von ehemalIgen deutschen Gewerkschaftlern verfaßte kleine Schrift in der neb~~ dem Aufbau einer neuen Gewerkschaftsbewegung wiederum eine'Demo-
krattslerung der deutschen Wirtschaft gefordert wurde.73 
72 Stollreither, Mitbestimmung S 50 73 ,. • 
In .d~eser Schrift hieß es an einer Stelle: "An Ausarbeitung und Durchführung wirt-schaf~spohtIscher Maßnahmen nehmen die Gewerkschaften als unabhängige Vertreter der A~beltnehmer aktiven Anteil. Sie müssen in den neu zu schaffenden Organen der staatlichen WlTtschaf~sP1anu?g und der wi:tschaftlichen Selbstverwaltung vertreten sein, um aktiv am 
Aufbau e~nes freIen, demo~ratIschen Deutschlands mitwirken zu können. Gewerkschaften 
und Betnebsvertretungen smd an der Leitung größerer Betriebe zu beteiligen." Vgl. Die 
neu.e deut~che Gewer~scha!tsbewegung, London 1945. Zitiert nach: Erich Potthoff u.a., 
ZWIschen bIlanz der MItbestImmung, Tübingen 1962, S. 24-25. 
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Der alliierte Kontrollrat als höchstes Machtorgan nach dem Zusammenbruch 
beseitigte zunächst die auf dem diktatorischen "Führerpriniip" beruhende Be-
triebs- und Arbeitsverfassung des Nationalsozialismus. Unter anderem wurde 
durch die Direktive Nr. 31 vom 3. Juni 1946 die Koalitionsfreiheit der Gewerk-
schaften wiederhergestellt. Das Kontrollratsgesetz Nr. 35 vom 20. August 1946 
brachte ein neues Schlichtungsverfahren für kollektive Arbeitsstreitigkeiten, und 
mit dem ebenfalls vom Kontrollrat erlassenen Gesetz Nr. 40 vom 30. November 
1946 wurde das nationalsozialistische "Gesetz zur Ordnung der nationalen Ar-
beit" aufgehoben.74 
Durch das Kontrollratsgesetz Nr. 22 vom 10. April des gleichen Jahres wurde 
die Möglichkeit geschaffen, in ganz Deutschland wieder Betriebsräte einzurich-
ten. Konkrete Hinweise, wo und wann solche Betriebsvertretungen eingerichtet 
werden sollten, konnten allerdings noch nicht gegeben werden. Das allüerte 
Gesetz steckte nur einen allgemeinen Rahmen ab, den Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer vorerst selbst auszufüllen hatten. Gewerkschaften und Betriebsräte ver-
suchten daher in dieser Übergangsphase, verschiedene Mitbestimmungsbefug-
nisse in Form von einzelnen Betriebsvereinbarungen festzulegen, was nicht 
überall kampflos geschehen konnte. Als sich z. B. die Unternehmensleitung der 
bekannten Firma Bode-Panzer AG in Hannover weigerte, ein Mitbestimmungs-
recht des Betriebsrates in sozialen und wirtschaftlichen Fragen anzuerkennen, 
kam es zum ersten Streik der Mitbestimmung im Nachkriegsdeutschland. Nach-
dem die diesbezüglichen Forderungen der 320 Arbeiter und Angestellten erfüllt 
worden waren wurde die Arbeit drei Wochen später wieder aufgenommen.75 , , 
Liest man die damaligen Zeitungen und andere öffentliche Meinungsäuße-
rungen, dann scheint es vorübergehend einen breiteren Konsens darüber gegeben 
zu haben, daß der Aufbau der zerstörten Wirtschaft nur unter maßgeblicher 
Mitwirkung der Gewerkschaften und t\rbeitnehmer erfolgen könne. Wie nach 
1918 erwog man auch die Überführung der Großindustrie ins Gemeineigentum. 
So wurde in einer Grundsatzentschließung des Zonenausschusses der CD U auf 
einer Tagung in Ahlen vom 1 Februar 1947 wörtlich geforderF6 : 
"Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist den staatlichen und sozialen Lebens-
interessen des deutschen Volkes nicht gerecht geworden. Nachdem furchtbaren 
. politischen, wirtschaftlichen und sozialen Zusammenbruch als Folge einer ver-
brecherischen Machtpolitik kann nur eine Neuordnung von Grund auf erfolgen. 
Inhalt und Ziel dieser sozialen und wirtschaftlichen Neuordnung kann nicht 
mehr das kapitalistische Gewinn- und Machtstreben, sondern nur das Wohler-
gehen unseres Volkes sein. Durch eine gemeinwirtschaftliche Ordnung soll 
deutsche Volk eine Wirtschafts- und Sozialverfassung erhalten, die dem R 
und der Würde des Menschen entspricht, dem geistigen und materiellen Auf-
bau unseres Volkes dient und den inneren und äußeren Frieden sichert". 
74 Gerhard Erdmann, Die Entwicklung der deutschen Sozialgesetzgebung. 2. erw. Aufl. 
Göttingen 1957, S. 39. 
75 Potthoff, Zwischenbilanz, a. a. 0.) S. 31. 
76 Vgl. den Artikel "CDU fordert Gemeinwirtschaft, in: Rheinische Post v. 8. 2. 1947. 
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Dies später von den Gewerkschaften immer wieder gern zitierte "Ahlener 
Programm" derCDU, das die Lenkung der Wirtschaft u. a. durchArbeiterselbst-
verwaltungskörperschaften vorsah, verrät die Handschrift ehemaliger christ-
licher Gewerkschaftsführer, die schon vor 1933, wie erwähnt, energisch für den 
Ausbau der Mitbestimmung im Sinne einer "Wirtschaftsdemokratie" eingetreten 
waren. In katholischen wie evangelischen Kirchenkreisen, besonders in konfes-
sionellen Akademien und auf Kirchentagen wurde ebenfalls wiederholt positiv 
zur Mitbestimmung Stellung genommen. 77 
Mehrere Verfassungen der neu entstehenden Länder sahen nicht nur ein Mit-
bestimmungsrecht der Arbeitnehmer, sondern sogar die Möglichkeit einer Sozia-
lisierung der Schlüsselindustrien vor. Unter dem Einfluß der Weimarer Verfas-
sung wurde mit Billigung der Besatzungsmacht in der am 23. November 1946 
verkündeten Verfassung für Baden-Württemberg im Art. 23 festgelegt: 
,pie Arbei~er und Ange~tellten sind dazu berufen. gleichberechtigt irt Ge-
me111schaft mIt den Unternehmern an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen sowie an der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung der produk-
tiven Kräfte mitzuwirken".78 
Art. 38 der Verfassung desLandes Hessen vom 1. Dezember 1948 bestimmte: 
."Die. Gewerkschaft~n und die Vertreter der Unternehmen haben gleiches 
Mttbestlmmungsrecht 111 den vom Staat mit der Durchführung seiner Lenkungs-
maßnahmen beauftragten Organen". 
In der Verfassung des Freistaates Bayern vom 2. Dezember 1946 hieß es in 
ähnlicher Weise im Art. 175: 
"Die Arbeitnehmer haben bei allen wirtschaftlichen Untersuchungen ein 
Mitbestimmungsrecht in den sie berührenden Angelegenheiten sowie in den 
77 Der Sozialethische Ausschuf~ der Evangelischen Kirche des Rheinlandes unter Fried-
rich Karrenberg, die Evangelische Akademie in Bad Boll unter Eberhard Müller, das Sozial-
a~t der Evang.elischen Kirche in Westfalen unter Klaus von Bismarck, die von der EKD ge-
grundete "AktlOnsgemeinschaft für Arbeiterfragen" sowie die Ev. Akademie Friedewald sind 
hier ebenso zu nennen wie die Entschließungen evangelischer und katholischer Kirchentage. 
Von kirchlicher Seite erschienen auch zahlreiche Schriften, die sich mit der Problematik der 
Mitbestimmung auseinandersetzten. Eberhard Müller, Recht und Gerechtigkeit in der Mit-
bestimmung. (Schriftenreihe Der Deutschenspiegel Bd. 36/37), Stuttgart 1950. Eberhard 
Welty, Die Entscheidung in die Zukunft, Köln 1949. ~ Ders., Verantwortung und Mitver-
antwor~ung in dei Wirtschaft, Hr~g. von Kardinal Frings, Köln 1949. Vgl. Martin Donath, 
Dle sozIale Frage auf dem Evangehschen Kirchentag. In: Evangelisches Soziallexikon, Stutt-
gart 1954, Sp. 594. ~ Heinrich Kraut, Kirche und Mitbestimmung, Bielefeld 1950. Hans 
J. Teuteberg, Kirche und Betriebsverfassung. In: Zeitschrift für evangelische Ethik, Jg. 1960, 
H. 17~' 27-45. .. 
Der Art. 25 der Verfassung des Landes Wurttemberg-Baden sah vor. daf~ Körperschaf-
ten geschaffen werden sollten, an denen Unternehmer und Arbeiter und, soweit erforderlich, 
Erzeuger und Verbraucher gleichmäf~ig zu beteiligen sind. Hier schimmert deutlich der Ge-
danke an den Reichswirtschaftsrat bzw. die anderen mit Arbeitnehmern besetzten Wirt-
schaftsorgane und Bezirkswirtschaftsräte sowie Arbeitskammern der Weimarer Republik 
durch. Art. 22 verlangte, daß Arbeitnehmervertreter an der Verwaltung der Betriebe zu be-
teiligen sind, wobei aber auf die besonderen Bedürfnisse von Klein- und Mittelbetrieben 
Rücksicht zu nehmen sei. 
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Unternehmungen von erheblicher Bedeutung einen unmittelbaren Einfluß auf 
die Leitung und Verwaltung der Betriebe. Zu diesem Zweck bilden sie Betriebs-
räte nach Maßgabe eines besonderen Gesetzes". 
Auch in den 1947 bzw. 1950 verkündeten Verfassungen der Länder Rhein-
land-Pfalz und Nordrhein-Westfalen waren solche Mitbestimmungsregelungen 
vorgesehen. 79 . ' 
Die amerikanische Besatzungsmacht legte allerdmgs gegen weItergehende 
Vorstellungen in Richtung SoZialisierung ihr Veto ein, dem
8
;ich au~h ~ie nu:n 
von der Labour-Party regierten Engländer zuletzt beugten. Als namhch d1e 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands im Juli 1947 im Düsseldorfer Landtag 
ein Gesetz zur Überführung des Kohlenbergbaus in Gemeineigentum mit Stim-
menmehrheit durchbrachte, erhob die britische Militärregierung Einspruch, so 
daß es nicht realisiert werden konnte. Zu einer beschränkten Sozialisierung kam 
es lediglich in Hessen, wo aber Bergbau und Schwerindustrie nur eine geringe 
Rolle spielten.81 
Wie ist es nun zur Ausbildung der speziellen Montanmitbestimmung gekom-
men? Das Potsdamer Abkommen hatte unter Punkt 12 verfügt8:: 
"In praktisch möglichst kurzer Zeit muß die deutsche VolkswIrtschaft de~en­
tralisiert sein, um die bestehende, besonders in Gestalt von Kartellen, SyndIka-
ten Trust und anderen monopolistischen Vereinigungen zum Ausdruck kom-
me~de übermäßige Konzentration der wirtschaftlichen Kräfte aufzuheben". 
Dementsprechend hatten die Alliierten nach der Besetzung des Ruhrgebietes 
die Produktionskontrolle über alle Bergwerke übernommen und übten gleich-
zeitig die Eigentümerrechte aus. Am 20. August 1946 wur~e . die gesaf!1~~. Eis~n~ 
und Stahlindustrie an Rhein und Ruhr durch Erlaß der bnttschen MlhtarregIe-
rung beschlagnahmt. Die für das Ruhrgebiet zuständigen Engländer sahen dies 
aber nur als Übergangsmaßnahme all. Die Schwerindustrie sollte später, wie 
Außenminister Bevin vor dem Unterhaus ankündigte, "gegebenenfalls der öffent-
79 Die im ersten Landtag von Nordrhein-Westfalen eingebrachten .Gese:zentwürfe zur 
Mitbestimmung knüpften wie die Verfassungsbestimmungen ganz an die WeImarer Epoche 
an. Die CDU-Fraktion stellte, ganz vom Ahlener Programm erfüllt, in der Sit~ungsperiode 
zwischen dem 4. -6. März 1947 weitgehende Anträge zur Neuordnung der EIgentumsver-
hältnisse in der Montanindustrie. Bundeskanzler Adenauer, Minister Theo Blank .und Jo-
hannes Albers als Vorsitzender der CDU-Sozialausschüsse gehörten zu den Unterzeichnern. 
Vgl. Potthoff, Zwischenbilanz der Mitbestimmung, S. 29. . . 
80 Die Politik der amerikanischen Besatzungsmacht wurde vor allem durch dIe Idee d~ 
Anti-Trustgesetzgebung bestimmt, die in den USA eine .g:oße Rolle gespielt hatte. Eine 
Sozialisierung bedeutete in ihren Augen wohl DezentralIsIerung von Gro~konzernen zur 
Wiederherstellung der Marktkonkurrenz, aber· keine prinzipielle BeschneIdung der Unter-
nehmerautonomie. V gL Lucius D. Clay, Entscheid}lng in peu tschland, S tuttgart 1950. 
81 Der Art. 4 i der Hessischen' Landesverfassung sah vor, daß Betdebe des Bergba~s, der 
Eisen- und Stahlerzeugenden Industrie, der Energiewirtschaft sowie bestimmte Zwelg~ des 
Verkehrs in Gemeineigentum überführt werden konnten. Am 28.2.1948 legte das hesslsche 
Wirtschaftsministerium einen Gesetzentwurf über Sozialgemeinschaften vor, der u. a. auch 
die Mitbestimmung in diesen sozialisierten Unternehmen regelte., 
82 Zitiert nach Stollreither, Mitbestimmung, S. 147. 
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lichen Hand zum Besitz und zur Kontrolle übertragen werden.83 Ausschlag-
gebend dabei war, daß die britische Labour-Regierung am 12. Juli 1946 den 
eigenen Bergbau nationalisiert hatte und ähnliche Gesetze für die Unterneh-
mungen des Verkehrs, der Energiewirtschaft, der Luftfahrt und der Eisen- und 
Stahlindustrie plante. Als Kontrollbehörden wurden die "North German Coal 
Control" (NGCC) und die "North German Iron and Steel Control" (NGISC) 
geschaffen, wobei der letzteren eine mit deutschem Personal besetzte Treuhand-
verwaltung angegliedert wurde. Zu ihrem Leiter wurde Heinrich Dinkelbach , 
bisheriges Vorstandsmitglied der Vereinigten Stahlwerke AG, bestimmt.84 
Am 15. Oktober 1946 [orderte der neue Vorsitzende der Einheitsgewerk-
schaft von Nordrhein-Westfalen, Hans Böckler, "die verantwortliche Einschal-
tung der Arbeitnehmerschaft bei dem Wiederaufbau und der Neuordnung der 
Eisen- und Stahlindustrie durch Beteiligung bei der Besetzung der Vorstände 
u~d Aufsichtsräte".8s Diese Forderung stieß bei der britischen Militärregierung, 
WIe schon erwähnt, auf Verständnis, da die Gewerkschaften im Gegensatz zu 
den Unternehmern als politisch näherstehend und von der Vergangenheit des 
Dritten Reiches her relativ unbelastet galten. Die Großindustriellen wurden da-
gegen als politisch unzuverlässig und zum Teil als Kollaborateure des Hitler-
Regimes angesehen.86 Zudem bot sich eine bisher nicht dagewesene Gelegen-
heit, die am Boden liegende deutsche Schwerindustrie so zu knebeln, daß sie 
für längere Zeit der englischen Eisen- und Stahlindustrie auf dem Weltmarkt 
keine Konkurrenz mehr machen konnte. 
Die NGISC und die Treuhandverwaltung hatten, wie Böckler schon vorher, 
ähnliche Pläne in dieser Richtung erwogen und eine besondere Abteilung für 
Fragen der Arbeits- und Sozialverwaltung der Eisen- und Stahlindustrie ge-
schaffen, die mit einem ehemaligen Gewerkschaftler besetzt wurde. 87 Eine 
83 Rede des britischen Außenministers A. Bevin vor dem Unterhaus am 22. Oktober 
194~4 Vg!. Zwischen K:ieg und Frieden. Eine Dokumentensammlung, Berlin 1946, S. 178. 
. Dmkelbach hat In der Folge sehr viel für die erste Ausbildung der Mitbestimmung im 
Montanbereich getan und ist wahrscheinlich der geistige Vater des späteren Arbeitsdirek-
tors". Er soll diese Idee, ein Vorstandsmitglied von den Arbeitnehmern wählen zu lassen 
bereits vor 1945 während des Dritten Reiches geäußert haben. Es ist aber nicht richtig, wi~ 
es z. B. G. Briefs getan hat, Dinkelbach als "geistigen Urheber" der Mitbestimmung zu be-
zeichnen. Vgl. Götz Briefs, Zwischen Kapitalismus und Syndikalismus. Die Gewerkschaften 
am Scheideweg, München 1952, S. 107ft. August Schmidt, Der Arbeitsdirektor im Berg-
bau. In: Bergbau und Wirtschaft, Jg. 1951, Nr. 19. 
85 Die Neuordnung der Eisen- und Stahlindustrie im Gebiet der Bundesrepublik 
Deu~~chland. Ein Bericht der Stahltreuhändervereinigung, München-Berlin 1954, S. 82. 
In der der SPD und den Gewerkschaften nahestehenden "Westfälischen Rundschau" 
hieß es z.B. am 9. August 1946, die Vertreter der Industrie hätten zweimal ihre Unzuver-
lässigkeit bewiesen: "Das eine Mal nach 1918, als man von der Arbeitsgemeinschaft und der 
Gleichberechtigung sprach und tatsächlich schon den Boden vorbereitete, von dem aus dann 
1933 die völlige Ausschaltung der Arbeitnehmerschaft erfolgte". Vgl. zu diesem Problem 
Schwerindustrie und Nationalsozialismus aber jetzt die wichtigen Forschungen von Henry 
A. Turner, Faschismus und Kapitalismus in Deutschland, Göttingen 1972. - Klaus Hilde-
bra,\<!; Das Dritte Reich, München-Wien 1979, S. 147-16l. 
Potthoff, Mitbestimmung, S. 36. 
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Einigung mit den Gewerkschaften kam deshalb schnell zustande. Als im Zuge 
der Entflechtungen der großen Konzerne neue Unternehmensgesellschaften 
entstanden, rückten 24 von Gewerkschaften gewählte Arbeitnehmervertreter 
erstmals als "Arbeitsdirektoren" in die Vorstände ein. Die Aufsichtsräte der 
entflochtenen" Aktiengesellschaften im Bereich der eisen schaffenden Industrie 
~etzten sich wie folgt nun zusammen: Fünf Aufsichtsratsmitglieder vertraten 
die Unternehmerseite, drei wurden dabei von den Ko,nzernen vorgeschlagen, 
ein weiterer Vertreter· des Kapitals aus dem Bereich der öffentlichen Hand ge-
. wählt und ein Vertreter von den Leitungen der entflochtenen Gesellschaften 
benannt meist der bisherige technische Direktor. Die fünf Arbeitnehmerver-
treter setzten sich zusammen aus zwei Mitgliedern des Betriebsrates Ge einem 
Arbeiter und einem Angestellten), zwei Mitgliedern der Gewerkschaften (je ein 
Vertreter der IG Metall und des DGB) und einem weiteren Vertreter der öffent-
lichen Hand der der Arbeitnehmerseite nahestand. Das 11. Aufsichtsratsmit-
glied war e~ Vertreter der Treuhandverwaltung des NGISC. Damit war eine 
paritätische Vertretung der Arbeitnehmer gegeben. 
Welche Motive die von der britischen Militärregierung geleitete NGISC be-
wog eine solche Mitbestimmung an Stelle der mehrfach erwogenen und auch 
in England praktizierten Sozialisierung einzuführen, ist ohne genaues Akten,-
studium nicht darzustellen.8ß Die Gewerkschaften waren sehr überrascht über 
das Geschenk, das ihnen offenbar unvorbereitet kampflos in den Schoß fiel. . 
Sicher scheint jedenfalls aber zu sein, daß die Unternehmerseite wie 1918 
gnmdsätzlich bereit war, den Arbeitnehmern im Sinne des Partnerschaftsge-
dankens größere Mitwirkungsmöglichkeiten als bisher einzuräumen. KarlJarres 
von den Klöckner Werken AG und Hermann Reusch von der Gutehoffnungs-
hütte AG schlugen schon 1947 in einem Schreiben an den DGB in Köln vor, 
Vertreter der Arbeitnehmer und der öf,fent1ichen Hand in die Aufsichtsräte auf-
zunehmen.89 In ähnlicher Weise wurde in einem Schreiben an den Direktor des 
88 Der Amerikaner H.J. Spiro weist in diesem Zusammenhang auf einenBe:-icht ~es 
britischen Leiters der NGISC hin, in dem erklärt wird, vor der Einführung der. Mlt~estl!~­
mung in der eisenschaffenden Industrie hätten einige weit links ~tehende Be~nebsrate, dle 
weniger verantwortungsbewußt als die Gewerkschaften waren, dle Konzernleltungen unt~r 
Druck gesetzt, die Industriellen als "Nazis und Reaktionäre" bezeichnet und "sehr weIt-
gehende, oft anarchistische und unausführbare Zugeständniss.e" ver~angt. In?~m das NGISC 
die Gewerkschaften und Arbeiter so weitgehend an den AufslChtsräten betelhgte, habe man 
gehofft, Arbeitskämpfe und Produktionsverluste abzuwenden .. Es wird ab~r. nicht 
warum es nicht zur Sozialisierung kam. Vgl. Herbert John SPlro, The Pohtlcs of German 
Codetermination, Cambridge. Mass. 1958, S. 33 f. - H. E. Bachmann, Die parlamentar~sche 
Diskussion bei der Verabschiedung des Montan-Mitbestimmungsgesetzes. 1951. In: Benchte 
des Deutschen Industrieinstituts zu Gewerkschaftsfragen, Jg. 2 (1968), Nr. 4, S. 6. 
89 Die Vorstandsmitglieder Hermann Reusch und Ernst Hilbert von der GHH schrieben 
an die Einheitsgewerkschaft in Köln wörtlich: "Um eine Entflechtung durchzuführen, 
welche die Wirtschaftlichkeit der Betriebe nicht gefährdet, halten wir es für geboten, daß 
die erforderlichen Maßnahmen von denjenigen Stellen beeinflußt werden, welche mit den 
Betriebsverhältnissen und den verwaltungsmäßigen Zusammenhängen vertraut sind, also von 
der. Verwaltung und der Betriebsvertretung unter Mitwirkung der Gewerkschaften. Wir 
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Verwaltungsamtes für Wirtschaft des britischen und amerikanischen Besetzungs-
gebietes erklärt, man wolle den Gewerkschaften und Belegschaften "volle Mit-
wirkungsrechte" einräumen und die Überführung der entflochtenen Unterneh-
men in gemischtwirtschaftlichen Besitz erwägen. Da Klöckner und die Gute-
hoffnungshütte zusammen mit der Firma atto Wolff fast drei Viertel der Eisen-
und Stahlproduktion der damaligen britischen Zone kontrollierten, müssen 
diese Angebote als gewichtig angesehen werden. Wie der bekannte Politologe 
Wolfgang Hirsch-Weber später nicht ohne Berechtigung venllUtet hat, ging es 
der Schwerindustrie an Rhein und Ruhr damals wohl in erster Linie darum, die 
Gewerkschaften als Bundesgenossen im Kampf gegen die Entflechtungspolitik 
der Allüerten zu gewinnen, radikaleren Forderungen auf Sozialisierung den 
Boden zu entziehen und Unruhen im Revier vorzubeugen. 9o Erinnerungen an 
die schwere Zeit der Reparationen nach 1918 und den gemeinsamen Kampf 
gegen die Franzosen zur Zeit der Ruhrbesetzung haben hier möglicherweise 
eine. Rolle gespielt. Tatsache ist aber auch, daß neben Heinrich Dinkelbach, 
Hermann Reusch und Karl J arres auch andere führende Schwerindustrielle, wie 
etwa der spätere CDU-Abgeordnete Günter Henle, dem Gedanken der Mitbe-
stimmung in der Gmndindustrie damals positiv gegenüberstanden und dies in 
Ansprachen auch betonten.91 Wie die Zeugnisse aus diesen Jahren vermuten 
lassen, ist die Bejahung der Mitbestimmung nicht nur aus taktischen Erwägun-
gen oder gar nur unter dem Druck der Alliierten erfolgt.92 Bei der Einführung 
der Montanmitbesti111mung wurden zunächst wenig Widerstände bekannt. Ein 
vom Direktor der Verwaltung für Wirtschaft für den Wirtschaftsausschuß des 
Wirtschaftsrates eingesetzte Kommission untersuchte die Auswirkung der Ent-
flechtung in der eisenschaffenden Industrie und kam in einem Gutachten Ende 
1948 zu einer, wenn auch verklausulierten,positiven Bewertung der Mitbestim-
denken uns dies in der Weise, daß der Aufsichtsrat durch die Zuwahl von Vertretern der 
Arbeitnehn;ler beziehungsweise der Gewerkschaft erweitert wird und daß von diesem Kreise 
die VorschIäge für eine zweckentsprechende Lösung ausgehen". Karl Jarres machte der Ge-
werkschaft folgendes Angebot: "Der Aufsichtsrat der Klöckner-Werke wird nach dem 
Grundsatz der Gleichstellung von Arbeit und Kapital umgebildet. Die Vertreter der Arbeit-
nehmer sollen hierbei mit der öffentlichen Hand die Mehrheit der Sitze erhalten". Diese 
Schreiben sind abgedruckt in: Die Neuordnung der Eisen- und Stahlindustrie, S. 609ff. VgL 
Schneider-Kuda, Mitbestimmung, S. 182 und S. 184. - In diesen Werken wird fälschlicher-
:veise der langjährige Leiter der Gutehoffnungshütte Paul Reusch, der 1948 das 80. Lebens-
Jahr vollendete, mit dem Sohn Hermann Reusch verwechselt, der den Vorsitz des Vorstandes 
vo~ Hermann Kellermann übernahm, der seinerseits 1942 Paul Reusch abgelöst hatte. VgL 
Ench Maschke, Es entsteht ein Konzern. Paul Reusch und die GHH Tübingen 1969 
S.232-233. ' , 
:~ Hirsch-Weber, Gewerkschaften, S. 86. 
. Vgl. .verhandlun~en des Deutschen Bundestages, 1. Wahlperiode 1949, Stenogra-
phIsehe Benchte, 117. Sitzung v. 14. Februar 195] , S. 446. DGB-Informationsdienst NT. 
56 v. 17. Januar 1951, S. 41. (Ansprache Henles an die Aufsichtsratsmitglieder des Hütten-
werkes Haspe am 12: 12. 1947) . 
•• 92 Vgl. Ebd., 86-87. - Erich Potthoff. Der Kampf um die Montanmitbestimmung, 
:Koln-Deutz 1957, S. 55ff. - Ders., Zwischenbilanz der Mitbestimmung, S. 32ff. 
51 
mungo Dieser sog. Deif~mann-Bericht spiegelte dabei nach Ansicht der Treuhand-
verwaltung den Standpunkt der Konzernleitungen wider. 9 .l 
Das so eingeführte Mitbestimmungsrecht in der eisenschaffenden Industrie 
wurde aber bald wieder in Frage gestellt. Die alliierten Hohe Kommission er-
ließ am 16. Mai 1950 das Gesetz Nr. 27 zur Umgestaltung des deutschen Kohlen-
bergbaus und der Eisen- und Stahlindustrie. sollte "die übermäßige Konzen-
tration wirtschaftlicher Macht beseitigen und jede Entwicklung künftigen 
Kriegspotentials in Deutschland verhindern". Mit der Durchführung des Ge-
setzes wurde eine neue Stahltreuhändervereinigung beauftragt, die an die Stelle 
der alliierten Treuhandverwaltung beim NGISC trat. Die Übertragung der Be-
fugnisse von einer alliierten Kontrollstelle auf Organe der Bundesregierung be-
deutete eine Rückkehr zum deutschen Recht. Die vom Bundeswirtschaftsmini-
sterium ausgearbeitete Durchführungsverordnung zum Gesetz Nr. 27 sah dem-
entsprechend vor, daß alle Unternehmen wieder nach deutschem Recht, das 
keine Arbeitnehmer in Aufsichtsräten und keinen Arbeitsdirektor im Vorstand 
vorsah, gebildet werden sollten. Das rief die Gewerkschaften auf den Plan, zu-
mal Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard eine Äußerung zugeschrieben 
wurde, er halte die paritätische Mitbestimmung in Zukunft für unstatthaft, was 
allerdings von ihm energisch bestritten wurde.94 Der 1949 gegründete Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) nahm die Mitbestimmung in sein Grundsatzpro-
gramm auf. Neben der t)'berführung der Schlüsselindustrie in Gemeineigentum 
und einer angemessenen Gewinnbeteiligung forderte er die "Mitbestimmung 
der organisielienArbeitnehmer in allen personellen, wirtschaftlichen undsozia-
len Fragen der Wirtschaftsführung und der Wirtschaftsgestaltung". Wie der Ge-
werkschaftler Erich Potthoff als einer der besten Kenner des damaligen Ringens 
um die Einführung der Mitbestimmung in der Montanindustrie mit Recht be-
merkt hat, war es historisch gesehen ein Unglück, daß die erste praktizielieMit-
bestimmung nach 1945 zusammen mit der von den Alliierten angeordneten 
Entflechtung der eisenschaffenden Industrie eingeführt wurde. Die Neuordnung 
der sozialen Betriebsverfassung geriet damit automatisch in den Verdacht, eine 
durchSiegerwillkür oktroyierte Zwangsmaßnahme zu sein. Die sich bald wieder 
rührenden Gegner der Mitbestimmung stellten sie auf eine Stufe mit den Be-
schlagnahmen und Demontagen in der Wirtschaft. Dabei wird aber übersehen, 
daß die Gewerkschaften die alliierten "Entflechtungen" mit offener Opposition 
belegten, wo sie versteckte privatwirtschaftliche Konkurrenzmotive ~ermute­
ten. Zu Recht wurde auch der Verlust von Arbeitsplätzen befürchtet. über die 
Verquickung der alten Gewerkschaftsforderung nach "Wirtschaftsdemokrad~ 
mit alliielier Kriegsvergeltungspolitik und Konkurrenzausschaltung war man 
wenig glücklich. Ähnliche Forderungen wie die Gewerkschaften velirat die SPD. 
Schon kurz nach Kriegsende erklärte ihr Vorsitzender Kurt Schumacher, "Wirt-
93 Neuordnung, S. 621ff. 
94 V gl. die Briefe Erhards an den IG-Metall-Vorsitzenden Walter Freitag vom 12. 1: ? 1 
und des3en Antwortschreiben vom 16. 1. 51. In: Hirsch-Weber, Gewerkschaften und PolItIk, 
S. 1~1-153. 
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schafts?emokratie ist nicht mehr reiner Kapitalismus und noch nicht sozialisti-
sche WIrtschaft; sie ist Zwischenstufe zwischen Kapitalismus und Sozialismus V~rstufe ?er Sozialisierung und ihr Wegbereiter. Auf zwei Wegen hat man da~ b~I zum ZIel vorzustoßen: Ausdehnung staatlicher Kontrollfunktionen über die 
Wut.~cha~t und zum anderen Demokratisierung der die WirtschaftSführung 
reprasentlerende Organe der wirtschaftlichen Selbstverwaltung".95 Die Sozial-
demokraten forderten mit anderen Wolien einen stufenwe'isen Aufbau der Mit-
bestimm~ng i~ verschiedenen Gremien, wobei die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer 1m Wrrtschaftsleben Voraussetzungen für eine Annäherung der West-
zonen und der Ostzone im Sinne der Konvergenztheorie schaffen sollte.96 Die 
Frage des einheitlichen deutschen Nationalstaates wurde so mit der Mitbestim-
mungsfrage verbunden, was auf Politiker anderer Palieien nicht ohne Eindruck 
blieb. 
Die K~D .b~schränkte sich dagegen darauf, für die gesetzmäßige Anerkennung 
der Bet~lebsr~te ~ls Ve~reter der Arbeiter und Angestellten und deren gleich-
berechtIgte MltWll'kung rn allen Produktionsfragen einzutreten. Das Mitbestim-
mungsrecht der Betriebsräte gehörte nach ihrem Programm zu den "elementar-
sten Re.c~ten u!Jd Freiheiten ", für deren Erringung sie kämpfen wollte.97 Damit 
war fre~llCh kern. Bekennt~is für die betriebliche Mitbestimmung gemeint, die 
man, WIe schon m der WeImarer Zeit, als einen "Verrat an der Arbeiterklasse" betrac~tete. Die· Alleinbe~timI?ung von palieigelenkten Räten und paliner-
schafthche ZusammenarbeIt mIt Unternehmern schlossen sich nach ihrer Auf-
fassung gegenseitig aus. Der Begriff "Mitbestimmung" wurde dementsprechend 
ganz anders interpretiert. 
Die CDU-CSU-Frakt~on ~ er~t~n Bundestag zeigte in der Mitbestimmungs-
frage ~nfangs noch kerne ern~e1thche Meinung. Die heterogenen politischen 
GrUPPIerungen hatten noch lllcht zu einer einheitlichen Bundespaliei zusam-
mengefu~gen, ä!ter: politisc~e Positionen wirkten hier noch nach. Die pro-
gramma~lsch~n Erkl~rungen grn?en .daher noch in verschiedene Richtungen. So 
sprac? SIch dIe CSU 1ll Bayern fur ern "angemessenes Mitbestimmungsrecht der ArbeItne~er" aus, di~ bei ~etrieben von erheblicher Bedeutung einen unmit-tel~~ren Einfluß auf dIe LeItung und Verwaltung durch geeignete Vertreter 
ausu.ben sol1te~. DerC;DU-Landesverband Hessen setzte sich dagegen für eine 
"glelChberechtIgte Teilnahme der Arbeiterschaft an der Führung der Wirt-
schaft" ein.98 Am bekanntesten wurde von allen Erklärungen das schon er-
'.15 Zitiert ~ach Ossip K. Flechtheim, Dokumente zur parteipolitischen Entwicklung in Deu~~chland seIt 1945, Bd. 3, Berlin 1963, S. 9. 
Kurt Schumacher, Das Programm der Opposition im Bundestag. In: Ebd. S 36 V I 
Jahrbuch der SPD 1948/49 S 123f ' . . g. 97 ,. . 
Vgl. Grundsätze und Ziele der SED. In: Wilhelm Mommsen, Deutsche Parteipro-
gramme. 2. durchgesehene ll;nd erg. ~.uflage Münc~~n 1969, S. 744. - Nach Aussage der west.deu~schen KPD waren dIe Grundsatze der SED uber die Betriebsvertretung auch für sie 
verbmdhch. 
.. 98 Grundsatzprogramm der Christlich-Sozialen Union in Bayern. Hrsg. von der CSU 
Munchen. 1946. Neudruck 1971. - "Frankfurter Leitsätze" der CDU-Hessen von 1945 In.' 
Flechthelm, Dokumente, Bd. 2, S. 36. . . 
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"h te i\ hlener Wirtschaftsprogramm für Nordrhein-Westfalen" des CDU-
wa n,,.,-.. . . . h' ß99. Ausschusses für die bntlsche Zone m dem es u.~. le . .. . . 
"In den Betrieben, in denen wegen ihrer Gr~ße das ':.er~a1tms zWIschen Ar-
beitnehmer und Unternehmer nicht mehr auf emer personlichen Grundlage be-
ruht, ist ein Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer an den. grundlegend~~ 
Fragen der wirtschaftlichen Planung und sozialen Gestaltung slcherz~st:llen ,; 
In den für den Bereich der Westzonen geltenden."Düssel.?orfe~.Le~tsat~en 
von 1949 sprach man sich dann nicht mehr so unemgeschrankt fur dl~ MItbe-
stimmung aus, wie es die Sozialausschüsse wohl noch taten. De~ dam~hge Bun-
desminister für Arbeit, Anton Storch (CD U), bezeichnete ab~reme ':" rrt~chafts­
demokratie, "in der Arbeitgeber und Arbeitnehmer gememsam ~~e pmge so. 
gestalten daß sich alle Beteiligten als sozial und gerecht behandelt fuhlen, als 
Ziel der ~ächsten Etappe des wirtschaftlichen Aufschwungs. 100 Bundeskanzler 
Konrad Adenauer stellte in seiner Regierungserklärung vom 20. S~ptember 
1949 fest die sozial- und wirtschaftspolitische Anerkennung der ~rbeItn~hmer 
mache ei~e Neuordnung der Besitzverhältnisse in ?en Grundst.offmdustnen so-
wie eine Neuregelung der Rechtsbeziehungen zWIschen Arb~Itgebern und ~r­
beitnehmern erforderlich. Bundeswirtschaftsminister Ludwlg . Erhar? al~ f~­
render Promotor der Sozialen Marktwirtschaft betonte allerdmgs, dIe MItwrr-
kung sei ein Bestandteil der freien Marktwirts~chaft, di~ Mitb.e~t~mmung. dage~en 
gehöre in den Bereich der Planwirtschaft. 101 Gegen dIe panta~ls~he Mltbestlm-
mung nach dem Montanmodell wandten sich yor allem nun~l1tghederderFD~, 
die als Koalitionspartner einen Druck auf dIe CDU aus~uube~ vers~chte. Sie 
drohte, daß jede Regierungsinitiative zur Einführung emes MItbestImmungs-
rechts das Ende der Koalition bedeuten würde. 102 
Die Chancen der Gewerkschaften und Betriebsräte, die während der Bes~t­
zungsherrschaft in der britischen Zone verliehenen MitbestiT?m~ngsrechte m 
der neugegTÜndeten Bundesrepublik zu wahren, standen somtt mcht allzugut. 
Zwar hatte man auf. der Arbeitnehmerseite nichts dagegen ei?zuwe~den, .?aß 
die Bundesregierung die Befugnisse der Regelung de~ Montanm~u.stne z~ruck­
erhielt und war auch mit der 1 endenz des Bundeswrrtschaftsmmls~ers emver-
standen die Verbundwirtschaft im Montanbereich entgegen zu weItgehend~n 
Entflechtungen der Alliierten zu sichern, sah ~ber ~it größtem Mißt~auen ?I~ 
wachsende Einflußnahme von Unternehmerkreisen, dIe den Zug z.ur Ml~best:iffi­
mung aufhalten wollten. Um den drohenden Wegfall de~ MontanmItbesbI?mung 
angesichts der Wiedereinführung des deutschen Aktle?Techts zu verhindern, 
riefen die Industriegewerkschaften Metall und Bergbau Im November 1950 und 
99 Vgl. Fußnote 76. 
100 Politisches Jahrbuch der CDU, Jg. 1950, S. 133f. 
101 Potthoff, Kampf um die Mitbestimmung, S. 72. .. 
102 Als erste Gegner der Mitbestimmung traten vor allem der Kolner FDP-Abgeordnete 
von Rechenberg sowie Vizekanzler Franz Blücher auf, der unter ander~m festste!lte, v~n 
einer Mitbestimmung der Arbeitnehmer solle nicht gesprochen werden. Die berechtIgte M~t­
wirkung habe dort ihre Grenzen, wo es um die Existenz der Betriebe und vor allem um die 
Kreditwürdigkeit gehe. Vgl. Das Problem des Mitbestimmungsrechts. Stellungnahmen und 
Vorschläge der Unternehmerschaft, 0.0.1950. - Stollreither, Mitbestimmung, S. 149. 
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Januar 1951 ZU Urabstimmungen ihrer Mitglieder auf, in denen sich 97 ,87 v. H. 
bzw. 92,8 v.H. der daran teilnehmenden Gewerkschaftsmitglieder für die Bei-
behaltung der Mitbestimmung aussprachen. Da sich auch der Vorstand des 
DGB hinter diese Forderungen stellte, war der ~ik eine beschlossene Sache. 
Das Ziel war klar: Es sollte um die Erhaltung der Mitbestimmung und ihre Aus-
dehnung in den Betrieben gekämpft werden, die unter das alliierte Gesetz Nr. 27 
fielen. Weniger klar war allerdings, gegen wen sich der Ausstand richten sollte. 
Die Unternehmer waren zwar in der Sache die wichtigste Instanz, koniI~en aber 
wegen der alliierten Auflagen nicht frei über ihre Unternehmen verfUgen. Ein 
Teil von ihnen hatte die Montanmitbestimmung sogar mitauguriert und war 
damit nicht unzufrieden. Der eigentliche Adressat für die Streikforderungen 
mußte daher die Bundesregierung bzw. der Bundestag sein, was dem ganzen 
einen pOlitisch-erpresserischen Anstrich verlieh. Nicht ganz zu Unrecht wurde 
in der nun ausbrechenden heftigen Debatte gesagt, die Gewerkschaften ver-
suchten sich über den Willen der gewählten Volksvertreter hinwegzusetzen. In 
dieser brenzlichen Situation schaltete sich Adenauer durch einen Briefwechsel 
und dann mit einer persönlichen Unterredung mit Hans Böckler ein den er aus 
seiner Zeit als Kö1ner Oberbürgermeister als damaligen Stadtverord~eten noch 
gut kannte und persönlich schätzte. Dem Kanzler gelang es, direkte Verhand-
lungen zwischen Unternehmern und Gewerkschaftlern Ende Januar vor dem 
Streikbeginn zustande zu bringen. Als diese zu scheitern drohten, übernahm er 
selbst die Leitung und erzielte am 25. Januar 1951 das für den weiteren Gang 
der Mitbestimmung entscheidende Übereinkommen. 103 Schnell einigte sich die 
Verhandlungskommission über die paritätische Zusammensetzung der Auf-
sichtsräte aus Vertretern der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber. Nur bei den 
Verhandlungen über den" 11. Mann" und die Bestellung des Arbeitsdirektors 
bei den Vorständen Von Bergbaubetrieben kam es zu längeren Diskussionen und 
Verhandlungen, die dann aber auch zu einem glücklichen Ende führten. 1 04 Das 
103 Über den Briefwechsel und die Vorverhandlungen ist wenig in den gedruckten Quel-
len bekannt. Offenbar befaßte sich Adenauer seit November 1950 mit der Mitbestimmung. 
als er durch einen Brief Böcklers über die bevorstehende Urabstimmung benachrichtigt 
wurde. Er teilte diesem mit, daß die Bundesregierung auf das Gesetzgebungsverfahren keinen 
Einfluß in diesem Stadium habe und warnte vor einem Streik, der die Willensbildung der 
frei gewählten Volksvertreter beeinträChtige. Auf der anderen Seite lobte er aber Böckler 
wegen seiner aufrechten demokratischen Gesinnung. Der DGB-Führer verwies darauf, daß 
es für die deutsche Demokratie lebenswichtig sei, daß sie auch im wirtschaftlichen Bereich 
verwurzelt werde. In einer persönlichen Unterredung am 11. 1. 51 gelang es Böckler offen-
bar, den Kanzler für die Montanmitbestimmung zu gewinnen, dem als ehemaligem Zentrums-
abgeordneten solche Gedanken seit den 20iger Jahren nicht fern lagen. Kurz vor seinem 
Tode soll Böckler gesagt haben, bei der Durchführung der Mitbestimmung baue er darauf, 
daß Adenauer das ihm gegebene Wort halten werde. Vgl. Hirsch-Weber, Gewerkschaften, S.91-93. 
104 Die Kommission bestand aus dem Generaldirektor der Deutschen Kohlenbergbau-
leitung Heinrich Kost, Adolf Hueck (Vorstandsmitglied der Gelsenkirchner Bergwerks AG), 
Hermann Wenzel (Aufsichtsratsvorsitzenderder Vereinigten Stahlwerke AG), Günter Henle 
(Klöckner & Co) sowie Robert Pferdmenges (Kölner Bankhaus SaL Oppenheim jr. & eie.), 
dem DGB-Vorsitzenden Hans Böckler, Hans vom Hoff (Mitglied des Bundesvorstandes des 
DGB), IG-Metallvorsitzender Walter Freitag, Heinrich Imig (IG Bergbau) sowie Heinrich 
Deist als Mitglied der Stahltreuhändervereinigung. 
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Ergebnis der Verhandlungen waren die "Richtlinien zur Mitbestimmung im 
Bergbau und der eisenschaffendenIndustrie" vom 25. Januar 1951. Sie bildeten 
die Grundlage für einen Gesetzentwurf, den die Bundesregierung dann im Bun-
destag einbrachte. Nachdem der DGB die Bonner Vereinbarungen gebilligt hatte, 
wurde der Streik abgeblasen. 
. Bei den Beratungen im Bundestag wurden die in den Richtlinien vorgesehe-
nen paritätisch besetzten Senate für die Wirtschaftszweige Bergbau und eisen-
schaffende Industrie wieder gestrichen, da die Bundesregierung einer allgemei-
nen Regelung der überbetrieblichen Mitbestimmung nicht vorgreifen wollte. lOS 
Verständlicherweise standen die SPD zusammen mit den Sozialausschüssen der 
eDU dem Regierungsentwurf am freundlichsten gegenüber, doch durften auch 
die anderen Teile der eDU ihrem Kanzler hier nicht die Gefolgschaft versagen. 
Nachdem der Bundesrat der Vorlage am 2.2.1951 grundsätzlich zugestimmt 
hatte, konnte das Mitbestimmungsgesetz für die Kohle- und Eisenindustrie am 
10. April 1951 in dritter Lesung verabschiedet werden und in Kraft treten. 106 
Nach dem bis heute fortgeltenden "Gesetz über die Mitbestimmung der Ar-
beitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen des Berg-
baus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie" vom 21. Mai 1951 setzt 
sich der Aufsichtsrat von Montanunternehmen wie folgt zusammen (vgl. Schau-
bild 1): z.B. aus vier von der Aktionärsversammlung gewählten Anteilseignern 
und einem weiteren Mitglied sowie vier von der Gewerkschaft gewählten Arbeit-
nehmervertretern sowie einem weiteren Mitglied. Die zusätzlich gewählten 
weiteren Mitglieder dürfen weder einer Arbeitgeber-, noch Arbeitnehmerorgani-
sation angehören und nicht in dem betreffenden Unternehmen beschäftigt oder 
wirtschaftlich an ihm interessiert sein. Die Gewerkschaften halten dabei eine 
relativ starke Stellung im Aufsichtsrat, da nur zwei der fünf Arbeitnehmerver-
treter in dem Unternehmen beschäftigt sein müssen. Für die zwei von den Be-
triebsräten vorgeschlagenen Aufsichtsratsmitglieder besteht zusätzlich ein Veto-
recht. Die drei anderen Arbeitnehmervertreter könnten von dem betreffenden 
IG-Vorstand nach eigenem Ermessen entsandt werden. Alle Vertreter der Ar-
beitnehmerbank müssen bei der Wahl auf der Hauptversammlung akzeptiert 
werden. Über den Arbeitsdirektor im Vorstand, der nicht gegen den Willen der 
Mehrheit der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat bestellt werden kann u~ 
fast regelmäßig aus den Reihen der Gewerkschaften kommt, sowie den "Elften 
Mann", der die Patt-Situation bei Abstimmungen auflösen soll, müssen sich die 
Kapital- und Arbeitnehmerseite vorher einigen. Die Montanmitbestimmung, 
wie das Gesetz meistens abgekürzt genannt wird, gilt für alle Unternehmen des 
lOS Diese beiden Gremien sollten entsprechend den Vorläufern der Weimarer Zeit zur 
Schlichtung von Meinungsverschiedenheiten dienen, die auf betrieblicher Ebene entstanden. 
Potthoff, Geschichte der Mitbestimmung, S. 44. 
106 In der Schlußabstimmung stimmten CDU/CSU und SPD dem Gesetz zu, während 
sich die KPD der Stimme enthielt. Die etwa 50 Gegenstimmen stammten bei einigen weite-
ren Enthaltungen aus den Reihen der FDP, Der DP, der BP sowie der WAV. Vgl. Verhand-
lungen des Deutschen Bundestages, I. Wahlperiode 1949, Stenographische Berichte, l32. 
Sitzung vom 10. April 1951, S. 5115 ff. 
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Das Betriebsverfassungsgesetz von 1972 
(am Beispiel einer AG) 





























Bergb~u~ und der eisenschaffenden Industrie mit mehr als 1000 Belegschafts-
angehongen. 107 
.pie G~we~kschaften hatten auf voller Linie gesiegt. Mit Genugtuung stellte Boc~ler 111 e~er Rundfunkansprache fest, man habe endlich etwas erreicht 
wofur man e111 halbes Jahrhundert gekämpft habe. Zugleich wurde von i~ 
ab.er darauf verwiesen, daß man diese Neuordnung auch in andere Teile der 
Wirt.schaft und des öffentlichen Dienstes tragen wolle und die erkämpfte Mit-
bestImmung erst d~r "Anfang einer neuen Wirtschaftsverfassung" seP08 
Im Zuge de~' gleIChzeitig sich vollziehenden Entflechtungsmaßnahmen kam e~ aber bald wIede~ zu neue.r: ~roblem~n mit der Mitbestimmung: Die 1949 ge-
bIldete Stahltreuhanderveremlgung, dIe unter alliierter Kontrolle stand hatte 
vorgesc~lagen,. 23 neu.e Einheitsgesellschaften im Bereich der eisenschaffenden 
Industne zu bIlden, dIe durch Betriebe der Weiterverarbeitung und des Handels 
107 BGBl.1951,TeilI,S.347ff. 
.108 Rundfunkansprache von Hans Böckler am 30. 1. 1951. Im Wortlaut abgedruckt in 
Husch-Weber, Gewerkschaften, S. 53-155. 
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sowie Verbundfonnen mit der Kohlewirtschaft ergänzt werden sollten. In 
einem zwischen Bundesregierung, den Alliierten und den Altkonzernen erziel-
ten Komprorniß wurde 1951 ausgehandelt, daß die Werl<.e grundsätzlich selb-
ständig bleiben sollten, aber geschäftsführende Obergesellschaften bilden durf-
ten. Da die neuen Holding-Gesellschaften nicht eindeutig unter die Bestimmun-
gen des Montanmitbestimmungsgesetzes von 1951 fielen, kam es bei den 
Mannesmann-Werken 1953 zu gerichtlichen Auseinandersetzungen darüber, ob 
der Aufsichtsrat nach dem inzwischen verabschiedeten Betriebsverfassungs-
gesetz von 1952 oder dem Mitbestimmungsgesetz für Kohle und Eisenindustrie 
zu bilden seLI09 Die Mitbestimmungsgegner sahen hier eine Chance, gegen das 
gesamte ungeliebte System der Neuordnung noch einmal grundsätzlich Front 
zu machen. In einer Rede vor der Wertpapier-Schutzvereinigung in Düsseldorf 
im Mai 1954 vertrat der FDP-Abgeordnete und spätere Bundesjustizminister 
Thomas Deh1er unumwunden die Meinung, die Mitbestimmung in der vorliegen-
den Form sei eine unzulässige Beschränkung des Aktionärsrechts und verfälsche 
den Willen des Aufsichtsrats. Dabei fiel sogar das Wort, die Mitbestimmung sei 
im Grunde eine" wirtschaftliche und rechtliche Mißgeburt". Der DGB begeg-
nete diesen Angriffen mit Protestkundgebungen und Warnstreiks, zumal die 
Arbeitgeberverbände die Position des Arbeitsdirektors in Frage zu stellen such-
ten. Wiederum wurde die Bundesregierung tätig und ließ in der 148. Sitzung 
des Bundestags den Entwurf eines "Gesetzes zur Ergänzung der Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen des 
Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie" vorlegen, der._in 
dritter Lesung verabschiedet wurde. 1lO Dahinter standen vor allem wirtschaft-
liche und auch steuerliche Überlegungen. Nach 1945 hatten sich viele kleinere 
und mittlere Personalgesellschaften wegen der hohen Einkommenssteuersätze 
in die Rechtsform einer AG oder GmbH geflüchtet. Als sich dann die steuer-
liche Begünstigung der Kapitalgesellschaften verlor, wollte man verständlicher-
weise in die übersichtlichere alte Personalgesellschaft zurück. Der Bundestag 
erleichterte dies finanziell und organisatorisch durch zwei Gesetze 1956/57.0 1 
Da aber nun zugleich die Übertragung des Betriebsvermögens bisher selbstän-
diger Tochtergesellschaften auf die Muttergesellschaft steuerlich wie andere 
Formen der Umwandlung behandelt wurde, kam eine große Umwandlungswel~ 
in der deutschen Wirtschaft in Gang. Der Vorteil bestand darin, daß bei der 
Übertragung von Vennögen der Tochtergesellschaften auf die Muttergesell-
schaft bei Offenlegung der stillen Reserven diese erneut steuer begünstigt abge-
schrieben werden konnten oder bei Verzicht der Offenlegung der innere Wert 
109 Vgl. Kötter, Mitbestimmung im Bergbau und in der eisenschaffenden Industrie, 
Berlin 1952. Erich Potthoff, Mitbestimmung vor Gericht: Ein wirtschaftlicher Kommen-
tar zum Mannesmann-Prozeß. In: WWI-Mitteilungen des Wirtschaftswissenschaftlichen 
Instituts der Gewerkschaften, Jg. 1954, S. I ff. 
110 BGBI. 1956, TeiH, S. 107ff. 
111 Gesetz über die Umwandlung von Kapitalgesellschaften und bergrechtlichen Gewerk-
schaften vom 12. 1 .. 1956 und Gesetz über Steuererleichterungen bei der Umwandlung von 
Kapitalgesellschaften und bergrechtlichen Gesellschaften vom 11. 10. 1957. 
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eines Unternehmens bei einer solchen Umwandlung gestärkt werden konnte. 
Verständlicherweise machte die Mehrzahl der deutschen Montanunternehmen 
von diesem Angebot des Gesetzgebers hier Gebrauch. Voran ging wiederum die 
Mannesmann AG, die am 27. 10. 1958 ihre zahlreichen selbständigen Töchter in 
die Muttergesellschaft überführte, wodurch diese zu unselbständigen Betriebs-
a?teilungen herabsanken, während die Mannesmann-Holdirig zu einer produ-
zIerenden Gesellschaft emporstieg. Durch diese Umwandlung wurde die Mitbe-
stimmung in den Tochtergesellschaften ersatzlos beseitigt. Aufgrund der Ge-
werkschaftsproteste, die in einer Kundgebung in der Dortmunder Westfalen-
halle unter dem Motto "Konzentration wirtschaftlicher Macht - soziale De-
montage" gipfelten, erklärten sich die drei Konzerne Hoesch .. Klöckner und 
Ilseder Hütte im Rahmen des "Lüdenscheider Abkommens" bereit, an Stelle 
der fortfallenden Aufsichtsräte durch das Aktiengesetz gedeckte Beiräte" so-
wie Direktorien in den unselbständigen Werksgruppen einzuricht~n wodurch 
die alte Mitbestimmungsverfassung gewahrt blieb. In..teilweise recht u~terschied­
lichen privatrechtlichen Betriebsvereinbarungen folgten dann andere Montan-
gesellschaften, so daß eine "Mitbestimmung ohne Gesetz" de facto praktiziert 
wurde. 112 
In der Folgezeit versuchten allerdings immer wieder andere Einzelunterneh-
men aus der paritätischen Mitbestimmung auszubrechen, so daß weitere klei-
nere Mitbestimmungssicherungsgesetze erlassen wurden. So wurde am 15. März 
1967 vom Bundestag eine Novelle zum Mitbestimmungsänderungsgesetz verab-
schiedet, die unter dem Namen "Lex Rheinstahl" bekannt wurde. Ihr alleiniger 
Zweck war es, das Ausscheiden dieses Konzerns aus der Montanmitbestimmung 
zu verhindern. Das Unternehmen hatte nach Produktiollsumstellungen geltend 
g~macht, daß die Voraussetzungen für die paritätische Mitbestimmung im Auf-
SIchtsrat und die Bestellung eines Arbeitsdirektors im Vorstand nicht mehr ge-
geben seien. Ähnliche Intentionen verfolgte das Gesetz über die befristete Fort-
geltung der Mitbestimmung in der Montanindustrie vom 29. Nov.1971. 113 Diese 
fortwährenden Ausbruchsversuche beruhten vor allem auf dem Strukturwandel 
der Wirtschaft. Die Montanindustrie verlor in den sechziger Jahren mehr und 
mehr ihre einstige Schlüsselstellung in der Wirtschaft, so daß die Montankon-
zerne sich nach "anderen Beinen" umsehen mußten. Der Rückgang des Montan-
anteils unter 50 v.H. bei vielen Konzernen war ein natürlicher Prozeß der Di-
v~rsifikation un~ der Pr~duktionsumstellung. Dazu kam die zunehmende supra-
tlOnale KonzernIerung 1m Rahmen der europäischen Gemeinschaft oder auf 
112 VgL fü~ diese Entwicklung u. a. Baumbach-Hueck, Kommentar zum Aktiengesetz, 
10. A~fl. B~rllll 1959, S ... 161. Karl-Heinz Sohn, Mitbestimmung auf neuen Wegen. In: 
Das MltbestImmungsgesprach, Jg. 1959, H. 9, S. 2ff. Konzentration wirtschaftlicher Macht 
. soziale Demontage Großkundgebung des Bundesvorstandes des DGB am 20. 11. 1958 
In Dortmun~, Köln 1959. - Günter Quast, Die Mitbestimmung nach der Umwandlungs-
welle. In: DIe Quelle, J g. ] 960, S. 114 ff. - Ders., Neuregelung der Mitbestimmung bei 
Kru~f' In: Ebd., S. 21lff. 
1 Stollreither, Mitbestimmung, S. 157. 
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noch größerer internationaler Ebene, was dem Mitbestimmungsproblem neue 
Konturen verlieh. Die neuesten Konflikte um die qualifizierte Mitbestimmung 
im Mannesmann-Konzern zeigen, daß diese Strukturprobleme andauern. 
Während sich im Montanbereich aufgrund der Verhältnisse in der britischen 
Besatzungszone eine Sonderentwicklung vollzog, wurde für die übrige Wirt-
schaft eine andere Form der Mitbestimmung installiert. Der Alliierte Kontroll-
rat hatte, wie erwähnt, mit seinem Gesetz Nr. 22 vom 10. April 1946 den Rah-
men für ein neues Betriebsrätegesetz geschaffen. Da die Aufgaben der Betriebs-
vertretungen nur allgemein angedeutet worden waren, kam es bald zu Aus-
legungsstreitigkeiten zwischen Unternehmern und Belegschaften. In dieser 
Situation gingen die Arbeitsgerichte dazu über, die Bestimmungen des alten 
Betriebsrätegesetzes von 1920 bei Entscheidungen heranzuziehen. I 14 Mit dem 
Entstehen der Bundesrepublik wuchs das Bestreben, das unzulängliche Kon-
trollratsgesetz Nr. 22 durch eine einheitliche und umfassende Bundesgesetz-
gebung abzulösen. Bundesarbeitsminister Anton Storch, selbst ein ehemaliger 
christlicher Gewerkschaftler, trat nachdrücklich dafür ein, die Beziehungen 
zwischen Unternehmern und Arbeitnehmern von diesen zunächst selbst regeln 
zu lassen. 115 So trafen sich auf Anregung der Bundesregierung Vertreter der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände im März 1950 in Hattenheim. Während 
über eine überbetriebliche Mitbestimmung in Form eines Bundeswirtschafts-
rates und von Landeswirtschaftsräten, die paritätisch besetzt werden sollten, 
schnell Einigung erzielt werden konnte, kam es über die Form der betrieblichen 
Mitbestimmung zu Auseinandersetzungen.116 Natürlich wollten die Gewerk-
schaften entsprechend ihrem verkündeten Grundsatzprogramm von 1950 über-
all eine qualifizierte Mitbestimmung ähnlich wie in der Montanindustrie ein-
führen. II7 Da sie sich in den Verhandlungen mit den Arbeitgeberveränden und 
der Regierung aber nicht durchsetzen konnten, kündigte der Bundesausschuß 
des DGB im Dezember 1951 seine Mitarbeit in den wirtschaftspolitischen Aus-
schüssen der Bundesregierung auf. In einer Entschließung wurde gesagt, die 
Gewerkschaften könnten es nicht dulden, "daß sie in den Augen der Öffent-
lichkeit mit Verantwortung für eine Wirtschaftspolitik beladen werden, für die 
114 So H. Treichel, Praktisches Handbuch des Betriebsräterechts, Göttingen 1950, S. 17. 
Vgl. H. Broecker, Wirtschaftliche Mitbestimmung der Betriebsräte, Stuttgart 1948. 
115 Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 1. Wahlperiode 1949, Stenographische 
Berichte, 80. Sitzung vom 27. Juli 1950, S. 2369 (Bundesminister Storch) Wilhelm 
Herschel, Soziale Selbstverwaltung im demokratischen Staat unter besonderer Berücksichti-
gung des Einigungswesens. In: Verhandlungen auf der 2. Hauptversammlung der Gesellschaft 
für sozialen Fortschritt in Bonn am 13. September 1952, Berlin 1952, S. 28 ff. 
116 Hirsch-Weber, Gewerkschaften, S. 96. 
117 Die Gewerkschaften wollten in Kapitalgesellschaften mit mehr als 1.000 Beschäftig-
ten die Hälfte, in Betrieben zwischen 500-1.000 Beschäftigten ein Drittel der Aufsichts-
ratsposten, in Betrieben bis zu 500 Beschäftigten wie in der Weimarer Zeit ein Delegations-
recht der Betriebsräte. Die Unternehmer wollten in keinem Fall mehr als ein Drittel der 
Aufsichtsratsposten zugestehen und die Besetzung nur durch Betriebsangehörige zulassen, 
die mindestens 10 Jahre dem Unternehmen angehörten. 
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keine Verantwortung tragen können, da sie auf ihre Gestaltung keinen Ein-
fluß haben".ll8 Der Rückzug aus diesen wichtigen Gremien erregte in der 
Öffentlichkeit großes Aufsehen. Konrad Adenauer hatte zuvor eine DGB-
Delegation in seinen Schweizer Urlaubsort Bürgenstock bestellt und auch nach 
seiner Rückkehr vier Gespräche mit ihr in Bonn geführt. Während auch hier 
über die Bildung eines Bundeswirtschaftsrates nach Art des Preußischen Staats-
rates (dessen Vorsitzender Adenauer einmal gewesen war!) und Wirtschafts-
kammern wie in den Hattenheimer Gesprächen schnell Übereinkunft erzielt 
wurde, kam man bei der Ausdehnung der betrieblichen Mitbestimmung keinen 
Schritt weiter. Die der FDP und DP angehörenden Bundesminister hielten 
während dieser Verhandlungen des Kanzlers mit dem DGB heftige Reden gegen 
die Mitbestimmung, und Vizekanzler Franz Blücher sandte Adenauer ein Tele-
gramm, in dem er bei zu weitgehenden Konzessionen an die Gewerkschaften 
den Bestand der Koalition in Frage stellte. l19 
Der von der CDU/CSU eingebrachte Entwurf zu einem allgemeinen Betriebs-
verfassungsgesetz, der am 27. Juli 1950 in erster Lesung an die Bundestagsaus-
schüsse für Wirtschaftspolitik und Arbeit verwiesen wurde, kam erst im April 
1952 erneut in stark veränderter Form ins Plenum zurück. Die Gewerkschaften 
kritisierten daran vor allem, daß ein wirtschaftliches Mitbestimmungsrecht der 
Betriebsräte nur bei wichtigen Betriebsänderungen (Stillegungen, Verlegung, 
Produktionseinschränkung etc.) vorgesehen wurde und die Arbeitnehmer_nur 
zu einem Drittel im Aufsichtsrat vertreten sein sollten.12O DIe Unterne~er 
. ' die vor allem in der FDP und der Deutschen Partei ihr parlamentarisches 
Sprachrohr fanden, waren nur bereit, den Betriebsvertretungen in sozialen An-
gelegenheiten ein volles Mitbestimmungsrecht, in Personalfragen ein Mitwir-
kungs- oder Einspruchsrecht, in wirtschaftlichen Fragen ein Informationsrecht 
zuzugestehen. Sie machten immer wieder geltend, daß in einer auf Privateigen-
tum und freien Wettbewerb beruhenden Wirtschaftsordnung eine wirtschaft-
li~he Mitbestimmung von Arbeitnehmern, die kein finanzielles Risiko tragen, 
mlt einer rationellen Betriebsführung nicht vereinbar sei. Auch wehrten sie sich 
gegen eine Entsendung von Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsrat durch 
betriebsfremde Gewerkschaften. Die Bestellung von Arbeitsdirektoren nach 
dem Montanmodell war von den Gewerkschaften bezeichnenderweise nicht 
gefordert worden. 
Im Mai 1951 kam es wiederum zu Kundgebungen und Streiks der gewerk-
schaftlich organisierten Arbeitnehmer, wobei aber besonders ein Ausstand in 
der Druckindustrie den Gewerkschaften diesmal aber viel Sympathien in der 
118 Vgl. DGB-Informationsdienst NT. 178/51 v. 3. Dez. 1951, S. 133. Bei den wirt-
schaftspolitischen Ausschüssen handelte es sich um die paritätisch besetzten Ausschüsse für 
Investitionen, für Löhne und Preise sowie für Import und Export, die Adenauer aufgrund 
des Wirtschaftsprogramms des DGB gebildet hatte. 
119 Wortlaut des Telegramms von Blücher an Adenauer bei Hirsch-Weber, Gewerkschaf-
ten j S. 100. 
20 DGB-Informationsdienst Nr. 253/52 v. 8. Mai 1952, S. 194ff. Hirsch-Weber, Ge-
werkschaften, S. 101. 
61 






einsatz und Entlassungen 
Lohn- und Tarifwuen 
Sozialangelegenheiten 
Erhaltung.· u. Hilf.betriebe 









Bel e g 
Da. vorstehende Schaubild zeigt die institutionelle Seite der Betriebsverfassung eines Industrie-
betriebes mit mehr al, 100 ständigen Arbeitnehmern nach dem B.triebsverfassullgs~esetz. Die Ein-
flußb.ziehungen .ind durd! pfeile kenntlich gemad!t. Dabei bedeu,e, der Doppelpfe,l zw;schen dem 
Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden d", Aufsid!urau. daß durch Wahl von jeder der 
bei den Seiten die eine oder andere Position besetzt werden kann. In der Mitte zwismer. den Bc-
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reimen des, Vorstande, .und der Betrieb.vertretung ist die .5tufenordllung der vertikalen Betriebs-
verfassung In. Gestalt e,ne, Turm .. angedeutet, Man kann Ihn ~uch als Schornstein ""Ha".n, der 
a?f deli! bre."en Bau der Belegsd!aft steht. Die Zweiteilung dieses Berriet"'urms bedeutet auf der 
eine,;, Seite d,e ~tufenordnung der Le:tenden ulld auf der anderen Seite die der Ausfübrenden, also vom 
BetrtebsratsvorsJt:zenden zum Vertrauensmann. 
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Berufsausbildungsdingen. Ein Mitbestimmungs- bzw. Mitwirkungsrecht besitzt 
die Betriebsvertretung bei allen personellen Sachen, wie Einstellungen, Um-
gruppierungen, Versetzungen und Entlassung. Für wirtschaftliche Angelegen-
heiten ist ein Wirtschaftsausschuß vorgesehen, in dem der Betriebsrat die Hälfte 
der Mitglieder stellen kann. Der Wirtschaftsausschuß muß zum Produktions-
programm, den Fabrikations- und Arbeitsmethoden und allen sonstigen wich-
tigen betriebswirtschaftlichen sowie technischen Dingen gehört, vor allem über 
die jeweilige Produktions- und Absatzlage informiert werden. Ist eine für die 
Belegschaft nachteilige Betriebsänderung geplant, so hat der Betriebsrat sogar 
ein Mitbestimmungsrecht. 129 
Wie nach dem Betriebsrätegesetz von 1920 kann der Betriebsrat Arbeitneh-
mervertreter in den Aufsichtsrat entsenden. Dieser soll aber im Gegensatz zur 
Montanmitbestimmung nur zu einem Drittel aus Arbeitnehmervertretern be-
stehen. Zwei Arbeitnehmer, ein Arbeiter und ein Angestellter, müssen aus dem 
Betrieb stammen, wenn zwei und mehr Arbeitnehmervertreter zu wählen sind. 
Diese Vorschrift gilt für Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien und für Aktiengesellschaften auf Familienbasis, Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung, Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit sowie Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaften mit jeweils mehr als 500 Arbeitnehmern.13o 
Nach dem Inkrafttreten des Betriebsverfassungsgesetzes haben die Gewerk-
schaften itnmer wieder versucht, eine Ausdehnung der paritätischen Mitbe-
stimmung nach dem Montanmodell herbeizuführen. Verständlicherweise ver-
stärkten sich die Bemühungen, als die sozialliberale Koalition im Herbst 1969 
die zwanzigjährige Regierung der CDU!CSU beendete. Willy Brandt und Hel-
mut Schmidt nahmen den weiteren Ausbau der Mitbestimmung mehrfach aus-
drücklich in ihre Regierungserklärungen auf. Der Spielraum der beiden SPD-
Kanzler erwies sich freilich in dieser Frage weniger weit als zu Zeiten Konrad 
Adenauers. Ihr großer CDU-Vorgänger konnte nämlich die beiden ersten Mit-
bestimmungsgesetze mit wechselnden Mehrheiten durchbringen, weil FDP 
und DP einerseits und SPD andererseits bei dem Mitbestimmungsproblem nicht 
zu einer Koalition gegen ihn zusammenfinden konnten. Die Möglichkeit der 
Erpressung durch den kleineren Regierungspartner fiel hier weg, das Nein der 
orthodoxen Liberalen blieb folgenlos. Die Sozialdemokratie hatte dagegen in 
ihrem Bündnis mit der FDP nie diese Bewegungsfreiheit, die Adenauer in der 
ersten Legislaturperiode genoß. Nachdem die Novelle vori 1972 das Betriebs-
verfassungsgesetz nur in wenigen Punkten verändert hatte 131 , konnte die sozial-
129 Ebd., §§ 56-75. 
130 Ebd., §§ 76 und 77. 
131 BGBI. 1972, Teil I, S. 3133 ff. Die Änderungen dieses Gesetzes gegenüber dem BVG 
von 1952 bestehen in folgenden Hauptpunkten: . 
I. Die Gewerkschaften erhielten ein neu eingeführtes Zugangsrecht zum Betrieb und ver-
stärkte Möglichkeiten der Einfluf~nahme auf die Errichtung und Tätigkeit von Betriebs-
räten. 
2. Die Rechte des Betriebsrates im personellen Bereich wurden erweitert. Im Gegensatz 
zum BVG kann die Betriebsvertretung sich schon in die Vorbereitung von Personalmaß-
nahmen einschalten. 
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liberale Koalition nach langem inneren und äußeren Tauziehen endlich am 4. 
Mai 1976 das "Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer" über die 
Parlamentshürden bringen. l32 Die Sozialdemokraten wollten "mit einem gro-
ßen Hammerschlag" die volle paritätische Montanmitbestimmung in den gro-
ßen Kapitalgesellschaften mit Über 2.000 Beschäftigten aller Rechtsformen ver-
ankern, mußte aber wegen des Widerstandes der FDP-Partner erhebliche Ab-
striche hinnehmen. Heraus kam eine "gleichgewichtige" Mitbestimmung bei 
etwa. 650 grof~en Kapitalgesellschaften, in denen die Anteilseigner das letzte 
Wort behalten. Bei einer großen Kapitalgesellschaft mit z.B. 20 Aufsichtsrats-
sitzen stellen die Kapitaleigner zehn Sitze. Die Arbeitnehmerseite wählt die 
and~re Hälfte, darunter muß sich jedoch ein leitender Angestellter befinden, 
der 111 der Regel der Unternehmensseite näher steht. Die Freien Demokraten 
haben aus wahltaktischen Überlegungen heraus diese gesonderte Repräsenta-
tion erstmals in der Geschichte der Mitbestimmung geschaffen, wofür in der 
Tat mancherlei Grunde sprechen. In die bisherigy Mitbestimmungspraxis ist 
aber dadurch eine große Kompliziertheit gebracht worden die die alten Fru-
. , 
stratlonen auf beiden Seiten nur verstärkt hat. 133 Hier ist ein bisher noch nicht 
gelöster Konflikt zwischen der an sich berechtigten Forderung nach Minder-
heitenschutz und der nicht minder verständlichen Ablehnung der Zerfaserung 
des ·Gesamtarbeitnehmerschaftswillens in einzelne Gruppeninteressen aufge-
taucht. Die Gewerkschaften, die die volle Parität erstreben und die Zersplitte-
rung der Belegschaften in einzelne Berufs- und Standesgruppen verhindern wol-
3. Bei Betriebsänderungen zum Nachteil von Betriebsangehörigen muß ein Sozialplan auf-
gestellt werden, dem der Betriebsrat zuzustimmen hat. 
4. Das Mitbestimmungsrecht in sozialen Angelegenheiten wurde auch auf die Einführung 
technischer Einrichtungen ausgedehnt, die die Leistung der Arbeitnehmer überwachen 
sowie auf die Festsetzung von Akkord- und Prämiensätzen. ' 
Weitere Punkte betreffen die bessere Regelung der Freistellung von Betriebsratsmitgliedern 
von der Arbeit, der Arbeit des Wirtschaftsausschusses, der Jugendvertretung sowie den Ab-
lauf der vierteljährlichen Betriebsversammlung. Vgl. Schaubild 3. Hans Werner Winder 
Das Betriebsverfassungsgesetz. Ein Leitfaden für die Praxis unter Berücksichtigung des Mit~ 
bestimmungsgesetzes 1976, 1977. 
132 BGBl.1976, TeilI,S.1153ff. 
133 D' K I" h' d R 
. le omp lZ1ert elt er neuen egelung besteht darin, daß in der betrieblichen 
Pr.axis häufig schwer zu bestimmen ist, wo in der Hierarchie der "Betriebspyramide" der 
leitende Angestellte anfängt und wie er sich von den übrigen Angestelltengruppen definitiv 
unterscheidet. Die eine Seite möchte jeden über- und außertariflich bezahlten Angestellten 
damit bezeichnen, während die andere Seite nur die engsten Vertrauten des Unternehmers 
die gleichsam seine Funktionen delegiert bekommen haben, hier einreihen will (vgl. die ent~ 
sprechende Regelung im BVG). Die Verfasser des Mitbestimmungskompromisses von 1976 
wollten die Zersplitterung freilich nicht so weit treiben, daß die leitenden Angestellten ihre 
Vertreter selbst in den Aufsichtsrat wählen. Aber das notwendige Quorum, d.h. die erfor-
derliche Stimmenzahl für die Wahl eines leitenden Angestellten in den Aufsichtsrat er-
scheint als eine brisante Angelegenheit, über deren Auswirkung allerdings noch empiri~che 
U.nt?rsuchungen fe~len. Auf die Gesc~ichte der betrieblichen Angestellten-Mitbestimmung, 
die m.sbesondere b~l der Entstehung 1m 19. Jahrhundert z.T. ganz abweichende Züge trägt, 
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Das vorstehende Schaubild zeigt die in~titutioneJle Seite der Betriebsverfassung .eines Hütten-
werkes nach dem Mitbestimmung.gesetz. Für Unternehmungen des Bergbaus ergeben Stch nur Unter-
schiede in den 5achbezeichnungen, aber nich, in den Institutionen un~ Einllußbeziehungen selbs!. 
Diese Einflußbeziehungen sind durch pfeil. kenntli~ gemacht. Dab~" bedeutet der Doppelpfetl 
zwischen dem Vorsitzenden und stellvertretenden VorSItzenden des Aufsl<hurats, daß dur~ Wah.1 von 
jeder der beiden Seiten die eine oder andere Position besetzt werden kann. In der Mitte zwISchen 
68 






~I Stellv. Vorsitzender 
Gewerkschaften 
I.G. Vorstand 
s ............ l 
Ptoduktio~ 
















[ _Be_N_E_sa_w_b_ild_u_n_g __ --l 
Sonstige 
soziale Einrichtungen 
Dr. O. Neuloh 
S.F.5t. Dortmund 
den Bereichen des Vorstand.. und der Be.riebsvertretung ist die Stufenordnung der vertikalen Be-
triebsverfassung in Ges.al. eines Turmes anged.utet. Man kann ihn aum 0.1. Schornstein auffassen, 
der auf dom breiten Bau der Belegschaft steht. Die Zweiteilung dieses Betriebsturms bedeutet auf der 
einen Seite die Stufenordnung der L~it.nden und auf der anderen Sei.e die der Ausführenden, also 
vom Betriebsratsvorsit-zenden zum V \~rtrauen$mann. 
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len, sind hier tief enttäuscht worden. Mit ebensolchem Protest nahmen sie hin, 
da1s sie nach dem Willen des Gesetzgebers nur drei Aufsichtsratsmitglieder bei 
den erwähnten 20 Aufsichtsratsposten selbst direkt besetzen können. Die ande-
ren sechs Arbeitnehmervertreter müssen (ebenso wie der leitende Angestellte) 
aus dem Betrieb stammen. Die Abwehr "betriebsfremder" Arbeitnehmerver-
treter hatte stets zu den Forderungen der Unternehmerseite gehört. In den 
kleineren Kapitalgesellschaften mit weniger als 2.000 Belegschaftsangehörigen 
ist es bei dem alten Drittel-Anteil der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
geblieben, so daß sich gegenüber dem BVG hier keine Änderung ergeben hat. 
Das Zustandekommen dieses letzten Mitbestimmungsgesetzes war wie früher 
mit zahlreichen Kontroversen verknüpft, wobei beauftragte Gutachter in die-
sem Zusammenhang verfassungsrechtliche Fragen erörterten, die die gesamte 
Wirtschafts- und Sozialordnung der Bundesrepublik berührten. 134 Auf eine Dar-
stellung dieser Einzelfragen und ihre Bewertung sowie auf eine Prognose über 
die künftige Entwicklung der Mitbestimmung kann hier verzichtet werden, da 
dies im nachfolgenden Beitrag ausführlich geschieht. 
8.DIE PARTIZIPATION IN BETRIEB UND WIRTSCHAFT 
ALS AUSDRUCK POLITISCHER KULTUR 
Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die Mitbestimmung keine nach 
dem 2. Weltkrieg unter dem Druck der Allüerten mehr oder weniger zufällig 
entstandene Unternehmensverfassung darstellt, sondern das Resultat eines 
mehr als hundertjährigen wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Kräftespiels 
ist. Wie die durchgehenden Entwicklungslinien vom frühen 19. Jahrhundert bis 
zur Gegenwart zeigen, kann das "Prinzip Mitbestimmung" als ein zentraler 
134 Über den Verlauf der Mitbestimmungsdebatte in den letzten Jahren unterrichten 
u.a. Günter Schwerdtfeger, Mitbestimmung in privaten Unternehmen, Berlin 1973. -
Werner Tegtmeier, Die Wirkungen der Mitbestimmung der Arbeitnehmer, Göttingen 1973. 
Mitbestimmungskommission (Hrsg.), Mitbestimmung im Unternehmen. Bericht der Sach-
verständigenkommission zur Auswertung der bisherigen Erfahrungen bei der Mitbestim-
mung, Stuttgart 1970. Horst Udo Niedenhoff, Mitbestimmung im Betrieb und Unterneh-
men. Theorie und Praxis, Köln 1973. Manfred Körner, Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
als Instrument gesamtwirtschaftlicher Einkommenspolitik, Göttingen 1974. - Dietrich 
Budaeus, Entscheidungsprozeß und Mitbestimmung. Ein Beitrag zur Grundlagendiskussion 
um die Demokratisierung von Unternehmungen, Wiesbaden 1975. Udo Mayer, Paritä-
tische Mitbestimmung und Arbeitsverhältnis, Köln-Frankfurt a.M. 1976. Fritz Vilmar, 
Politik und Mitbestimmung. Kritische Zwischenbilanz integrales Konzept, Bonn 1977. -
Klaus Rumpf, Mitbestimmung in wirtschaftlichen Angelegenheiten, bei der Unternehmens-
planung und Personalplanung. 2. AufL, Heidelberg 1978. - Jürgen Backhaus, Ökonomik 
der partizipativen Unternehmung, Bd. 1, Tübingen 1979. - Wolfgang Ohm, Mitbestimmung 
und Grundgesetz. Der Regierungsentwurf im Urteil der Sachverständigen, Köln 1977. 
Christine Hohmann-Dennhardt, Entscheidungsstrukturen im Unternehmen und Arbeit-
nehmerinteressen. Zur Effektivität der Mitbestimmung bei Betriebsänderungen, Baden-
,Baden 1980, Ulrich Zachert, Betriebliche Mitbestimmung, Köln 1980. Bernhard Nagel, 
Unternehmensmitbestimmung, Köln 1980. 
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Ordnungsfaktor der modernen Industriewelt begriffen werden. Die zu keiner 
Zeit abreißende Forderung der Arbeitnehmer nach Teilhabe an der betrieb~ 
lichen und gesamtwirtschaftlichen Willensbildung stand im Hintergrund vieler 
Sozialkonflikte, wenn auch dies den Beteiligten nicht immer bewußt war. Das 
Ringen um Mitbestimmung war ein Kampf um Herrschaftspositionen wie in 
anderen Bereichen der Gesellschaft. . 
Menschliche Herrschaft bezeichnet nach Max Weber eine soziale Beziehung, 
bei der jemand eine Chance hat, bei anderen Gehorsam zu finden und seinen 
Willen unter Umständen auch gegen den anderer durchzusetzen. Ganz sicher 
waren die sozialen Beziehungen zwischen Leitenden und Ausführenden in den 
Unternehmungen der Vergangenheit unter diesem Aspekt gestaltet und sind es 
teilweise heute noch. Diese einseitige Willensbildung im Betrieb ist im Laufe 
der letzten einhundert Jahre als gesellschaftliches Handlungsmuster und erstre-
benswertes Leitbild aber suspekt geworden. Der sich immer mehr durchsetzen~ 
de Gedanke der Mitbestimmung erscheint dem ursprünglichen Modell der 
monologischen Machtausübung gerade entgegengesetzt. Dem Grundsatz der 
Teilhabe wohnt der Gedanke inne: Ehe man daran geht, den eigenen Willen zu 
formulieren, muß die andere Seite von vornherein in den Prozeß der Willens-
durchsetzung als mithandelnder und mitdenkender Faktor einkalkuliert wer-
den. Die Mitbestimmung gibt daher den Unternehmen eine solche Verfassung, 
daß die institutionalisierte Macht nicht mehr einseitig, sondern prinzipiell nur 
noch zweiseitig gebildet werden kann. Jede Delegation von Herrschaftsbefug-
nissen der Unternehmensleitungen wie auch die Bildung von Repräsentativ-
organen der Belegschaft sind Formen einer neuen dialogischen Herrschafts-
struktur. Ähnliche Übergänge von der monologischen zur dialogischen Herr-
schaftsausübung lassen sich in der Ehe und Familie, der Schule und Universität, 
im kommunalen Leben usw. nachweisen. 
In der bisherigen Geschichte der Arbeiterbewegung und der staatlichen wie 
betrieblichen Sozialpolitik ist der Ausbau der Mitbestimmung häufig nur unter 
dem einseitigen Aspekt des Kampfes der sozialen Klassen dargestellt und den 
Unternehmern ohne nähere Nachprüfung unterstellt worden, sie hätten sich jede 
Mitbestimmung der Arbeitnehmerseite nur unter äußerstem Druck abringen 
lassen, wie sie überhaupt stets gegen jeden "sozialen Fortschritt" gewesen seien. 
Ein Studium der betrieblichen Sozialgeschichte wie auch der genuinen Wirt-
schaftspolitik zeigt, daß es sich bei solchen Aussagen um ideologische Stereo-
typen handelt, die mit der Realität nicht übereinstimmen. Das frühliberale Bür-
gertum in Deutschland, dessen Denken und Handeln nicht mit den Theorien 
einiger klassischer englischer Ökonomen verwechselt werden darf, hat schon vor 
dem Beginn der Industrialisierung das Problem der Mitbestimmung erkannt 
und erörtert sowie später konkrete Angebote dafür unterbreitet. Dabei ist fest-
zuhalten, daß die ersten "Fabrikherren" zunächst auf vorhandene Leitbilder 
damaliger Menschenführung zurückgreifen mußten: Einerseits übernahmen sie 
beispielsweise von den Manufakturen und ,,Arbeitshäusern" als ersten zentra-
len Produktionsstätten des Absolutismus deren quasi-militärische Ordnungs-
vorstellungen, vor allem die Hierarchie und den Befehlsstil, andererseits aber 
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aus dem alten Handwerk und der ländlichen Gutsherrschaft patriarchalisch-
fUrsorgerische Elemente. Von moderner Sozialpartnerschaft konnte am Beginn 
der Industrialisierung gewiß noch keine Rede sein: Der frühe Fabrikunterneh-
mer sorgte fUr seine Arbeiter wie ein gestrenger Vater für seine unmündigen 
Kinder, denen er Zuwendung, aber keine Rechenschaft schuldig ist. In allen 
anderen Lebensbereichen galten ähnliche Grundsätze des Patriarchalismus, so 
daß es müßig erscheint, moderne emanzipatorische Forderungen in eine Zeit 
hineinzusehen, wo man so etwas noch kaum verstanden hätte. In den kleinen 
und mittleren Betrieben, die bis zum Beginn des Kaiserreiches zahlenmäßig do-
minierten, kann die handwerklich-patriarchalische Betriebsverfassung meistens 
auch noch als dwchaus sachadäquat angesehen werden, da sich der anordnende 
Unternehmer und der ausführende Arbeitnehmer ohne Zwischeninstanz direkt 
gegenüberstanden. 
Erst mit dem Aufkommen des industriellen Großbetriebs nach der J ahrhun-
dertmitte und besonders nach 1871 griff mit wachsender Belegschaft, Arbeits-
teilung, Mechanisierung und Bürokratisierung die Überzeugung einer "natür-
lichen Gegensätzlichkeit" von Arbeit und Kapital immer mehr Platz. Unter dem 
Einfluß der neuen mächtigen Weltanschauungen zogen sich Unternehmer wie 
Arbeitnehmer auf eine Art von Selbstinteresse zurück, das permanente Kon-
fliktsituationen heraufbeschwor und scheinbar von jetzt an jede Möglichkeit 
eines rationalen Interessenausgleichs ausschloß. Die durch die Betriebsorgani-
sation wachsenden sozialen Distanzen müssen als die eigentlichen Ursachen für 
die Entfremdung angesehen werden, nicht etwa der Besitz oder Nichtbesitz der 
Produktionsmittel. Dieses umsichgreifende Bewußtsein von einer prinzipiellen 
Antinomie zweier Klassen auf der einen 'und dem orthodox-liberalen Eigen-
tumsanspruch auf der anderen Seite führte vorübergehend zu Herrschaftssitua-
tionen in einzelnen Unternehmen, die jeden Gedanken an eine gleichberech-
tigte Partnerschaft auszuschließen schienen. 
Charakteristischerweise hat es aber in Deutschland niemals an Stimmen auf 
beiden Seiten der sozialen Kontrahenten gefehlt; die auf einen gesellschaft-
lichen Kompromiß im Sinne der Mitbestimmung zusteuerten. Beim liberalen 
Besitz- und Bildungsbürgertum mit Einschluß führender Unternehmer wie auch 
bei repräsentativen Führern der Arbeit sbewegung , die bekanntlich niemals 
einen monolithischen Block darstellte, zeigten sich immer wieder Bestrebungen 
für eine "konzertierte Aktion". Die von Marxisten unermüdlich vorgebrachte 
These, es hätten sich in dichotomischer Aufspaltung immer nur "zwei große 
feindliche Lager" direkt gegenübergestanden, ist ein ideologisches Denkmodell, 
das in der historischen Realität so. keine Stütze findet. Stattdessen ~ab es eine 
Fülle divergierender Interessengruppierungen. Vor allem haben Staat, Kirchen 
und die Wissenschaft in der Gescliichte der Mitbestimmung stets ihren eigenen 
Part gespielt. So nahm sich einer der bekanntesten Nationalökonomen des spä-
ten 19. Jahrhunderts, Gustav Schmoller, schon beim Beginn des Kaiserreiches 
die Freihdt, den Staat wie die Unternehmer auf ihre Pflichten in dieser Frage 
und auf die Möglichkeiten eines sozialen Friedens durch betriebliche Arbeiter~ 
repräsentation hinzuweisen. Daß der Ausbau der Mitbestimmung mühselig und 
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in vielen Etappen mit dem Rückschlag im 3. Reich erfolgte, sollte bei der 
Größenordnung dieses Problems nicht verwundern. 
Natürlich läßt sich zum Schluß auch die berechtigte Frage stellen, ob für die 
hier anvisierten Phänomene der Begriff der "Mitbestimmung", den man vor 
1945 nicht in dieser umfassenden Verwendung kannte, überhaupt angebracht 
ist. Der Gewerkschaftler Fritz Naphtali hat, wie schon erwähnt, 1928 an Sidney 
und Beatrice Webbs Buch "Industrial Democracy" sich anlehnend den Termi-
nus "Wirtschaftsdemokratie" in Deutschland einzuführen versucht. 135 Es ist 
aber selU' die Frage, ob der für das politische Verfassungsleben geprägte Begriff 
der Demokratie für den ganz anders strukturierten Bereich der Wirtschaft so 
übernommen werden darf. l36 Ein in der Marktwirtschaft agierendes Unterneh-
men kann sicherlich nicht auf Dauer von einem Vorstand erfolgreich geleitet 
werden, . der von parlamentarisch wechselnden Mehrheiten abhängig ist. Der 
Begriff der Wirtschaftsdemokratie paßt daher eher auf den Bereich der überbe-
trieblichen Mitbestimmung. Sehr viel adäquater erscheint dagegen der im Aus-
land schon mehr verwandte Begriff der Partizipation, da dieser vom Begriff 
"Partner" abgeleitet ist und die Vorstellung einer verantwortlichen und zu-
gleich verpflichtenden Teilhaberschaft assoziiert. Mitbestimmung und Partizi-
pation kennzeichnen etwas andere Grundhaltungen des Bürgers zum politi-
schen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Gesamtgeschehen. Immer mehr 
Gruppen wollen in der Bundesrepublik zwar "mitbestimmen" und melden ent-
sprechende Anspruche an, doch sind sie nicht zugleich bereit, die Konsequen-
zen ihrer Forderungen mitzubedenken, die für die anderen partizipierenden 
Gruppen und die Allgemeinheit entstehen. Partizipation setzt dagegen ein Ge-
wissen für das "gemeine Wohl" voraus und könnte so ein stabilisierendes Ele-
ment. der politischen Kultur in einer Demokratie bilden. Die radikalen Gegner 
der Mitbestimmung im Lager der Unternehmer wie der Arbeiterbewegung 
hängen noch dem Irrglauben an, daß alle Gesellschaftskonflikte letztlich nur 
. durch Gewalt und Macht entschieden werden können. Dieses antiquierte 
Freund-Feind-Denken ist aber eine der größten Barrieren zur Entfaltung einer 
neuen demokratisch-politischen Kultur. Die Geschichte der Mitbestimmung in 
Deutschland zeigt, daß die Möglichkeiten einer herrschaftsfreien Kooperation 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern und einer rationaleren Konfliktregelung 
durchaus keine Utopie sind. 
135 Sidney and Beatrice Webb, Industrial Democray, London 1897. Vgl. H. von Nostiz, 
Zqr WirtschaftsdemoKratie in England, Leipzig 1932. - J. Herzig, Die Stellung der deutschen 
Arbeitergewerkschaften zum Problem der Wirtschaftsdemokratie, 1933. 
136 Vgl. die berechtigte Kritik des Hamburger Staatsrechtlers Herbert Krüger, Paritä-
tische Mitbestimmung. Unternehmensverfassung. Mitbestimmung der Allgemeinheit, Düssel-
dorf 1973, S. 21ff. 
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